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Nr. 15*     Bekanntmachung  der  Neufassung  des  Kir-
chenbeamtengesetzes der EKD. 

     Vom 25. Januar 2010.

Aufgrund des Artikels 2 des Kirchengesetzes vom 28.
Oktober 2009 (ABl. EKD 2009 S. 347) wird nachstehend
der Wortlaut des Kirchenbeamtengesetzes der EKD in der
seit dem 1. Januar 2010 geltenden Fassung bekannt ge-
macht. Die Neufassung berücksichtigt: 

1.   das am 1. Januar 2006 in Kraft getretene Kirchengesetz
vom 10. November 2005 (ABl. EKD 2005 S. 551), 

2.   das am 9. November 2006 in Kraft getretene Kirchenge-
setz vom 8. November 2006 (ABl. EKD 2006 S. 515), 

3.   den am 1. Januar 2010 in Kraft getretenen Artikel 1 des
eingangs genannten Kirchengesetzes.

H a n n o v e r,  den 25. Januar 2010 

Evangelische Kirche in Deutschland
– Kirchenamt –

Dr.  B a r t h

Präsident

Kirchengesetz über die Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland (Kirchenbeamtengesetz der EKD –

KBG. EKD)

Inhaltsübersicht

Teil 1  Allgemeine Bestimmungen 

§  1 Dienst im Kirchenbeamtenverhältnis
§  2 Geltungsbereich, Dienstherrnfähigkeit
§  3 Funktionsvorbehalt 

Teil 2  Das Kirchenbeamtenverhältnis 

Kapitel 1 Allgemeines

§  4 Dienstherr, oberste Dienstbehörde, Dienstvorge-
setzte, Vorgesetzte, Dienstaufsicht

§  5 Dienst bei mehreren Rechtsträgern
§  6 Arten des Kirchenbeamtenverhältnisses 

Kapitel 2 Ernennung 

§  7 Begründung und Veränderung des Kirchenbe-
amtenverhältnisses

§  8 Voraussetzungen
§  9 Wirksamkeit der Ernennung
§ 10 Nichtigkeit der Ernennung
§ 11 Rücknahme der Ernennung
§ 12 Unwirksamkeit der Ernennung, Amtshandlungen
§ 13 Beförderung, Durchlaufen von Ämtern 

Kapitel 3 Laufbahnen und Amtsbezeichnungen 

§ 14 Laufbahnbestimmungen
§ 15 Amtsbezeichnungen 

Kapitel 4 Personalakten

§ 16 Personalaktenführung
§ 17 Einsichts- und Auskunftsrecht 

Teil 3  Amt und Rechtsstellung

Kapitel 1 Pflichten 

§ 18 Grundbestimmung
§ 19 Gelöbnis
§ 20 Beratungs- und Gehorsamspflicht
§ 21 Verantwortlichkeit
§ 22 Beschränkung bei Vornahme von Amtshandlun-

gen
§ 23 Verbot der Weiterführung von Dienstgeschäften
§ 24 Amtsverschwiegenheit
§ 25 Übergabe amtlicher Unterlagen und Gegenstände
§ 26 Annahme von Zuwendungen
§ 27 Politische Betätigung und Mandatsbewerbung
§ 28 Arbeitszeit
§ 29 Fernbleiben vom Dienst
§ 30 Wohnung und Aufenthalt
§ 31 Mitteilung von strafrechtlichen Verfahren
§ 32 Amtspflichtverletzungen
§ 33 Schadensersatz

Kapitel 2  Rechte 

§ 34 Fürsorgepflicht des Dienstherrn 
§ 35 Unterhalt 
§ 36 Abtretung von Schadensersatzansprüchen 
§ 37 Schäden bei Ausübung des Dienstes 
§ 38 Urlaub 
§ 39 Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz,

Arbeitsschutz, Schwerbehindertenrecht 
§ 40 Dienstzeugnis 

Kapitel 3  Personalentwicklung 

§ 41 Förderung, Fortbildung 
§ 42 Beurteilung 

Kapitel 4  Nebentätigkeiten

§ 43 Grundbestimmung
§ 44 Angeordnete Nebentätigkeiten
§ 45 Haftung aus angeordneter Nebentätigkeit
§ 46 Einwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten
§ 47 Nichteinwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten
§ 48 Rechtsverordnungen über Nebentätigkeiten 

Teil 4 Veränderungen des Kirchenbeamtenverhältnisses 

Kapitel 1  Freistellung (Beurlaubung und Teildienst)

§ 49 Grundbestimmung
§ 50 Beurlaubung und Teildienst aus familiären

Gründen
§ 51 Beurlaubung und Teildienst aus anderen Gründen
§ 52 Informationspflicht und Benachteiligungsverbot
§ 53 Nebentätigkeit während der Freistellung
§ 54 Allgemeine Rechtsfolgen einer Beurlaubung
§ 55 Verfahren 

Kapitel 2 Abordnung, Zuweisung, Versetzung und Um-
wandlung 

§ 56 Abordnung
§ 57 Zuweisung
§ 58 Versetzung
§ 59 Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

Kapitel 3 Wartestand 

§ 60 Voraussetzungen für die Versetzung in den War-
testand

§ 61 Allgemeine Rechtsfolgen und Verfahren
§ 62 Verwendung im Wartestand

A. Evangelische Kirche in Deutschland

Amtsblatt-02-10_neu_Amtsblatt-Musterumbruch  15.02.10  16:32  Seite 31



32                                                  Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland                                  Heft 2, 2010

§ 63 Wiederverwendung
§ 64 Versetzung in den Ruhestand
§ 65 Ende des Wartestandes 

Kapitel 4 Ruhestand 

§ 66 Eintritt in den Ruhestand
§ 67 Ruhestand auf Antrag
§ 68 Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit
§ 69 Verfahren bei Dienstunfähigkeit
§ 70 Begrenzte Dienstfähigkeit
§ 71 Allgemeine Voraussetzung
§ 72 Verfahren und Rechtsfolgen
§ 73 Wiederverwendung nach Versetzung in den Ru-

hestand
§ 74 Ruhestand bei Kirchenbeamtenverhältnissen auf

Probe 

Teil 5  Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses

§ 75 Grundbestimmung
§ 76 Entlassung kraft Gesetzes
§ 77 Entlassung wegen einer Straftat
§ 78 Wirkungen eines Wiederaufnahmeverfahrens
§ 79 Entlassung ohne Antrag
§ 80 Entlassung auf Verlangen
§ 81 Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis

auf Zeit
§ 82 Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis

auf Probe
§ 83 Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis

auf Widerruf
§ 84 Verfahren und Rechtsfolgen
§ 85 Entfernung aus dem Dienst 

Teil 6  Rechtsschutz und Verfahren

§ 86 Allgemeines Beschwerderecht
§ 87 Rechtsweg, Vorverfahren
§ 88 Leistungsbescheid
§ 89 Zustellungen 

Teil 7  Sondervorschriften 

§ 90 Ordinierte Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte

§ 91 Kirchenleitende Organe und Ämter
§ 92 Kirchenbeamtenvertretungen 

Teil 8  Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 93 Zuständigkeiten
§ 94 Bestehende Kirchenbeamtenverhältnisse
§ 95 Inkrafttreten
§ 96 Außerkrafttreten 

Kirchengesetz

Teil 1

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1

Dienst im Kirchenbeamtenverhältnis 

(1) Der Dienst der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten gründet auf dem Auftrag, den die Kirche von ihrem
Herrn Jesus Christus erhalten hat. Alle in den Dienst der
Kirche Berufenen wirken an der Erfüllung dieses Auftrags
mit. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten stehen in ei-
nem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis
(Kirchenbeamtenverhältnis). 

§ 2

Geltungsbereich, Dienstherrnfähigkeit 

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für die Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten der Evan gelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammen -
schlüsse. Es gilt ferner für die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten der Körperschaf ten, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts, über die die Evangelische Kirche in
Deutschland, eine Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher Zu-
sammenschluss die Aufsicht führt. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Rechtsträger (Diensther-
ren) besitzen das Recht, Kirchen beamtinnen und Kirchen-
beamte zu haben (Dienstherrnfähigkeit), soweit das Recht
der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen
oder der gliedkirchlichen Zusam menschlüsse je für ihren
Bereich nicht Einschränkungen vorsieht. 

§ 3

Funktionsvorbehalt 

In das Kirchenbeamtenverhältnis soll berufen werden,
wer überwiegend kirchliche Auf sichtsbefugnisse ausüben
oder überwiegend andere Aufgaben von besonderer kirchli-
cher Verantwortung wahrnehmen soll. 

Teil 2

Das Kirchenbeamtenverhältnis 

Kapitel 1

Allgemeines 

§ 4

Dienstherr, oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzte, 
Vorgesetzte, Dienstaufsicht 

(1) Dienstherr der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten sind jeweils die in § 2 Absatz 1 genannten Rechtsträger.
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten eines Dienstherrn
nach § 2 Absatz 1 Satz 2 gewährt nach Maßgabe des Rechts
der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen
und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse ne ben dem
Dienstherrn auch die aufsichtsführende Kirche Fürsorge
und Schutz; die Treue pflicht dieser Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten besteht auch gegenüber der aufsichtsfüh-
renden Kirche. 

(2) Die oberste Dienstbehörde der Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten ist die oberste Behörde ihres Dienst-
herrn, in dessen Dienstbereich sie ein Amt bekleiden. 

(3) Dienstvorgesetzte sind diejenigen, die für kirchenbe-
amtenrechtliche Entscheidungen über die persönlichen An-
gelegenheiten der ihnen nachgeordneten Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamten zuständig sind. Vorgesetzte sind
diejenigen, die ihnen für ihre dienstliche Tätigkeit Anord-
nungen erteilen können. 

(4) Die Dienstvorgesetzten und die oberste Dienstbehör-
de üben die Dienstaufsicht nach Maßgabe dieses Kirchenge-
setzes und der Regelungen aus, die die Evangelische Kirche
in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse je für ihren Bereich treffen. 

§ 5

Dienst bei mehreren Rechtsträgern 

(1) Besteht eine mit einer Kirchenbeamtin oder einem
Kirchenbeamten besetzbare Stelle für mehrere Rechtsträger
nach §  2 Absatz 1, so können die Rechtsträger einvernehm-

Amtsblatt-02-10_neu_Amtsblatt-Musterumbruch  15.02.10  16:32  Seite 32



Heft 2, 2010                                  Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland                                                  33

lich regeln, wer Dienstherr sein soll. Treffen die Rechtsträ-
ger keine einvernehmliche Regelung, so ist der Dienstherr
derjenige Rechtsträger, für den überwiegend Aufgaben
wahrzuneh men sind. 

(2) Der Dienstherr nach Absatz 1 übt die Rechte der oder
des Dienstvorgesetzten im Ein vernehmen mit den anderen
beteiligten Rechtsträgern aus. Die beteiligten Rechtsträger
können gemeinsam eine Dienstanweisung erlassen; im Üb-
rigen obliegt die Dienstaufsicht jedem Rechtsträger für sei-
nen Bereich. 

(3) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter
im Einverständnis des Dienst herrn von einem anderen
Rechtsträger nach § 2 Absatz 1 einen besonderen Auftrag,
so gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Ergeben sich Meinungsverschiedenheiten zwischen
den beteiligten Rechtsträgern und unterstehen diese dersel-
ben obersten Dienstbehörde, so entscheidet diese. 

§ 6

Arten des Kirchenbeamtenverhältnisses 

(1) Ein Kirchenbeamtenverhältnis kann begründet wer-
den 

1.   auf Lebenszeit, wenn dauernd Aufgaben nach § 3 über-
nommen werden sollen, 

2.   auf Probe, wenn zur späteren Verwendung im Kirchen-
beamtenverhältnis auf Lebens zeit eine Probezeit abzu-
leisten ist, 

3.   auf Widerruf, wenn ein Vorbereitungsdienst abzuleisten
ist oder vorübergehend Auf gaben nach § 3 übernommen
werden sollen, oder 

4.   auf Zeit, wenn auf Grund besonderer kirchenrechtlicher
Bestimmungen Aufgaben nach § 3 für eine bestimmte
Zeit übernommen werden sollen. 

(2) Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit
gelten die Vorschriften über das Kirchenbeamtenverhältnis
auf Lebenszeit entsprechend, sofern nicht die Evangelische
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen oder die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich anderes
durch Kirchengesetz bestimmen. 

(3) Zur ehrenamtlichen Wahrnehmung von Aufgaben
nach § 3 kann ein Kirchenbeam tenverhältnis im Ehrenamt
begründet werden. Das Nähere zu den Kirchenbeamtenver -
hältnissen im Ehrenamt regeln die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse je für ihren Bereich durch Kirchengesetz. 

(4) Gliedkirchliche Regelungen können die Begründung
mittelbarer Kirchenbeamtenver hältnisse und öffentlich-
rechtlicher Ausbildungsverhältnisse vorsehen. 

Kapitel 2

Ernennung 

§ 7

Begründung und Veränderung 
des Kirchenbeamtenverhältnisses 

(1) Einer Ernennung bedarf es 

1.   zur Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses (Ein-
stellung), 

2.   zur Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in
ein solches anderer Art, 

3.   zur ersten Verleihung eines Amtes (Anstellung), 

4.   zur Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amts-
bezeichnung und mit anderem Endgrundgehalt, 

5.   zur Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amts-
bezeichnung beim Wechsel der Laufbahngruppe. 

(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer Er-
nennungsurkunde. Die Urkunde muss enthalten: 

1.   bei der Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses
die Worte »unter Berufung in das Kirchenbeamtenver-
hältnis« mit dem die Art des Kirchenbeamtenverhältnis-
ses be stimmenden Zusatz »auf Lebenszeit«, »auf Pro-
be«, »auf Widerruf«, »auf Zeit« mit der Angabe der
Zeitdauer der Berufung, »im Ehrenamt«, »im mittelba-
ren Dienstverhältnis« oder »im öffentlich-rechtlichen
Ausbildungsverhältnis«. 

2.   bei der Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses
in ein solches anderer Art den diese Art bestimmenden
Zusatz nach Nummer 1, 

3.   bei der Verleihung eines Amtes die Amtsbezeichnung. 

(3) Entspricht die Ernennungsurkunde nicht der in Ab-
satz 2 vorgeschriebenen Form, so liegt eine Ernennung nicht
vor. Fehlt im Falle der Begründung eines Kirchenbeamten-
ver hältnisses nur der die Art des Kirchenbeamtenverhältnis-
ses bestimmende Zusatz, so gilt das begründete Kirchenbe-
amtenverhältnis als ein solches auf Widerruf. 

§ 8

Voraussetzungen 

(1) Bewerberinnen und Bewerber sind nach Eignung, Be-
fähigung und fachlicher Leistung unter Berücksichtigung
der Besonderheiten des kirchlichen Dienstes auszuwählen. 

(2) In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur berufen
werden, wer 

1.   Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in
Deutschland oder einer der Evangelischen Kirche in
Deutschland angeschlossenen Gemeinschaft (Artikel 21
Absatz 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche
in Deutschland) ist, 

2.   die Gewähr dafür bietet, sich innerhalb und außerhalb
des Dienstes so zu verhalten, dass das Vertrauen in seine
pflichtgemäße Amtsführung gewahrt und die Glaubwür -
digkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages
nicht beeinträchtigt wird, 

3.   die für die Laufbahn vorgeschriebene Vorbildung be-
sitzt und die vorgeschriebenen Prüfungen mit Erfolg ab-
gelegt hat, 

4.   das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 

5.   nicht infolge des körperlichen Zustands oder aus ge-
sundheitlichen Gründen bei der Erfüllung der Dienst-
pflichten wesentlich beeinträchtigt ist. 

(3) Die oberste Dienstbehörde kann, wenn ein dienstli-
ches Interesse besteht und es mit der künftigen Amtsstellung
vereinbar ist, von den Voraussetzungen nach Absatz 2
Num mer 1, 3 und 4 Befreiung erteilen. Befreiung darf nur
erteilt werden im Falle des 

1.   Absatz 2 Nummer 1, wenn die sich bewerbende Person
einer Kirche angehört, die mit der Evangelischen Kirche
in Deutschland, einer Gliedkirche oder einem glied-
kirchli chen Zusammenschluss in Kanzel- und Abend-
mahlsgemeinschaft steht, 

2.   Absatz 2 Nummer 3, wenn keine geeigneten Laufbahn-
bewerberinnen oder Laufbahn bewerber zur Verfügung
stehen, die sich bewerbende Person die erforderliche
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Befä higung durch Lebens- und Berufserfahrung erwor-
ben hat und ein besonderes dienst liches Interesse an ih-
rer Einstellung besteht. 

(4) Auf Lebenszeit kann nur ernannt werden, wer das 27.
Lebensjahr vollendet und sich während einer Probezeit be-
währt hat. Von dem Erfordernis der Probezeit kann abgese-
hen werden, wenn dieses im kirchlichen Interesse liegt. 

(5) Ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe ist spätes-
tens nach fünf Jahren in ein solches auf Lebenszeit umzu-
wandeln, wenn die kirchenbeamtenrechtlichen Vorausset-
zungen hier für erfüllt sind. Die Frist verlängert sich um die
Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge. 

§ 9

Wirksamkeit der Ernennung 

(1) Die Ernennung wird mit dem Tage der Aushändigung
der Ernennungsurkunde wirk sam, wenn nicht in der Urkun-
de ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Eine Ernen -
nung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig
und insoweit unwirksam. 

(2) Mit der Ernennung erlischt ein privatrechtliches Ar-
beitsverhältnis zum Dienstherrn. 

§ 10

Nichtigkeit der Ernennung 

(1) Eine Ernennung ist nichtig, wenn sie von einer unzu-
ständigen Stelle ausgesprochen worden ist. Die Ernennung
ist von Anfang an als wirksam anzusehen, wenn die zustän-
dige Stelle sie schriftlich genehmigt. 

(2) Die Ernennung ist auch nichtig, wenn sie ohne die kir-
chengesetzlich vorgeschriebene Mitwirkung einer anderen
Stelle ausgesprochen worden ist. Die Ernennung ist von An-
fang an als wirksam anzusehen, wenn die andere Stelle sie
schriftlich genehmigt. 

(3) Die Ernennung ist ferner nichtig, wenn die ernannte
Person zum Zeitpunkt der Ernen nung 

1.   nicht Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kir-
che in Deutschland oder einer der Evangelischen Kirche
in Deutschland angeschlossenen Gemeinschaft (Arti-
kel 21 Absatz 4 der Grundordnung der Evangelischen
Kirche in Deutschland) war und eine Befreiung nach § 8
Absatz 3 Nummer 1 nicht erteilt worden ist, oder 

2.   ganz oder teilweise unter Betreuung nach den Vorschrif-
ten des Bürgerlichen Gesetz buches stand. 

(4) Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt wird, ist
dieser der ernannten Person mitzuteilen und ihr jede weitere
Führung der Dienstgeschäfte zu untersagen, bei Nichtig keit
nach Absatz 1 oder 2 aber erst, wenn die Genehmigung ver-
sagt worden ist. 

§ 11

Rücknahme der Ernennung 

(1) Die Ernennung ist zurückzunehmen, wenn 

1.   sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung
herbeigeführt wurde, 

2.   nicht bekannt war, dass die ernannte Person ein Verbre-
chen oder ein Vergehen be gangen hatte, das sie für die
Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis unwürdig er -
scheinen lässt, oder 

3.   die ernannte Person im Zeitpunkt der Ernennung nicht
die Fähigkeit zur Bekleidung kirchlicher oder anderer
öffentlicher Ämter hatte. 

(2) Die Ernennung kann zurückgenommen werden, wenn
nicht bekannt war, dass die er nannte Person in einem recht-
lich geordneten Verfahren aus einem kirchlichen oder ande-
ren öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis entfernt worden
war oder ihr die Versorgungsbe züge oder die mit der Ordi-
nation verliehenen Rechte aberkannt worden waren. 

(3) Die für die Ernennung zuständige Stelle kann die
Rücknahme nur innerhalb einer Frist von sechs Monaten
nach Kenntnis des Rücknahmegrundes erklären. Vor der
Rücknahme ist die ernannte Person zu hören. Die Erklärung
ist ihr innerhalb der Frist unter Angabe der Gründe zuzustel-
len. 

§ 12

Unwirksamkeit der Ernennung, Amtshandlungen 

(1) Die Nichtigkeit und die Rücknahme haben zur Folge,
dass die Ernennung von Anfang an unwirksam ist. Die ge-
zahlten Dienstbezüge können belassen werden. 

(2) Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie zurückgenom-
men worden, so sind die bis zu der Untersagung (§ 10 Ab-
satz 4) oder bis zur Zustellung der Rücknahmeerklärung
(§ 11 Ab satz 3) vorgenommenen Amtshandlungen der er-
nannten Person in gleicher Weise gültig, als wenn sie eine
Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter ausgeführt hätte. 

§ 13

Beförderung, Durchlaufen von Ämtern 

(1) Beförderung ist eine Ernennung, durch die ein ande-
res Amt mit höherem Endgrund gehalt und anderer Amtsbe-
zeichnung verliehen wird. Einer Beförderung steht es
gleich, wenn ohne Änderung der Amtsbezeichnung ein an-
deres Amt mit höherem Endgrundgehalt übertragen wird;
dies gilt auch, wenn kein anderes Amt übertragen wird. 

(2) Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 8
Absatz 1 vorzunehmen. 

(3) Eine Beförderung ist nicht zulässig 

1.   während der Probezeit, 

2.   vor Ablauf eines Jahres nach der Anstellung, 

3.   vor Ablauf eines Jahres nach der letzten Beförderung, es
sei denn, dass das bisherige Amt nicht durchlaufen zu
werden braucht. 

(4) Ämter, die bei regelmäßiger Gestaltung der Laufbahn
zu durchlaufen sind, sollen nicht übersprungen werden. 

(5) Die oberste Dienstbehörde kann in den Fällen des Ab-
satzes 3 Nummer 1 und 2 Aus nahmen zulassen, wenn ein
Ausgleich für berufliche Verzögerungen, die durch die Ge-
burt oder die tatsächliche Betreuung oder Pflege eines Kin-
des unter 18 Jahren eintreten würden, geschaffen werden
soll. Entsprechendes gilt für den Ausgleich beruflicher Ver-
zögerungen infolge der tatsächlichen Pflege eines nach ärzt-
lichem Gutachten pflegebedürftigen sons tigen Angehöri-
gen. 

(6) Ein Rechtsanspruch auf Beförderung besteht nicht. 

Kapitel 3

Laufbahnen und Amtsbezeichnungen 

§ 14

Laufbahnbestimmungen 

(1) Das Nähere über Laufbahnen, Beförderungsmöglich-
keiten, Aus- und Vorbildung, Prüfungen und Probezeiten im
Sinne des Laufbahnrechts können die Evangelische Kirche
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in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse durch Rechtsverordnung je für ihren
Bereich regeln. 

(2) Wenn Regelungen nach Absatz 1 nicht getroffen wer-
den, sind die Vorschriften der Bundeslaufbahnverordnung
in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden. 

§ 15

Amtsbezeichnungen 

(1) Die Amtsbezeichnungen der Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten werden von der Evangelischen Kirche in
Deutschland, den Gliedkirchen und den gliedkirchlichen
Zusam menschlüssen je für ihren Bereich geregelt. 

(2) Eine Amtsbezeichnung, die herkömmlich für ein Amt
verwendet wird, das eine be stimmte Befähigung voraussetzt
und einen bestimmten Aufgabenkreis umfasst, darf nur Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten verliehen werden, die
ein solches Amt bekleiden. 

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Warte-
stand führen die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz »im
Wartestand« (»i. W.«), solche im Ruhestand mit dem Zusatz
»im Ruhestand« (»i. R.«). 

(4) Die oberste Dienstbehörde kann früheren Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten erlauben, die Amtsbezeich-
nung mit dem Zusatz »außer Dienst« (»a. D.«) sowie die im
Zusammenhang mit dem Amt verliehenen Titel zu führen.
Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn die frühere
Kirchenbeamtin oder der frühere Kirchenbeamte sich ihrer
als nicht würdig erweist. 

Kapitel 4

Personalakten 

§ 16

Personalaktenführung 

(1) Über jede Kirchenbeamtin und jeden Kirchenbeamten
ist eine Personalakte zu führen. Sie ist vertraulich zu behan-
deln und vor unbefugter Einsicht zu schützen. 

(2) Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die die Kir-
chenbeamtin oder den Kirchen beamten betreffen, soweit sie
mit dem Dienstverhältnis in einem unmittelbaren inneren
Zusammenhang stehen; hierzu gehören auch in Dateien ge-
speicherte, personenbezogene Daten (Personalaktendaten).
Unterlagen, die besonderen, von der Person und dem
Dienst verhältnis sachlich zu trennenden Zwecken dienen,
insbesondere Prüfungsakten, sind nicht Bestandteil der Per-
sonalakten. Wird die Personalakte in Grund- und Teilakten
gegliedert, so ist in die Grundakte ein vollständiges Ver-
zeichnis aller Teilakten aufzunehmen. Ist die Führung von
Nebenakten erforderlich, ist auch dies in der Grundakte zu
vermerken. 

(3) Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der Perso-
nalverwaltung oder Personalwirt schaft verwendet werden.
Soweit in diesem Kirchengesetz nichts anderes bestimmt ist,
richten sich Verarbeitung und Nutzung sowie die Übermitt-
lung der Personalaktendaten nach dem Kirchengesetz über
den Datenschutz in der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land in der jeweils geltenden Fassung. 

(4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu Be-
schwerden, Behauptungen und Be wertungen, die für sie un-
günstig sind oder ihnen nachteilig werden können, vor deren
Aufnahme in die Personalakte zu hören; ihre Äußerung ist
zur Personalakte zu nehmen. Anonyme Schreiben dürfen
nicht in die Personalakte aufgenommen werden. 

(5) Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und
Bewertungen sind, falls sie 

1.   sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben, mit
Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbe-
amten unverzüglich aus der Personalakte zu entfernen
und zu ver nichten, 

2.   für die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten un-
günstig sind oder ihr oder ihm nachteilig werden kön-
nen, auf eigenen Antrag nach drei Jahren zu entfernen
und zu vernichten; dies gilt nicht für dienstliche Beurtei-
lungen. 

Die Frist nach Satz 1 Nummer 2 wird durch erneute Sach-
verhalte im Sinne dieser Vorschrift oder durch die Einlei-
tung eines Straf-, Disziplinar- oder Lehrbeanstandungsver-
fahrens unterbrochen. Stellt sich der erneute Vorwurf als
unbegründet oder falsch heraus, gilt die Frist als nicht unter-
brochen. 

(6) Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie nicht Bestand-
teil einer Disziplinarakte sind, sowie Auskünfte aus dem
Bundeszentralregister sind mit Zustimmung der Kirchenbe-
amtin oder des Kirchenbeamten nach drei Jahren zu entfer-
nen und zu vernichten. Absatz 5 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend. 

(7) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen oder die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen je für ihren Bereich die Fristen nach Absatz 5 Satz 1
Nummer 2 und Absatz 6 Satz 1 durch Kirchengesetz verlän-
gern. 

§ 17

Einsichts- und Auskunftsrecht 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch
nach Beendigung des Kirchen beamtenverhältnisses, ein
Recht auf Einsicht in ihre vollständige Personalakte. Dies
gilt ebenso für die von ihnen beauftragten Ehepartnerinnen,
Ehepartner, Kinder und Eltern. 

(2) Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, so-
weit dienstliche Gründe nicht ent gegenstehen. Dies gilt
auch für Hinterbliebene, Erbinnen und Erben, wenn ein be-
rechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird, und für deren
Bevollmächtigte. 

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein
Recht auf Einsicht auch in andere Schriftstücke, die perso-
nenbezogene Daten über sie enthalten und für ihr Dienstver-
hältnis verarbeitet oder genutzt werden, soweit kirchenge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist. Die Einsichtnahme ist
unzulässig, wenn die Daten der Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeam ten mit Daten Dritter oder mit Daten, die nicht
personenbezogen sind und deren Kenntnis die Wahrneh-
mung des kirchlichen Auftrags gefährden könnte, derart
verbunden sind, dass ihre Trennung nicht oder nur mit un-
verhältnismäßig großem Aufwand möglich ist. In die sem
Fall ist den Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten Aus-
kunft zu erteilen. Das Recht auf Einsicht in die Ausbil-
dungs- und Prüfungsakten regeln die Evangelische Kirche
in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse je für ihren Bereich. 

(4) Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo die
Einsicht gewährt wird. Soweit dienstliche Gründe nicht ent-
gegenstehen, können auf Kosten der Kirchenbeamtin oder
des Kirchenbeamten Kopien gefertigt werden. 

(5) Das Recht auf Auskunft steht dem Recht auf Einsicht
gleich; insoweit gelten die Ab sätze 1 bis 3 entsprechend. 
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(6) Kenntnisse, die durch Akteneinsicht erlangt sind, un-
terliegen der Amtsverschwiegen heit nach § 24. 

(7) Die Einsicht in Ermittlungsakten eines Disziplinar-
verfahrens und die Unterrichtung über die Erhebung und
Speicherung personenbezogener Daten für diese Akten re-
gelt das Disziplinarrecht. 

Teil 3

Amt und Rechtsstellung 

Kapitel 1

Pflichten 

§ 18

Grundbestimmung 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihren
Dienst in Bindung an Schrift und Bekenntnis und nach den
Ordnungen der Kirche auszuüben. Sie haben die ihnen
oblie genden Pflichten mit voller Hingabe, treu, uneigennüt-
zig und gewissenhaft zu erfüllen. Sie haben sich innerhalb
und außerhalb des Dienstes so zu verhalten, dass das Ver-
trauen in ihre pflichtgemäße Amtsführung gewahrt und die
Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftra-
ges nicht beeinträchtigt wird. 

§ 19

Gelöbnis 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben fol-
gendes Gelöbnis abzulegen: 
»Ich gelobe vor Gott, den mir anvertrauten Dienst in Bin-
dung an Schrift und Bekenntnis und nach den Ordnungen
der Kirche auszuüben, die mir obliegenden Pflichten mit
voller Hingabe, treu, uneigennützig und gewissenhaft zu er-
füllen und mein Leben so zu führen, dass das Vertrauen in
meine pflichtgemäße Amtsführung gewahrt und die Glaub-
würdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages
nicht beeinträchtigt wird.« 

(2) Das Gelöbnis soll bei der erstmaligen Ernennung ab-
gelegt werden. 

§ 20

Beratungs- und Gehorsamspflicht 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre Vor-
gesetzten zu beraten und zu un terstützen. Sie sind verpflich-
tet, die von diesen erlassenen Anordnungen und allgemei-
nen Richtlinien zu befolgen. Dies gilt nicht für Anordnun-
gen, deren Ausführung erkennbar Schrift und Bekenntnis
widersprechen würde oder erkennbar strafbar oder ord-
nungswidrig ist. Es gilt ferner nicht in Fällen, in denen Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamte nach besonderer ge-
setzlicher Vorschrift nur dem Gesetz unterworfen und an
Anordnungen nicht gebunden sind. 

§ 21

Verantwortlichkeit 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind für die
Rechtmäßigkeit ihrer dienstlichen Handlungen verantwort-
lich. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben Be-
denken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnun-
gen unverzüglich bei der oder dem unmittelbaren Vorge-
setzten gel tend zu machen. Wird die Anordnung aufrechter-
halten, so haben sie sich, wenn ihre Be denken gegen die

Rechtmäßigkeit fortbestehen, an die nächsthöhere Vorge-
setzte oder den nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. Be-
stätigt diese oder dieser die Anordnung schrift lich, so muss
sie ausgeführt werden; § 20 bleibt unberührt. Von der eige-
nen Verantwortung sind die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten in diesem Fall befreit. 

(3) Verlangt die oder der unmittelbare Vorgesetzte die so-
fortige Ausführung der Anord nung mit der Begründung,
diese sei wegen Gefahr im Verzuge unaufschiebbar, so gilt
Absatz 2 Satz 3 und 4 entsprechend. 

(4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die von ei-
nem der in § 2 Absatz 1 Satz 2 genannten Dienstherren er-
nannt sind, genügen ihrer Pflicht nach Absatz 2 Satz 2, in-
dem sie ihre Bedenken demjenigen Organ vortragen, das
 ihren Dienstherrn im Rechtsverkehr vertritt. 

§ 22

Beschränkung bei Vornahme von Amtshandlungen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen in
dienstlichen Angelegenheiten, an denen sie selbst oder An-
gehörige beteiligt sind, nicht tätig werden. Dies gilt nicht für
geistliche Amtshandlungen. 

(2) Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind Personen,
die nach den Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensge-
setzes des Bundes als Angehörige anzusehen sind. 

§ 23

Verbot der Weiterführung von Dienstgeschäften 

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte
Stelle kann einer Kirchenbe amtin oder einem Kirchenbeam-
ten aus zwingenden dienstlichen Gründen die Führung der
Dienstgeschäfte ganz oder teilweise verbieten. Das Verbot
erlischt, wenn nicht bis zum Ablauf von drei Monaten gegen
die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten ein Diszi -
plinarverfahren oder ein auf Rücknahme der Ernennung
oder auf Veränderung des Kir chenbeamtenverhältnisses
oder Entlassung gerichtetes Verfahren eingeleitet worden
ist. 

(2) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte soll vor
Erlass des Verbots gehört wer den. 

§ 24

Amtsverschwiegenheit 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch
nach Beendigung des Kirchen beamtenverhältnisses, über
die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen
Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über
Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach
keiner Geheimhaltung bedürfen. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen ohne
Einwilligung der obersten Dienstbehörde, der letzten obers-
ten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle über
Angelegenheiten nach Absatz 1 Satz 1 weder vor Gericht
noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben.
Die Einwilligung kann versagt werden, wenn durch die
Aus sage besondere kirchliche Interessen gefährdet würden. 

§ 25

Übergabe amtlicher Unterlagen und Gegenstände 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch
nach Beendigung des Kirchenbeam tenverhältnisses, auf
Verlangen der oder des Dienstvorgesetzten, der oder des
letzten Dienstvorgesetzten oder der von dieser oder diesem
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bestimmten Stelle amtliche Schrift stücke, Aufzeichnungen
jeder Art über dienstliche Vorgänge und Gegenstände mit
Bezug zu dienstlichen Vorgängen herauszugeben. Die glei-
che Verpflichtung trifft ihre Hinter bliebenen, Erbinnen und
Erben. 

§ 26

Annahme von Zuwendungen 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen, auch
nach Beendigung des Kirchenbeam tenverhältnisses, persön-
liche Zuwendungen in Bezug auf ihr Amt nur mit Zustim-
mung der obersten Dienstbehörde, der letzten obersten
Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle anneh-
men. Das Nähere können die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Glied kirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse je für ihren Bereich regeln. 

§ 27

Politische Betätigung und Mandatsbewerbung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben bei po-
litischer Betätigung und bei Äu ßerungen zu Fragen des öf-
fentlichen Lebens die Mäßigung und Zurückhaltung zu
üben, welche die Rücksicht auf ihr Amt gebietet. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine
Vereinigung nicht unterstützen, wenn sie dadurch in Wider-
spruch zu ihrem Amt treten oder in der Ausübung des
Dienstes wesentlich behindert werden. 

(3) Die Rechtsfolgen einer Mandatsbewerbung und der
Ausübung eines Mandats in einem Gesetzgebungsorgan
oder einem kommunalen Vertretungsorgan oder der Wahl
zur kom munalen Wahlbeamtin oder zum kommunalen
Wahlbeamten regeln die Evangelische Kir che in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich durch Kirchengesetz. 

§ 28

Arbeitszeit 

(1) Die Arbeitszeit regeln die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse je für ihren Bereich. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind ver-
pflichtet, ohne Vergütung über die regelmäßige Arbeitszeit
hinaus Dienst zu tun, wenn dienstliche Verhältnisse dies er-
fordern und sich die Mehrarbeit auf Ausnahmefälle be-
schränkt. Ein Ausgleich von Mehrarbeit kann im Rahmen
der Bestimmungen nach Absatz 1 vorgesehen werden. 

§ 29

Fernbleiben vom Dienst 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen dem
Dienst nicht ohne Einwilligung fernbleiben, es sei denn,
dass sie wegen Krankheit oder aus anderen zwingenden
Gründen daran gehindert sind, ihre Dienstpflichten zu erfül-
len. Sie haben die Verhinderung unver züglich anzuzeigen.
Die Dienstunfähigkeit wegen Krankheit ist auf Verlangen
nachzu weisen. 

(2) Bleiben Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte
schuldhaft ihrem Dienst fern, so verlieren sie für die Dauer
der Abwesenheit den Anspruch auf Dienstbezüge. Die
oberste Dienstbehörde stellt den Verlust der Dienstbezüge
fest und teilt dies der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbe-
amten mit. Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens wird
dadurch nicht ausgeschlossen. 

§ 30

Wohnung und Aufenthalt 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre
Woh nung so zu nehmen, dass sie in der ordnungsgemäßen
Wahrnehmung ihrer Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt
werden. 

(2) Wenn dienstliche Verhältnisse es erfordern, so kön-
nen sie angewiesen werden, ihre Wohnung innerhalb einer
bestimmten Entfernung von ihrer Dienststelle zu nehmen
oder eine Dienstwohnung zu beziehen. 

(3) Wenn dienstliche Verhältnisse es dringend erfordern,
so können sie angewiesen wer den, sich während der dienst-
freien Zeit so in der Nähe ihres Dienstortes aufzuhalten,
dass sie leicht erreicht werden können. 

§ 31

Mitteilung von strafrechtlichen Verfahren 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihrer oder
ihrem Dienstvorgesetzten mit zuteilen, wenn in einem straf-
rechtlichen Verfahren Anklage gegen sie erhoben oder
Straf befehl erlassen wird. Sie haben das Ergebnis eines sol-
chen Verfahrens anzuzeigen und die strafgerichtliche Ent-
scheidung vorzulegen. 

§ 32

Amtspflichtverletzungen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte verletzen ihre
Amtspflicht, wenn sie innerhalb oder außerhalb des Diens-
tes schuldhaft gegen ihnen obliegende Pflichten verstoßen. 

(2) Die Folgen von Amtspflichtverletzungen nach Ab-
satz 1 richten sich nach dem Dis ziplinarrecht. 

§ 33

Schadensersatz 

(1) Verletzen Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte
vorsätzlich oder grob fahrlässig ihnen obliegende Pflichten,
so haben sie dem Dienstherrn den daraus entstehenden
Scha den zu ersetzen. Dasselbe gilt, wenn der Dienstherr ei-
nem Anderen Schadensersatz zu leisten hat, weil eine Kir-
chenbeamtin oder ein Kirchenbeamter die Amtspflicht ver-
letzt hat. 

(2) Haben mehrere Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbe-
amte den Schaden gemeinsam verursacht, so haften sie ge-
samtschuldnerisch. 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in drei Jahren
von dem Zeitpunkt an, in dem der Dienstherr Kenntnis von
dem Schaden und der Person der oder des Ersatzpflichtigen
erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in zehn Jah-
ren von der Begehung der Handlung an. 

(4) Leistet die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte
dem Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen Erstattungsan-
spruch gegen einen Dritten, so ist dieser Anspruch an die
Kir chenbeamtin oder den Kirchenbeamten abzutreten. 

Kapitel 2

Rechte 

§ 34

Fürsorgepflicht des Dienstherrn 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein Recht
auf Fürsorge für sich und ihre Familie. Sie sind gegen Be-
hinderungen ihres Dienstes und ungerechtfertigte Angriffe
auf ihre Person in Schutz zu nehmen. 
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§ 35

Unterhalt 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben An-
spruch auf angemessenen Unterhalt für sich und ihre Fami-
lie, insbesondere durch Gewährung von Besoldung und
Versorgung sowie von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und
Geburtsfällen. Das Nähere sowie die Er stattung von Reise-
und Umzugskosten regeln die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse je für ihren Bereich. Die Regelung der Be-
soldung und Versorgung bedarf eines Kirchengesetzes. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können,
wenn gesetzlich nichts anderes be stimmt ist, Ansprüche auf
Dienstbezüge nur insoweit abtreten, als sie der Pfändung
un terliegen. Der Dienstherr kann ein Aufrechnungs- und
Zurückbehaltungsrecht gegenüber Ansprüchen auf Dienst-
bezüge nur insoweit geltend machen, als sie pfändbar sind.
Diese Einschränkung gilt nicht, soweit ein Anspruch auf
Schadenersatz wegen vorsätzlicher un erlaubter Handlung
besteht. 

§ 36

Abtretung von Schadensersatzansprüchen 

(1) Werden Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte
oder deren Angehörige körperlich verletzt oder getötet, so
werden Leistungen, zu denen der Dienstherr während ei-
ner auf der Körperverletzung beruhenden Aufhebung der
Dienstfähigkeit oder infolge der Körper verletzung oder der
Tötung verpflichtet ist, nur gewährt, wenn gesetzliche An-
sprüche ge gen Dritte auf Schadensersatz wegen der Körper-
verletzung oder der Tötung bis zur Höhe der Leistung des
Dienstherrn Zug um Zug abgetreten werden. 

(2) Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen nicht
zum Nachteil der berechtigten Person geltend gemacht wer-
den. 

§ 37

Schäden bei Ausübung des Dienstes 

(1) Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne dass ein
Dienstunfall eingetreten ist, Klei dungsstücke oder sonstige
Gegenstände, die üblicherweise bei Wahrnehmung des
Dienstes mitgeführt werden, beschädigt oder zerstört wor-
den oder abhanden gekommen, so kann gegen Abtretung et-
waiger Ersatzansprüche Ersatz geleistet werden. 

(2) Ersatz wird nicht gewährt, wenn der Schaden durch
ein vorsätzliches oder grob fahr lässiges Verhalten der Kir-
chenbeamtin oder des Kirchenbeamten herbeigeführt wor-
den ist. 

§ 38

Urlaub 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten steht jähr-
lich Erholungsurlaub unter Fort gewährung der Leistungen
des Dienstherrn zu. 

(2) Aus besonderen Anlässen kann ihnen Sonderurlaub
gewährt werden. 

(3) Zur Ausübung des Amtes als Mitglied verfassungs-
mäßiger kirchlicher Organe bedür fen sie keines Urlaubs.
Müssen sie zur Ausübung eines solchen Amtes dem Dienst
fern bleiben, so haben sie dies der oder dem Dienstvorge-
setzten vorher anzuzeigen. 

(4) Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse je für ihren Bereich durch Rechtsverord-
nung. 

§ 39

Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz, 
Arbeitsschutz, Schwerbehindertenrecht 

Die allgemeinen Vorschriften über Mutterschutz, Eltern-
zeit, Jugendarbeitsschutz, Ar beitsschutz und für die Schwer -
behinderten sind anzuwenden, soweit diese unmittelbar gel-
ten. Im Übrigen gelten die Regelungen für Bundesbeam -
tinnen und Bundesbeamte ent sprechend, soweit nicht die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen oder
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich
andere Regelungen treffen. 

§ 40

Dienstzeugnis 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben nach Be-
endigung des Kirchenbeamtenver hältnisses, im Übrigen bei
Nachweis eines berechtigten Interesses, einen Anspruch auf
Erteilung eines Dienstzeugnisses über die Art und Dauer der
von ihnen bekleideten Ämter durch die letzte Dienstvorge-
setzte oder den letzten Dienstvorgesetzten. Das Dienstzeug-
nis muss auf Verlangen auch über die ausgeübte Tätigkeit
und die Leistungen Auskunft geben. 

Kapitel 3

Personalentwicklung 

§ 41

Förderung, Fortbildung 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sorgen
nach Maßgabe ihres Rechts für die Förderung und Entwick-
lung der Gaben ihrer Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind nach
Maßgabe der jeweils geltenden Be stimmungen der Evange-
lischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder der
glied kirchlichen Zusammenschlüsse berechtigt und ver-
pflichtet, an Maßnahmen zur Personal entwicklung, insbe-
sondere zur Fortbildung, teilzunehmen. 

§ 42

Beurteilung 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte werden nach
Maßgabe des Rechts der Evangeli schen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen oder der gliedkirchlichen Zusam-
men schlüsse beurteilt. 

Kapitel 4

Nebentätigkeiten 

§ 43

Grundbestimmung 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine Ne-
bentätigkeit (Nebenamt, Neben beschäftigung oder ein öf-
fentliches oder kirchliches Ehrenamt) nur übernehmen,
wenn dies mit ihrem Amt und mit der gewissenhaften Erfül-
lung ihrer Dienstpflichten vereinbar ist und kirchliche Inte-
ressen nicht entgegenstehen. 
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§ 44

Angeordnete Nebentätigkeiten 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind ver-
pflichtet, auf Verlangen der oder des Dienstvorgesetzten
oder der obersten Dienstbehörde eine Nebentätigkeit im
kirchlichen Interesse auch ohne Vergütung zu übernehmen,
soweit sie die erforderliche Eignung dafür besitzen und die
Übernahme ihnen zugemutet werden kann. 

(2) Mit dem Beginn des Ruhestandes oder des Wartestan-
des oder mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhält-
nisses endet die Nebentätigkeit nach Absatz 1, wenn im Ein-
zelfall nichts anderes bestimmt wird. 

§ 45

Haftung aus angeordneter Nebentätigkeit 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die aus einer auf
Verlangen, Vorschlag oder Ver anlassung ihrer oder ihres
Dienstvorgesetzten oder ihrer obersten Dienstbehörde über -
nommenen Tätigkeit in einem Leitungs- oder Aufsichtsor-
gan einer juristischen Person haftbar gemacht werden, ha-
ben gegen den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz eines ihnen
entstandenen Schadens. Ist der Schaden vorsätzlich oder
grob fahrlässig herbeigeführt worden, so ist der Dienstherr
nur dann ersatzpflichtig, wenn die Kirchenbeamtin oder der
Kirchenbeamte auf Verlangen einer oder eines Vorgesetzten
gehandelt hat. 

§ 46

Einwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte bedürfen zur
Übernahme einer Nebentätigkeit der Einwilligung durch die
oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle.
Die Einwilligung kann bedingt, befristet, widerruflich oder
mit Auflagen versehen erteilt wer den. Jede wesentliche Än-
derung der Nebentätigkeit ist unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Die Einwilligung ist zu versagen oder zu widerrufen,
wenn die Voraussetzungen des § 43 nicht oder nicht mehr
vorliegen. Ein Versagungs- oder Widerrufsgrund liegt
insbe sondere vor, wenn zu besorgen ist, dass die Nebentä-
tigkeit 

1.   nach Art und Umfang die Arbeitskraft der Kirchenbe-
amtin oder des Kirchenbeamten so stark in Anspruch
nimmt, dass die gewissenhafte Erfüllung der Dienst-
pflichten be hindert werden kann, 

2.   die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten in einen
Widerstreit mit den Dienst pflichten bringen kann, 

3.   geeignet ist, dem Ansehen der Kirche und der Glaub-
würdigkeit ihres Dienstes zu schaden. 

§ 47

Nichteinwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten 

(1) Keiner Einwilligung und keiner Anzeige bedürfen fol-
gende Nebentätigkeiten: 

1.   die unentgeltliche Vormundschaft, Betreuung oder
Pflegschaft bei Angehörigen, 

2.   eine Testamentsvollstreckung nach dem Tod von Ange-
hörigen, 

3.   die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Kir-
chenbeamtin oder des Kirchen beamten unterliegenden
Vermögens, 

4.   die Tätigkeit in Vereinigungen zur Wahrung von Be-
rufsinteressen oder anderen Be rufsverbänden, 

5.   die Übernahme von Ehrenämtern, 

6.   eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstellerische, wis-
senschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeit, 

7.   eine nur gelegentlich ausgeübte selbstständige Gutach-
tertätigkeit. 

(2) Keiner Einwilligung, aber einer Anzeige bedürfen
Nebentätigkeiten nach Absatz 1 Nummer 6 und 7, wenn sie
nicht nur gelegentlich ausgeübt werden. 

(3) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte
Stelle kann aus begründetem Anlass verlangen, dass die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte über eine
Nebentä tigkeit nach Absatz 1 oder 2, insbesondere über de-
ren Art und Umfang, schriftlich Auskunft erteilt. 

(4) Die Übernahme oder Fortführung einer Nebentätig-
keit nach Absatz 1 und 2 ist von der obersten Dienstbehörde
oder der von ihr bestimmten Stelle zu untersagen, wenn ein
Ver sagungsgrund nach § 46 Absatz 2 gegeben ist. Sofern es
zur sachgerechten und gewissen haften Erfüllung der Dienst-
pflichten erforderlich ist, kann die Nebentätigkeit auch be-
dingt, befristet, widerruflich oder unter Auflagen gestattet
werden. 

§ 48

Rechtsverordnungen über Nebentätigkeiten 

Die zur Ausführung der §§ 43 bis 47 notwendigen Rege-
lungen können die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
ihren Bereich durch Rechtsverordnung treffen. In der
Rechtsverordnung kann insbeson dere bestimmt werden, 

1.   ab welcher zeitlichen Inanspruchnahme durch eine oder
mehrere Nebentätigkeiten die Voraussetzung des § 46
Absatz 2 Nummer 1 in der Regel als erfüllt gilt; 

2.   ob und inwieweit Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte mit Dienstbezügen ver pflichtet sind, die Vergütun-
gen aus Nebentätigkeiten ganz oder teilweise an den
Dienstherrn abzuführen; 

3.   dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dem
Dienstherrn unverzüglich nach Ab lauf eines jeden Ka-
lenderjahres eine Abrechnung über die Vergütungen
und geldwer ten Vorteile aus Nebentätigkeiten vorzule-
gen haben; 

4.   unter welchen Voraussetzungen Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamte zur Aus übung von Nebentätigkeiten
Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn
in Anspruch nehmen dürfen und in welcher Höhe ein
Entgelt hierfür zu entrichten ist. 

Teil 4

Veränderungen des Kirchenbeamtenverhältnisses 

Kapitel 1

Freistellung (Beurlaubung und Teildienst) 

§ 49

Grundbestimmung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können nach
Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren An-
trag ohne Besoldung von der Pflicht zur Dienstleistung ganz
freigestellt werden (Beurlaubung). 

(2) Ihnen kann nach Maßgabe der nachfolgenden Bestim-
mungen auf ihren Antrag die Arbeitszeit bis zur Hälfte der
regelmäßigen Arbeitszeit ermäßigt werden (Teildienst). 
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§ 50

Beurlaubung und Teildienst aus familiären Gründen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf
Lebenszeit oder auf Probe sind, soweit besondere kirchliche
oder dienstliche Interessen nicht entgegenstehen, auf Antrag
zu beurlauben, wenn sie 

1.   mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder 

2.   nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftige sonstige
Angehörige 

tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter denselben Voraus-
setzungen ist Teildienst zu be willigen. 

(2) Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, auch wenn sie
mehrfach gewährt wird, auch in Verbindung mit einer Beur-
laubung nach § 51 die Dauer von fünfzehn Jahren nicht
über schreiten. 

(3) Die Beurlaubung oder der Teildienst nach Absatz 1
sollen auf Antrag widerrufen oder abgeändert werden, wenn
sie der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten nicht
mehr zugemutet werden können und dienstliche Gründe
nicht entgegenstehen. Wird dem Antrag stattgegeben, so
muss der Widerruf oder die Änderung spätestens sechs Mo-
nate nach der Antragstellung wirksam werden. 

(4) Während einer Beurlaubung nach Absatz 1 sollen die
Verbindung zum Dienst und der berufliche Wiedereinstieg
durch geeignete Maßnahmen erleichtert werden. 

(5) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen durch Kirchengesetz je für ihren Bereich abweichende
Rege lungen treffen. 

§ 51

Beurlaubung und Teildienst aus anderen Gründen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf
Lebenszeit oder auf Probe kön nen 

1.   bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren oder 

2.   für einen Zeitraum, der sich bis zum Beginn des Ruhe-
standes erstrecken muss 

beurlaubt werden, soweit kirchliche oder dienstliche Inte-
ressen nicht entgegenstehen. Die Beurlaubung darf, auch in
Verbindung mit einer Beurlaubung nach § 50, die Dauer von
fünfzehn Jahren nicht überschreiten. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Zeit, auf
Lebenszeit oder auf Probe kann auf Antrag Teildienst bewil-
ligt werden, soweit kirchliche oder dienstliche Interessen
nicht entgegenstehen. Der Teildienst kann der Dauer und dem
Umfang nach nachträglich be schränkt werden, soweit beson-
dere dienstliche oder kirchliche Interessen dies erfordern. 

(3) Die Beurlaubung und der Teildienst nach den Absät-
zen 1 und 2 sollen auf Antrag widerrufen oder abgeändert
werden, wenn sie der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbe -
amten nicht mehr zugemutet werden können und dienstliche
Gründe nicht entgegenstehen. 

(4) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen durch Kirchengesetz je für ihren Bereich Regelungen
über den Altersteildienst und über eine Sabbatzeit treffen. 

§ 52

Informationspflicht und Benachteiligungsverbot 

(1) Wird eine Beurlaubung oder ein Teildienst beantragt, so
sind die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten schriftlich
auf die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen hinzuweisen. 

(2) Teildienst darf das berufliche Fortkommen nicht be-
einträchtigen; eine unterschiedli che Behandlung von Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Teildienst gegen-
über solchen mit regelmäßiger Arbeitszeit ist nur zulässig,
wenn zwingende sachliche Gründe sie rechtfertigen. 

§ 53

Nebentätigkeit während der Freistellung 

Während einer Beurlaubung oder eines Teildienstes dür-
fen nur solche Nebentätigkeiten ausgeübt werden, die dem
Zweck der Beurlaubung oder des Teildienstes nicht zu -
wider laufen. 

§ 54

Allgemeine Rechtsfolgen einer Beurlaubung 

(1) Mit dem Beginn einer Beurlaubung verlieren die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchen beamten die mit dem ihnen
verliehenen Amt verbundenen oder persönlich übertragenen
Aufgaben. Das Dienstverhältnis dauert fort; alle Anwart-
schaften, die im Zeitpunkt der Beurlaubung erworben wa-
ren, bleiben gewahrt. Die besoldungs- und versorgungs-
rechtli chen Vorschriften über die Berücksichtigung von
Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienst bezüge bleiben unbe-
rührt. 

(2) Während einer Beurlaubung unterstehen die Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten dem Disziplinarrecht ihres
Dienstherrn. 

(3) Ein Anspruch auf Leistungen der Krankenfürsorge
während der Zeit einer Beurlau bung richtet sich nach den
Regelungen, die die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich treffen. 

§ 55

Verfahren 

(1) Über eine Beurlaubung oder einen Teildienst und die
damit verbundenen Regelungen entscheidet die oberste
Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle. 

(2) Die Beurlaubung oder der Teildienst beginnen, wenn
kein anderer Tag festgesetzt wird, mit dem Ablauf des Mo-
nats, in dem der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten
die Entscheidung mitgeteilt wird. Bei Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten im Schul- und Hochschuldienst sollen
der Beginn und das Ende einer Freistellung oder eine Ände-
rung derselben jeweils auf den Beginn und das Ende eines
Schulhalbjahres oder eines Semesters festgesetzt werden. 

(3) Ein Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung oder
eines Teildienstes ist spätestens sechs Monate vor Ablauf
der Freistellung zu stellen. 

Kapitel 2

Abordnung, Zuweisung, Versetzung und Umwandlung 

§ 56

Abordnung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können,
wenn ein dienstliches Bedürfnis be steht, ganz oder teilweise
zu einer ihrem Amt entsprechenden Tätigkeit an eine andere
Dienststelle abgeordnet werden. 

(2) Aus dienstlichen Gründen können Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamte ganz oder teilweise auch zu einer
nicht ihrem Amt entsprechenden Tätigkeit abgeordnet wer-
den, wenn ihnen die Wahrnehmung der neuen Tätigkeit auf
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Grund ihrer Vorbildung oder Be rufsausbildung zuzumuten
ist. Dabei ist auch die Abordnung zu einer Tätigkeit, die
nicht ihrem Amt mit demselben Endgrundgehalt entspricht,
zulässig. Die Abordnung nach den Sätzen 1 und 2 bedarf der
Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten
und der obersten Dienstbehörde, wenn sie die Dauer von
zwei Jahren übersteigt. 

(3) Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn bedarf
der Einwilligung der Kirchen beamtin oder des Kirchenbe-
amten und der obersten Dienstbehörde. Abweichend von
Satz 1 ist die Abordnung auch ohne Einwilligung der Kir-
chenbeamtin oder des Kirchen beamten zulässig, wenn die
neue Tätigkeit einem Amt mit demselben Endgrundgehalt
auch einer gleichwertigen oder anderen Laufbahn entspricht
und die Abordnung die Dauer von zwei Jahren nicht über-
steigt. 

(4) Für die Dauer der Abordnung finden die Vorschriften
des abordnenden Dienstherrn weiterhin Anwendung, wenn
die beteiligten Dienstherren nichts anderes vereinbaren. Zur
Zahlung der Dienstbezüge ist auch der Dienstherr verpflich-
tet, zu dem die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte ab-
geordnet ist. 

§ 57

Zuweisung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können im
kirchlichen Interesse mit ihrer Einwilligung ganz oder teil-
weise befristet oder unbefristet einer Einrichtung oder ei-
nem Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereichs dieses
Kirchengesetzes zugewiesen werden. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten einer Dienst -
stelle, die ganz oder teilweise in eine privatrechtlich organi-
sierte Einrichtung der Kirche oder der Diakonie umgebildet
wird, kann auch ohne ihre Zustimmung eine ihrem Amt
 entsprechende Tätigkeit bei dieser Einrichtung zugewiesen
werden, wenn ein besonderes kirchliches Interesse dies er-
fordert. 

(3) Die Rechtsstellung der Kirchenbeamtin oder des Kir-
chenbeamten bleibt unberührt. Der Einrichtung oder dem
Dienstherrn nach den Absätzen 1 und 2 können Dienstvor-
ge setzten- und Vorgesetztenbefugnisse übertragen werden;
ausgenommen sind die Befug nisse nach §§ 56 bis 85. 

(4) Bei der Zuweisung ist zu entscheiden, ob die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte die Planstelle verliert. Im
Falle der Zuweisung unter Verlust der Planstelle erfolgt
nach Beendigung der Zuweisung eine Einweisung in eine
der früheren entsprechenden Plan stelle. § 60 Absatz 1 gilt
entsprechend. 

(5) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter
aus einer Zuweisung nach den Absätzen 1 oder 2 anderwei-
tig Bezüge, so werden diese auf die Besoldung angerechnet.
In besonderen Fällen kann die oberste Dienstbehörde von
der Anrechnung ganz oder teil weise absehen. 

(6) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 5 bedür-
fen der Einwilligung der obersten Dienstbehörde. 

§ 58

Versetzung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können ver-
setzt werden, wenn sie dies bean tragen oder ein dienstliches
Interesse besteht. Vor einer Versetzung auf Grund eines
dienstlichen Interesses sind sie zu hören. Eine Versetzung
bedarf nicht ihrer Einwilligung, wenn das neue Amt 

1.   zum Bereich desselben Dienstherrn gehört und 

2.   derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehört
wie das bisherige Amt und 

3.   mit mindestens demselben Endgrundgehalt verbunden
ist; Stellenzulagen gelten dabei nicht als Bestandteile
des Grundgehalts. 

(2) Einer Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des Kir-
chenbeamten bei einer Versetzung im Bereich desselben
Dienstherrn bedarf es auch nicht, wenn wegen 

1.   der Auflösung einer kirchlichen Körperschaft oder 

2.   einer wesentlichen Änderung des Aufbaus oder der Auf-
gaben einer kirchlichen Körperschaft oder Dienststelle
oder bei Zusammenlegungen 

das bisherige Aufgabengebiet berührt wird. Satz 1 gilt auch,
wenn das neue Amt einer anderen Laufbahn derselben Lauf-
bahngruppe angehört als das bisherige Amt oder die Verset-
zung zu einem anderen Dienstherrn innerhalb der Zustän-
digkeit der obersten Dienst behörde erfolgt. Vor der Verset-
zung sind die Beteiligten zu hören. § 60 Absatz 1 bleibt
unberührt. 

(3) Bei einem Wechsel des Dienstherrn in den Fällen der
Absätze 1 und 2 wird die Ver setzung von dem abgebenden
im Einverständnis mit dem aufnehmenden Dienstherrn und
mit Einwilligung der obersten Dienstbehörde verfügt; das
Einverständnis ist schriftlich zu erklären. In der Verset-
zungsverfügung ist zum Ausdruck zu bringen, dass das Ein-
ver ständnis vorliegt. Das Kirchenbeamtenverhältnis wird
mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt; dieser tritt an die
Stelle des bisherigen. Auf die Rechtsstellung der Versetzten
sind die im Bereich des neuen Dienstherrn geltenden Vor-
schriften anzuwenden. 

(4) Besitzen die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
nicht die Befähigung für die andere Laufbahn, so haben sie
an Maßnahmen für den Erwerb der neuen Befähigung teil -
zunehmen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte, denen noch kein Amt verliehen worden ist,
entsprechend. 

§ 59

Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

Das Kirchenbeamtenverhältnis Ordinierter kann in ein
Pfarrdienstverhältnis umgewandelt werden, wenn ein
dienstliches Interesse besteht. In diesem Fall wird das Kir-
chenbeam tenverhältnis als Pfarrdienstverhältnis fortgesetzt.
Die Kirchenbeamtinnen und Kirchen beamten sind vorher zu
hören, wenn sie die Umwandlung nicht beantragt haben. 

Kapitel 3

Wartestand 

§ 60

Voraussetzungen für die Versetzung in den Wartestand 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit können in den Wartestand versetzt wer-
den, wenn kirchliche Körperschaften oder Dienststellen auf-
gelöst, in ihrem Aufbau oder in ihren Aufgaben wesentlich
geändert oder mit anderen zusam mengelegt werden und die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte weder weiterver-
wen det noch nach § 58 Absatz 2 versetzt werden kann. 

(2) Die Versetzung in den Wartestand ist nur innerhalb
von drei Monaten nach dem In krafttreten der Maßnahme
nach Absatz 1 zulässig. 

Amtsblatt-02-10_neu_Amtsblatt-Musterumbruch  15.02.10  16:32  Seite 41



42                                                  Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland                                  Heft 2, 2010

(3) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland,
der Gliedkirchen und der glied kirchlichen Zusammen-
schlüsse kann vorsehen, dass Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbe amte auf Lebenszeit oder auf Zeit in den Wartestand
versetzt werden können, wenn ein gedeihliches Wirken in
dem bisherigen Amt nicht gewährleistet ist und sie weder
weiter verwendet noch versetzt werden können. 

§ 61

Allgemeine Rechtsfolgen und Verfahren 

(1) Die Versetzung in den Wartestand wird von der
obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle
verfügt. Die Verfügung ist der Kirchenbeamtin oder dem
Kirchen beamten zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn des
Wartestandes zurückgenommen wer den. 

(2) Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Verfügung
ein späterer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem Ende des
Monats, in dem der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbe-
amten die Versetzung in den Wartestand mitgeteilt wird. 

(3) Das Kirchenbeamtenverhältnis wird durch die Verset-
zung in den Wartestand nicht beendet. Die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte verliert jedoch mit dem Beginn des
Wartestandes die Planstelle. In den Wartestand Versetzte er-
halten Wartestandsbezüge nach Maßgabe der jeweils gel-
tenden kirchengesetzlichen Bestimmungen. 

(4) Mit Beginn des Wartestands tritt für Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamte nach § 2 Absatz 1 Satz 2 an die Stelle
des bisherigen Dienstherrn die aufsichtsführende Kirche. 

§ 62

Verwendung im Wartestand 

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte
Stelle kann Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im
Wartestand jederzeit einen Auftrag zur Wahrnehmung
dienstli cher Aufgaben, die ihrer Vorbildung entsprechen,
erteilen. Die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind
verpflichtet, diesem Auftrag Folge zu leisten. Auf die per-
sönlichen Verhältnisse ist in angemessenen Grenzen Rück-
sicht zu nehmen. 

(2) Bleiben sie entgegen der Verpflichtung nach Absatz 1
Satz 2 schuldhaft dem Dienst fern, so verlieren sie für die
Zeit des Fernbleibens den Anspruch auf etwaige Bezüge aus
diesem Dienst und auf Wartestandsbezüge. 

(3) Werden Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im
Wartestand voll beschäftigt, so werden die ihnen aus der Be-
schäftigung zustehenden Bezüge auf die Wartestandsbezü-
ge angerechnet. 

§ 63

Wiederverwendung 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Wartestand
können vor Vollendung des 63. Lebensjahres jederzeit wie-
der zum Dienst berufen werden. Sie sind verpflichtet, einer
erneuten Berufung zum Dienst Folge zu leisten, wenn ihnen
Besoldung nach der Besol dungsgruppe gewährt wird, aus
der sich die Wartestandsbezüge errechnen. § 62 Absatz 1
Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 64

Versetzung in den Ruhestand 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit im Wartestand können mit ih rer Zustimmung jederzeit
in den Ruhestand versetzt werden. In den Fällen des § 60
Absatz 1 können sie mit dem Ablauf des Monats, in dem
eine dreijährige War testandszeit endet, auch gegen ihren

Willen in den Ruhestand versetzt werden. In den Fällen des
§ 60 Absatz 3 sind sie mit dem Ablauf des Monats, in dem
eine dreijährige Wartestandszeit endet, in den Ruhestand zu
versetzen. 

(2) Der Lauf der Fristen nach Absatz 1 wird durch einen
Auftrag nach § 62 Absatz 1 gehemmt. 

(3) §§ 65 bis 74 bleiben unberührt. 

§ 65

Ende des Wartestandes 

Der Wartestand endet 

1.   mit der erneuten Berufung zum Dienst (§ 63), 

2.   mit der Versetzung oder dem Eintritt in den Ruhestand
(§§ 64, 66 ff.) oder 

3.   mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses
(§ 75). 

Kapitel 4

Ruhestand 

§ 66

Eintritt in den Ruhestand 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit treten mit dem Ende des Monats in den
Ruhestand, in dem sie die Regelaltersgrenze erreichen. Sie
errei chen die Regelaltersgrenze mit Vollendung des 67. Le-
bensjahres. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im
Schul- und Hochschuldienst treten mit Ablauf des Schul-
halbjahres oder des Semesters in den Ruhestand, in dem sie
die Regelaltersgrenze erreichen. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit, die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind,
erreichen die Regelaltersgrenze mit Vollendung des 65. Le -
bensjahres. Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf
Lebenszeit oder auf Zeit, die nach dem 31. Dezember 1946
geboren sind, wird die Regelaltersgrenze wie folgt angeho-
ben: 

Geburtsjahr Anhebung um Monate Altersgrenze
Jahr Monat

1947 1 65 1

1948 2 65 2

1949 3 65 3

1950 4 65 4

1951 5 65 5

1952 6 65 6

1953 7 65 7

1954 8 65 8

1955 9 65 9

1956 10 65 10

1957 11 65 11

1958 12 66 0

1959 14 66 2

1960 16 66 4

1961 18 66 6

1962 20 66 8

1963 22 66 10
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(3) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse können je für ihren Bereich durch Kirchengesetz
eine abweichende Regelaltersgrenze festsetzen. 

(4) Besteht neben einem Kirchenbeamtenverhältnis auf
Zeit ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bei einem
anderen Dienstherrn fort, so treten Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte bei dem freistellenden Dienstherrn nach
Maßgabe des bei ihm geltenden Rechts in den Ruhestand. 

(5) Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann die
oberste Dienstbehörde den Eintritt in den Ruhestand mit Zu-
stimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten
um jeweils längstens ein Jahr bis zu insgesamt drei Jahren
hinausschieben; bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten im Schul- und Hochschuldienst geschieht dies unter Be-
rücksichti gung des Ablaufs des Schulhalbjahres oder des
Semesters. 

§ 67 

Ruhestand auf Antrag 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit können auch oh ne Nachweis der Dienstun-
fähigkeit auf eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt wer-
den, wenn sie 

1.   das 63. Lebensjahr vollendet haben oder 

2.   schwerbehindert im Sinne des staatlichen Schwerbehin-
dertenrechts sind und das 62. Lebensjahr vollendet ha-
ben. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit, die schwerbe hindert im Sinne des staatli-
chen Schwerbehindertenrechts sind und vor dem 1. Januar
1952 geboren sind, können auf ihren Antrag in den Ruhe-
stand versetzt werden, wenn sie das 60. Lebensjahr voll -
endet haben. Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte
auf Lebenszeit oder auf Zeit, die schwerbehindert im Sinne
des staatlichen Schwerbehindertenrechts sind und nach dem
31. Dezember 1951 geboren sind, wird die Altersgrenze wie
folgt angeho ben: 

Geburtsjahr Anhebung um Monate Altersgrenze
Jahr Monat

1952

Januar 1 60 1

Februar 2 60 2

März 3 60 3

April 4 60 4

Mai 5 60 5

Juni–Dezember 6 60 6

1953 7 60 7

1954 8 60 8

1955 9 60 9

1956 10 60 10

1957 11 60 11

1958 12 61 0

1959 14 61 2

1960 16 61 4

1961 18 61 6

1962 20 61 8

1963 22 61 10

(3) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen je für ihren Bereich durch Kirchengesetz Altersgrenzen
fest setzen, die von den in den Absätzen 1 und 2 genannten
Altersgrenzen abweichen. 

§ 68

Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit sind in den Ru hestand zu versetzen, wenn
sie infolge ihres körperlichen Zustandes oder aus gesund -
heit lichen Gründen zur Erfüllung ihrer Dienstpflichten dau-
ernd unfähig (dienstunfähig) sind. Dienstunfähigkeit kann
auch dann angenommen werden, wenn wegen Krankheit
 innerhalb von sechs Monaten mehr als drei Monate kein
Dienst geleistet wurde und keine Aussicht besteht, dass in-
nerhalb weiterer sechs Monate wieder volle Dienstfähigkeit
erlangt wird. 

(2) Von einer Versetzung in den Ruhestand soll abgese-
hen werden, wenn ein anderes Amt derselben oder einer
gleichwertigen Laufbahn mit mindestens demselben End-
grundgehalt übertragen werden kann und wenn zu erwarten
ist, dass die Kirchenbeamtin oder der Kir chenbeamte den
gesundheitlichen Anforderungen des neuen Amtes genügt;
zum End grundgehalt gehören auch Amtszulagen und ru -
hegehaltfähige Stellenzulagen. Zur Ver meidung der Verset-
zung in den Ruhestand kann unter Beibehaltung des Amtes
auch eine geringerwertige Tätigkeit innerhalb derselben
Laufbahngruppe übertragen werden, wenn eine anderweiti-
ge Verwendung nicht möglich ist und die Wahrnehmung der
neuen Auf gaben unter Berücksichtigung der bisherigen Tä-
tigkeit zuzumuten ist. 

§ 69

Verfahren bei Dienstunfähigkeit 

(1) Beantragt eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbe-
amter im Falle des § 68 Absatz 1 die Versetzung in den Ru-
hestand, so wird die Dienstunfähigkeit dadurch festgestellt,
dass die oder der Dienstvorgesetzte die Kirchenbeamtin
oder den Kirchenbeamten in der Regel auf Grund eines ärzt-
lichen, amtsärztlichen oder vertrauensärztlichen Gutachtens
für dau ernd unfähig erklärt, die Amtspflichten zu erfüllen.
Die für die Versetzung in den Ruhe stand zuständige Stelle
ist an die Erklärung nicht gebunden; sie kann auch andere
Beweise erheben. 

(2) Beantragt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeam-
te im Falle des § 68 Absatz 1 die Versetzung in den Ruhe-
stand nicht, so teilt die oder der Dienstvorgesetzte der Kir-
chen beamtin oder dem Kirchenbeamten oder der Vertretung
nach dem Betreuungsgesetz unter Angabe der Gründe mit,
dass eine Versetzung in den Ruhestand beabsichtigt sei. Die
Kir chenbeamtin oder der Kirchenbeamte oder die Vertre-
tung nach dem Betreuungsgesetz können innerhalb eines
Monats Einwendungen erheben. Nach Ablauf der Frist ent-
scheidet die für die Versetzung in den Ruhestand zuständige
Stelle mit Einwilligung der obersten Dienstbehörde über die
Versetzung in den Ruhestand. Die Kirchenbeamtin oder der
Kirchenbeamte kann dienstlich verpflichtet werden, ein
ärztliches, amtsärztliches oder ver trauensärztliches Gutach-
ten über die Dienstfähigkeit vorzulegen oder sich, falls dies
für erforderlich gehalten wird, auch ärztlich beobachten zu
lassen. Entzieht sich die Kirchen beamtin oder der Kirchen-
beamte trotz wiederholter schriftlicher Aufforderung ohne
hin reichenden Grund der Verpflichtung, sich untersuchen
oder beobachten zu lassen, so kann er oder sie so behandelt
werden, als ob die Dienstunfähigkeit amtsärztlich festge-
stellt wor den wäre. 
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(3) In den Fällen des Absatzes 2 werden die Dienstbezüge
mit dem Ende des Monats, in dem die Versetzung in den
Ruhestand der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten
mitgeteilt wird, einbehalten, soweit sie das Ruhegehalt
übersteigen. 

§ 70

Begrenzte Dienstfähigkeit 

(1) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen
 Zusammenschlüsse nichts anderes bestimmt, soll von der
Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit ab-
gesehen werden, wenn die Kirchenbeamtin oder der Kir-
chenbeamte unter Beibehaltung des Amtes ihre oder seine
Dienstpflichten noch während mindestens der Hälfte der re-
gelmäßigen Arbeitszeit erfüllen kann (begrenzte Dienstfä-
higkeit). 

(2) Die Arbeitszeit der Kirchenbeamtin oder des Kirchen-
beamten ist entsprechend der begrenzten Dienstfähigkeit
herabzusetzen. Mit Zustimmung der Kirchenbeamtin oder
des Kirchenbeamten ist auch eine eingeschränkte Verwen-
dung in einer nicht dem bisherigen Amt entsprechenden Tä-
tigkeit möglich. 

(3) Von einer eingeschränkten Verwendung der Kirchen-
beamtin oder des Kirchenbeam ten nach Absatz 2 soll ab -
gesehen werden, wenn nach § 68 Absatz 2 ein anderes Amt
oder eine geringerwertige Tätigkeit übertragen werden
kann. 

(4) § 69 Absatz 2, 3 und § 72 gelten entsprechend. 

§ 71

Allgemeine Voraussetzung 

Eintritt und Versetzung in den Ruhestand setzen voraus,
dass ein Anspruch auf Ruhegehalt nach Maßgabe der je-
weils geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen gege-
ben ist. 

§ 72

Verfahren und Rechtsfolgen 

(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird von der für die
Ernennung zuständigen Stelle verfügt. Im Rahmen einer
Abordnung nach § 56 erfolgt die Versetzung in den Ruhe-
stand durch den abordnenden Dienstherrn im Einvernehmen
mit dem aufnehmenden Dienst herrn. Im Falle der Zuwei-
sung nach § 57 wird das Einvernehmen mit der Einrichtung
oder dem Dienstherrn hergestellt. Besteht neben einem Kir-
chenbeamtenverhältnis auf Zeit ein öffentlich-rechtliches
Dienstverhältnis bei einem anderen Dienstherrn fort, so er-
folgt die Versetzung in den Ruhestand durch den freistellen-
den Dienstherrn im Einvernehmen mit dem Dienstherrn auf
Zeit. 

(2) Die Verfügung ist der Kirchenbeamtin oder dem Kir-
chenbeamten zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn des Ru-
hestandes zurückgenommen werden. 

(3) Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 kein Zeit-
punkt bestimmt ist, beginnt der Ru hestand, abgesehen von
den Fällen der §§ 66 und 67, mit dem Ende des Monats, in
dem die Versetzung in den Ruhestand mitgeteilt wird. 

(4) Mit Beginn des Ruhestandes tritt für Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamte nach § 2 Absatz 1 Satz 2 an die
Stelle des bisherigen Dienstherrn die aufsichtsführende Kir-
che. 

(5) Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht der Kir-
chenbeamtinnen und Kirchen beamten zur Dienstleistung.

Sie erhalten Versorgungsbezüge nach den jeweils geltenden
kirchengesetzlichen Bestimmungen des Versorgungsrechts.
Im Übrigen bleibt ihnen ihre Rechtsstellung erhalten. 

§ 73

Wiederverwendung nach Versetzung 
in den Ruhestand 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhe-
stand können vor Vollendung des 63. Lebensjahres, als
Schwerbehinderte im Sinne des staatlichen Schwerbehin-
dertenrechts vor Vollendung der Altersgrenze nach § 67 Ab-
satz 1 und 2 jederzeit wieder zum Dienst berufen werden,
wenn die Gründe für die Versetzung in den Ruhestand weg-
gefallen sind; das Gleiche gilt für Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte im Ruhestand, die nach § 64 in den Ruhe-
stand versetzt wurden, wenn die Gründe für die Versetzung
in den Wartestand weggefallen sind. Sie sind verpflichtet,
einer erneuten Berufung in den Dienst Folge zu leisten,
wenn ihnen ein gleichwertiges Amt übertragen werden soll
und zu erwarten ist, dass sie den gesundheitlichen Anforde-
rungen des neuen Amtes genügen. Kirchenbeam tinnen und
Kirchenbeamten kann auch ein Amt ihrer früheren Lauf-
bahn mit einer gerin gerwertigen Tätigkeit übertragen wer-
den, wenn eine anderweitige Verwendung nicht möglich ist
und ihnen die Wahrnehmung der neuen Aufgabe unter Be-
rücksichtigung ihrer früheren Tätigkeit zuzumuten ist. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die sich seit
fünf Jahren im Ruhestand be finden und die die Regelalters-
grenze innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren erreichen
werden, können nur mit ihrer Zustimmung erneut in den
Dienst berufen werden. 

§ 74

Ruhestand bei Kirchenbeamtenverhältnissen 
auf Probe 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe
sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie infolge Krank-
heit, Verletzung oder sonstiger Beschädigung, die sie sich
ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlas-
sung des Dienstes zugezogen haben, dienstunfähig (§ 68)
geworden sind. 

(2) Sie können in den Ruhestand versetzt werden, wenn
sie aus anderen Gründen dienst unfähig geworden sind. Die
Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde. 

(3) §§ 68, 69 und 73 finden entsprechende Anwendung. 

Teil 5

Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

§ 75

Grundbestimmung 

Das Kirchenbeamtenverhältnis endet außer durch den
Tod durch 

1.   Entlassung oder 

2.   Entfernung aus dem Dienst. 

§ 76

Entlassung kraft Gesetzes 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind kraft
Gesetzes entlassen, wenn sie 

1.   aus der Kirche austreten, 
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2.   den Dienst ohne Zustimmung des Dienstherrn aufgeben
oder nach Ablauf einer Be urlaubung trotz Aufforderung
durch den Dienstherrn nicht wieder aufnehmen, 

3.   in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder Dienstverhältnis
zu einem anderen Dienstherrn treten, sofern gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist oder die für die Ernennung
zu ständige Stelle keine andere Regelung trifft, 

4.   nach dem Pfarrdienstrecht Auftrag und Recht zur öffent-
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
verloren haben, soweit die Ordination Voraussetzung
für ihr bisheriges Amt war. 

(2) Die für die Ernennung zuständige Stelle entscheidet
darüber, ob die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen,
und stellt den Tag der Beendigung des Kirchenbeamtenver-
hält nisses fest. 

(3) Absatz 1 Nummer 1 findet keine Anwendung, wenn
die Kirchenbeamtin oder der Kir chenbeamte mit Einwilli-
gung der obersten Dienstbehörde im unmittelbaren Zusam-
menhang mit dem Kirchenaustritt Mitglied einer Kirche
wird, die mit der Evangelischen Kirche in Deutschland, ei-
ner Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusammen-
schluss in Kan zel- und Abendmahlsgemeinschaft steht. 

§ 77

Entlassung wegen einer Straftat 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind nach
Maßgabe des Absatzes 2 kraft Ge setzes entlassen, wenn sie
in einem ordentlichen Strafverfahren durch Urteil eines
deut schen Gerichts wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer
Freiheitsstrafe von mindestens ei nem Jahr rechtskräftig ver-
urteilt worden sind. 

(2) Die Entlassung aus dem Dienst wird rechtswirksam
einen Monat nach amtlicher Kenntnis der einleitenden Stel-
le von der Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils, spä -
testens einen Monat nach Zugang der amtlichen Mitteilung
bei der einleitenden Stelle, wenn nicht die einleitende Stelle
nach den Bestimmungen des Disziplinarrechts vor Ablauf
dieser Frist aus kirchlichem Interesse ein Disziplinarverfah-
ren eingeleitet hat oder die Fortsetzung eines bereits einge-
leiteten Disziplinarverfahrens beantragt oder beschlossen
worden ist. Es besteht kein Anspruch auf Einleitung oder
Fortsetzung eines Disziplinar verfahrens. 

(3) Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder fortge-
setzt, so tritt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte
mit der Einleitung oder Fortsetzung dieses Verfahrens in
den Wartestand, soweit sie oder er sich nicht bereits auf
Grund anderer Regelungen im Warte - oder Ruhestand be-
findet. 

§ 78

Wirkungen eines Wiederaufnahmeverfahrens 

(1) Wird eine Entscheidung, durch die die Entlassung aus
dem Dienst nach § 77 bewirkt worden ist, in einem strafge-
richtlichen Wiederaufnahmeverfahren rechtskräftig durch
eine Entscheidung ersetzt, die diese Wirkungen nicht hat, so
gilt das Kirchenbeamtenverhältnis als nicht unterbrochen.
Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte wird, sofern
die Al tersgrenze noch nicht erreicht ist und zumindest be-
grenzte Dienstfähigkeit vorliegt, nach Möglichkeit entspre-
chend der früheren Tätigkeit verwendet. Bis zur Einweisung
in eine Stelle werden die bisherigen Dienstbezüge gezahlt. 

(2) Ist auf Grund des im Wiederaufnahmeverfahrens fest-
gestellten Sachverhalts ein Dis ziplinarverfahren eingeleitet
worden, so verliert die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe -
amte den Anspruch auf Dienstbezüge nach Absatz 1, wenn
auf Entfernung aus dem Dienst erkannt wird. Bis zur

Rechtskraft des Disziplinarurteils können die Ansprüche
nicht gel tend gemacht werden. 

(3) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte muss
sich auf die ihr oder ihm nach Absatz 1 zustehenden Dienst-
bezüge ein anderes Arbeitseinkommen oder einen Unter -
haltsbeitrag anrechnen lassen; hierüber ist Auskunft zu ge-
ben. 

§ 79

Entlassung ohne Antrag 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu ent-
lassen, wenn sie 

1.   sich weigern, das Gelöbnis nach § 19 abzulegen, 

2.   bei Eintritt der Dienstunfähigkeit keinen Anspruch auf
Ruhegehalt haben, 

3.   sich einer anderen Kirche oder Religionsgemeinschaft
anschließen, die nicht mit der Evangelischen Kirche in
Deutschland, einer Gliedkirche oder einem gliedkirchli-
chen Zusammenschluss in Kanzel- und Abendmahlsge-
meinschaft steht. 

(2) Die Entlassung nach Absatz 1 Nummer 1 und 3 wird
mit der Zustellung der Entlas sungsverfügung wirksam. Die
Entlassung nach Absatz 1 Nummer 2 wird mit Ablauf des
Monats, der auf den Monat folgt, in dem die Entlassungs-
verfügung der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten
zugestellt worden ist, wirksam. 

§ 80

Entlassung auf Verlangen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können je-
derzeit ihre Entlassung verlangen. Das Verlangen muss dem
Dienstherrn schriftlich erklärt werden. Die Erklärung kann
zu rückgenommen werden, solange die Entlassungsverfü-
gung der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten noch
nicht zugegangen ist. 

(2) Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt aus-
zusprechen. Mit Rücksicht auf dienstliche Belange kann sie
längstens bis drei Monate – bei Kirchenbeamtinnen und Kir -
chenbeamten im Schul- und Hochschuldienst längstens bis
zum Ablauf des Schulhalbjah res oder des Semesters – hi-
nausgeschoben werden. 

(3) Der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten kann
mit der Entlassung die Möglich keit eingeräumt werden, in
das Kirchenbeamtenverhältnis zurückzukehren. Sie kann
be fristet werden und setzt voraus, dass im Zeitpunkt der
Rückkehr die für die Übertragung eines Amtes erforderli-
chen persönlichen Voraussetzungen gegeben sind. Das Nä-
here re geln die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu sammenschlüsse je für
ihren Bereich. 

§ 81

Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit sind
kraft Gesetzes entlassen, wenn sie nach Ablauf ihrer Amts-
zeit nicht für eine weitere Amtszeit berufen werden und
wenn das bisherige Kirchenbeamtenverhältnis nicht in ein
solches anderer Art umgewandelt wird. Sie sind auch entlas-
sen, wenn sie in einem neben dem Kirchenbeamtenverhält-
nis auf Zeit fortbestehenden öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis bei einem anderen Dienst herrn in den Ruhestand
treten oder in den Ruhestand versetzt werden. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit kön-
nen im Einvernehmen mit dem freistellenden Dienstherrn
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vorzeitig entlassen werden, wenn die oberste Dienstbehörde
des Dienstherrn auf Zeit feststellt, dass die Voraussetzungen
einer Versetzung in den Warte stand nach § 60 vorliegen. 

§ 82

Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe 

(1) Erreichen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf
Probe die Regelaltersgrenze so sind sie mit dem Ende des
Monats, in den dieser Zeitpunkt fällt, entlassen. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe
sind, soweit nicht durch Rechts vorschrift der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse etwas anderes bestimmt ist, zu ent-
lassen, wenn 

1.   sie sich in der Probezeit nicht bewähren, 

2.   sie eine Amtspflichtverletzung begehen, für die eine
Maßnahme unzureichend ist, auf die durch Disziplinar-
verfügung erkannt werden kann, 

3.   sie dienstunfähig sind und nicht in den Ruhestand ver-
setzt werden. 

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe
können entlassen werden, wenn kirchliche Körperschaften
oder Dienststellen aufgelöst, in ihrem Aufbau oder in ihren
Aufgaben wesentlich geändert oder mit anderen zusammen-
gelegt werden und die Kir chenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten auf Probe weder weiterverwendet noch nach § 58 Ab-
satz 2 versetzt werden können. 

(4) In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1 und 3 und des
Absatzes 3 ist eine Frist ein zuhalten, und zwar bei einer Be-
schäftigungszeit von 

1.   bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Monatsschluss, 

2.   mehr als drei Monaten ein Monat zum Monatsschluss, 

3.   mindestens einem Jahr sechs Wochen zum Schluss eines
Kalendervierteljahres. 

Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener Tä-
tigkeit im Kirchenbeamtenver hältnis auf Probe im Bereich
derselben obersten Dienstbehörde. 

§ 83

Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis 
auf Widerruf 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Widerruf
können jederzeit entlassen wer den. § 82 Absatz 4 gilt ent-
sprechend. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Wider-
ruf im Vorbereitungsdienst soll Gelegenheit gegeben wer-
den, den Vorbereitungsdienst abzuleisten und die für ihre
Lauf bahn vorgeschriebene Prüfung abzulegen. Mit der Ab-
legung der Prüfung endet das Kir chenbeamtenverhältnis,
soweit nichts anderes bestimmt ist. 

§ 84

Verfahren und Rechtsfolgen 

(1) Die Entlassung wird von der für die Ernennung zu-
ständigen Stelle verfügt, in den Fällen der §§ 76 und 77 der
Zeitpunkt der Entlassung kraft Gesetzes mitgeteilt. Soweit
nichts anderes bestimmt ist, wird sie mit der Zustellung der
Verfügung wirksam. 

(2) Ist das Kirchenbeamtenverhältnis durch Entlassung
beendet worden, haben die frühe ren Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten keinen Anspruch mehr auf Besoldung,
Ver sorgung oder sonstige Leistungen, soweit nicht die
Evangelischen Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich ge-

setzlich etwas anderes bestimmt haben. Wird die Entlassung
im Laufe eines Kalendermonats wirk sam, so kann ihnen die
für den Entlassungsmonat gezahlte Besoldung oder Versor-
gung belassen werden. 

(3) Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, befristet
oder unter Auflagen als laufende oder als Einmalzahlung
gewährt werden. Die Amts- oder Dienstbezeichnung und
die im Zusammenhang mit dem Amt oder Dienst verliehe-
nen Titel dürfen nur weitergeführt wer den, wenn die Erlaub-
nis nach § 15 Absatz 4 hierzu erteilt worden ist. 

§ 85

Entfernung aus dem Dienst 

Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Diszipli-
narrecht geregelt. 

Teil 6

Rechtsschutz und Verfahren 

§ 86

Allgemeines Beschwerderecht 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können An-
träge und Beschwerden vorbrin gen. Dabei haben sie den
Dienstweg einzuhalten. Der Beschwerdeweg steht ihnen bis
zur obersten Dienstbehörde offen. 

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittelbare
Vorgesetzte oder den unmittel baren Vorgesetzten, so kann
sie bei dem nächsthöheren Vorgesetzten unmittelbar einge-
legt werden. 

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 87

Rechtsweg, Vorverfahren 

(1) Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Dienstverhältnis ist
nach Maßgabe des in der Evan gelischen Kirche in Deutsch-
land, den Gliedkirchen und den gliedkirchlichen Zusam-
menschlüssen jeweils geltenden Rechts der Rechtsweg zu
den kirchlichen Verwaltungsgerich ten eröffnet. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse regeln
je für ihren Bereich, ob vor Eröffnung des Rechtswegs ein
Vor verfahren erforderlich ist. 

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Ab-
ordnung, Zuweisung, Versetzung oder Versetzung in den
Wartestand haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 88

Leistungsbescheid 

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusam menschlüssen können
nach Maßgabe ihres Rechts Ansprüche aus Kirchenbeam-
tenver hältnissen durch Leistungsbescheid geltend machen.
Die Möglichkeit, einen Anspruch durch Erhebung einer
Klage zu verfolgen, bleibt unberührt 

§ 89

Zustellungen 

(1) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse nichts anderes bestimmt, kann die Zustellung von
Schriftstücken, die nach diesem Gesetz oder nach anderen
kirchlichen Bestimmungen zu zustellen sind, geschehen 

1.   bei der Zustellung durch die Behörde durch Übergabe an
die Empfängerin oder den Empfänger gegen Empfangs-
bestätigung; wird die Annahme des Schriftstückes oder
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die Unterschrift unter die Empfangsbestätigung verwei-
gert, so gilt das Schriftstück im Zeitpunkt der Weige-
rung als zugestellt, wenn eine Niederschrift über den
Vorgang zu den Akten gebracht ist, 

2.   bei der Zustellung durch die Post durch eingeschriebe-
nen Brief mit Rückschein oder durch Postzustellung mit
Zustellungsurkunde, oder 

3.   durch Bekanntgabe im Kirchlichen Amtsblatt des jewei-
ligen Dienstherrn oder der aufsichtsführenden Kirche,
wenn der Aufenthalt der Empfängerin oder des Empfän -
gers nicht zu ermitteln ist. 
(2) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in

Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse nichts anderes bestimmt, kann sich auf die
Verletzung von Formvorschriften bei der Zustellung nicht
berufen, wer das zuzustellende Schriftstück nachweislich
auf andere Weise erhalten hat. Dies gilt nicht, wenn mit der
Zustellung eine Frist für die Erhebung einer Klage beginnt. 

Teil 7
Sondervorschriften 

§ 90
Ordinierte Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
Die allgemeinen Vorschriften des Pfarrdienstrechts über

die Ordination gelten für Ordi nierte im Kirchenbeamten -
verhältnis unmittelbar. Im Übrigen gelten für Ordinierte 
im Kir chenbeamtenverhältnis diejenigen Vorschriften des
Pfarrdienstrechts entsprechend, durch die nähere Regelun-
gen über die Wahrnehmung von Auftrag und Recht zur öf-
fentlichen Wortverkündigung und zur Sakramentsverwal-
tung sowie über Beschränkungen in der Ausübung dieses
Auftrages und Rechts getroffen werden. 

§ 91
Kirchenleitende Organe und Ämter 

(1) Für die Mitglieder kirchenleitender Organe sowie für
Inhaberinnen und Inhaber kir chenleitender Ämter, die in ei-
nem Kirchenbeamtenverhältnis stehen, können die Evange -
lische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich durch
Kirchengesetz abweichende Regelungen treffen. 
(2) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland,

der Gliedkirchen und glied kirchlichen Zusammenschlüsse
bestimmt für den jeweiligen Bereich, wer Mitglied eines
kirchenleitenden Organs ist und wer ein kirchenleitendes
Amt innehat. 

§ 92
Kirchenbeamtenvertretungen 

Bei der Vorbereitung kirchenbeamtenrechtlicher Vor-
schriften sind nach Maßgabe des je weils geltenden Rechts
der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen
und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse Vertreterinnen
und Vertreter der Kirchenbeam tenschaft zu beteiligen. Zu
diesem Zweck können Kirchenbeamtenvertretungen gebil-
det werden. Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse je für ihren Bereich. 

Teil 8
Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 93
Zuständigkeiten 

(1) Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zustän-
digkeit bestimmt ist, ist die je weilige oberste kirchliche Ver-

waltungsbehörde zuständig. Die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können die in diesem Kirchengesetz be-
stimmten Zuständigkeiten je für ihren Bereich in anderer
Weise regeln. 

(2) Unbeschadet der in diesem Kirchengesetz geregel-
ten Zuständigkeiten können die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sam menschlüsse je für ihren Bereich die Rechtsstellung der
Dienstherren im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 2 in eigener
Weise regeln und insbesondere bestimmen, dass bestimmte
Maßnahmen und Entscheidungen nur mit Zustimmung der
aufsichtsführenden Kirche nach § 2 Absatz 1 getroffen wer-
den dürfen. 

§ 94

Bestehende Kirchenbeamtenverhältnisse 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes erhalten die
Kirchenbeamtinnen und Kir chenbeamten den Rechtsstand
nach diesem Kirchengesetz. 

(2) Erworbene Rechte bleiben unberührt. Das Nähere re-
geln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ih-
ren Bereich. 

§ 95

Inkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evan-
gelische Kirche in Deutschland am 1. Januar 2006 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Amtskräfte im
Kirchenbeamtenverhältnis vom 6. November 1997 (ABl.
EKD S. 501), geändert durch Kirchengesetz vom 7. Novem-
ber 2002 (ABl. EKD S. 390) außer Kraft. Soweit in weiter-
geltenden Bestimmungen auf nach Satz 1 aufgehobene Be-
stimmungen verwiesen ist, treten die Vorschriften dieses
Kirchen gesetzes an deren Stelle. 

(3) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Glied-
kirchen in Kraft, nachdem sie ihre Zustimmung erklärt
 haben. Für die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kir-
che Deutsch lands und ihre Gliedkirchen tritt es in Kraft,
 nachdem die Vereinigte Evangelisch-Luthe rische Kirche
Deutschlands ihre Zustimmung erklärt hat. Die Gliedkir-
chen und glied kirchlichen Zusammenschlüsse können ihre
Zustimmung auch nach Verkündung dieses Gesetzes bis
zum 15. Dezember 2007 erklären. Den Zeitpunkt, zu dem
dieses Kirchenge setz in Kraft tritt, bestimmt der Rat der
Evangelischen Kirche in Deutschland durch Ver ordnung. 

§ 96

Außerkrafttreten 

Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können dieses Kirchengesetz jederzeit je für ihren Be-
reich außer Kraft setzen. Für die Gliedkirchen der Vereinig-
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands kann
das Außerkraftsetzen nur durch die Vereinigte Evangelisch-
Lutherische Kirche Deutschlands erklärt werden. Gliedkir-
chen der früheren Evangelischen Kirche der Union, die die-
sem Gesetz zugestimmt haben, kön nen das Außerkraftset-
zen nur gemeinsam erklären. Der Rat der Evangelischen
Kirche in Deutschland stellt durch Verordnung fest, dass
und zu welchem Zeitpunkt das Kirchen gesetz jeweils außer
Kraft getreten ist. 
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Anlage Langzeitkonto 

Dienstvereinbarung zur Einführung 
eines Langzeitkontos

(gem. § 10 Abs. 8 KAVO 2008)

zwischen 
der

nachfolgend: Dienstgeber

und
der Mitarbeitervertretung, 

nachfolgend: Mitarbeitervertretung

Zwischen dem Dienstgeber und der Mitarbeitervertretung
wird für die Einrichtung von Zeitwertkonten folgende Ver-
einbarung geschlossen:

1.   Die nachfolgenden »Richtlinien für Zeitwertkonten«
sind Bestandteil dieser Vereinbarung.

2.   Diese Vereinbarung tritt am ............................ in Kraft.

3.   Diese Vereinbarung kann mit einer Frist von sechs Mo-
naten zum Jahresende in Schriftform gekündigt werden,
erstmals zum Ablauf des dritten Jahres seit Inkrafttreten. 

     Wird diese Vereinbarung nicht gekündigt, verlängert
sich ihre Laufzeit um weitere drei Jahre. Sie ist dann
erstmals wieder zum Ablauf des dritten Jahres ihrer wei-
teren Geltungsdauer kündbar. 

Nr. 17*     Arbeitsrechtsregelung (Beschluss) 01/09. 

     Vom 23. November 2009. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen
Kirche in Deutschland-Ost beschließt gemäß § 2 Abs. 2 Ar-
beitsrechtsregelungsgesetzes EKD-Ost vom (ARRG.EKD-
Ost) vom 5. November 2008 (ABl. EKD 2008 S. 367):

§ 1

Änderung der Kirchlichen Arbeitsvertragsordnung

Die Kirchliche Arbeitsvertragsordnung der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Thüringen vom 28. November 2007
(ABl. 2008, S.47) wird geändert:

§ 10 wird um den Absatz 8 mit folgender Textfassung er-
gänzt:

»Der Dienstgeber kann mit der/dem beschäftigten die Ein-
richtung eines Langzeitkontos vereinbaren. Grundlage ist
eine Dienstvereinbarung. Für den Abschluss der Dienstver-
einbarung ist die Anlage LANGZEITKONTO zu verwen-
den.«

§ 2

In-Kraft-Treten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt mit Wirkung vom
1. Dezember 2009 in Kraft.

B e r l i n,  den 23. November 2009

Arbeitsrechtliche Kommission

Bernd  H ä n e l

(Vorsitzender)

Nr. 16*     Änderung der Ordnung  für  das Referat  für
Chancengerechtigkeit der Evangelischen Kir-
che in Deutschland. 

     Vom 4. September 2009.

Die Ordnung für das Referat für Chancengerechtigkeit
der EKD vom 22./23. April 2005 (ABl. S. 277) wird wie
folgt geändert: 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2010 wird § 3 Abs. 2 Satz 1 der
Ordnung wie folgt gefasst: 

»Dem Beirat gehören acht Mitglieder an sowie als ständige
Gäste je ein Mitglied des Rates und ein Mitglied des Kolle-
giums.« 

H a n n o v e r,  den 25. Januar 2010 

Evangelische Kirche in Deutschland
– Kirchenamt –

Dr.  B a r t h

Präsident 

B.  Union Evangelischer Kirchen 
in der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland 
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     In der Kündigungserklärung sind der Grund für die Kün-
digung und der Umfang, mit dem sie sich auswirken
soll, anzugeben. 

     Soweit keine Kündigung ausgesprochen wird, wirkt die
Vereinbarung nach. Schon bestehende Zeitwertkonten
bzw. Wertguthaben werden gem. dieser Vereinbarung
weitergeführt.

Ort, Datum

Dienstgeber Mitarbeitervertretung  

Präambel

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird durch diese
Vereinbarung die Möglichkeit eröffnet, im Wege von Zeit-
WertKonten Arbeitsentgeltbestandteile und/oder den Geld-
wert bereits geleisteter Arbeitszeit teilweise in Wertgutha-
ben einzubringen und erst zu einem späteren Zeitpunkt
 abzurufen. Die ZeitWertKonten werden ausschließlich in
Geldwerten geführt. Diese Geldwerte werden vom Dienst-
geber durch geeignete und hierfür zulässige Kapitalanlagen
(Investmentfondsanteile und/oder Versicherungsprodukt)
rückgedeckt und gegen Insolvenz gesichert, soweit gesetz-
lich erforderlich.

Die Wertguthaben auf den ZeitWertKonten können bei-
spielsweise verwendet werden:

–    für mehrmonatige, sozial abgesicherte Freizeitblöcke
mit beliebiger Verwendungsmöglichkeit

–    für eine Verkürzung der Lebensarbeitszeit,

–    für vorübergehende Teilzeit mit finanziellem Ausgleich,
d. h. für eine vorübergehende Reduzierung der Arbeits-
zeit (z. B. zur Kinderbetreuung oder zur Betreuung pfle-
gebedürftiger, nahestehender Personen),

Diese Vereinbarung legt die Bedingungen des Entste-
hens, der Weiterentwicklung, der Verwendung, der Verwal-
tung, der Rückdeckung und ggf. der Insolvenzsicherung der
Wertguthaben fest. Abweichende Regelungen in einzelnen
Arbeitsverträgen sind nicht möglich. Diese Vereinbarung
geht individuellen Vereinbarungen vor.

Wenn sich die rechtlichen Rahmenbedingungen, insbe-
sondere die gesetzlichen Regelungen zum Arbeits-, Sozial-
versicherungs- und Steuerrecht, ändern, werden Dienstgeber
und deren Mitarbeitervertretung unverzüglich mit dem Ziel
zusammentreten, eine den geänderten Rahmenbedingungen
entsprechende Anpassung dieser Vereinbarung umzusetzen.

Im folgenden Text wird, um die Lesbarkeit zu vereinfa-
chen, stets die männliche Form verwandt. Gemeint sind aber
immer weibliche und männliche Mitarbeiter(innen). 

Teil I:

Konzeption der ZeitWertKonten und Wertguthaben

§ 1

Persönlicher Anwendungsbereich, Laufzeit

(1) Diese Vereinbarung gilt für alle unbefristet beschäf-
tigten Mitarbeiter, soweit sie seit mindestens sechs Monaten
in  einem ununterbrochenen Beschäftigungsverhältnis ste-

hen. Das vereinbarte monatliche Bruttoarbeitsentgelt dieser
Mitarbeiter muss die gesetzliche Grenze der geringfügigen
Beschäftigung (derzeit EUR 400,00) übersteigen. Ein Min-
destalter wird nicht festgelegt.

(2) Diese Vereinbarung gilt nicht für die zu ihrer Berufs-
ausbildung Beschäftigten.

(3) Der Mitarbeiter hat die Teilnahme an dieser Vereinba-
rung schriftlich erklären. Er kann mit einer Frist von sechs
Wochen zum Quartalsende durch schriftliche Erklärung ge-
genüber dem Dienstgeber kündigen. Maßgeblich ist das Zu-
gangsdatum der Kündigung.

§ 2

Ansparvereinbarung

(1) Für jeden teilnehmenden Mitarbeiter ist ein gesonder-
tes Konto über sein Wertguthaben einzurichten (ZeitWert-
Konto), das nach Maßgabe der Regelungen dieser Vereinba-
rung zu führen ist.

(2) Über die konkret in das Wertguthaben einzubringen-
den oder zu entnehmenden Leistungen – insbesondere Art,
Höhe und Zeitpunkt der Leistung – ist unter Einbeziehung
dieser Vereinbarung jeweils einzelvertraglich mit dem Mit-
arbeiter eine gesonderte Vereinbarung (sog. Ansparverein-
barung) zu treffen, die zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform
bedarf. Die Ansparvereinbarung muss jeweils einen aus-
drücklichen Verzicht auf die Auszahlung der einzustellen-
den Entgelte enthalten.

(3) Die Ansparvereinbarung ist spätestens sechs Wochen
vor Quartalsende abzuschließen, so dass die Ansparphase
zum nächstfolgenden Quartalsanfang beginnen kann. Späte-
re Änderungen der Ansparvereinbarung sind ebenfalls spä-
testens sechs Wochen vor Quartalsende mit Wirkung zum
nächstfolgenden Quartalsanfang zu vereinbaren.

(4) Die Ansparvereinbarung wird für ein Jahr abgeschlos-
sen. Danach kann sie mit Wirkung für die Zukunft binnen
 einer Frist von sechs Wochen zum Quartalsende durch ein-
seitige, schriftliche Erklärung des Mitarbeiters gegenüber
dem Dienstgeber beendet werden. Für die Wahrung der Frist
kommt es auf den rechtzeitigen Zugang der Erklärung an.

§ 3

Langzeitkonto, Umwandlung, Anlageformen

(1) Das ZeitWertKonto wird ausschließlich zum langfris-
tigen Wertausgleich gebildet. Es handelt sich um ein Lang-
zeitkonto. Gleitzeitkontenregelungen und andere Regelun-
gen, die einen kurzfristigen Ausgleich für geleistete Mehrar-
beit bzw. Überstunden in einem Zeitraum von bis zu einem
Kalenderjahr regeln, sind von dieser Vereinbarung nicht
 erfasst. Eine etwaige gegenwärtige oder künftige Verein -
barung zur Arbeitszeit und zur Arbeitszeitflexibilisierung
bleibt deshalb unberührt. Zeitenguthaben bis zu 45 Stunden
jährlich aus einem Arbeitszeit- oder Gleitzeitkonto können
gutgeschrieben werden. Gegenstand dieser Vereinbarung
sind Wertguthaben im Sinne des § 7 b SGB IV.

(2) In das ZeitWertKonto können von dem Mitarbeiter
geleistete und noch nicht vergütete Arbeit (Zeitwerte) und
weitere Ansprüche auf Arbeitsentgelt (Geldwerte) einge-
stellt werden. Hierzu zählen ausschließlich (Katalog der
Ansparkomponenten):

a)   Teile des laufenden Bruttoarbeitsentgelts in Höhe von
maximal 10 %, wobei dem Mitarbeiter ein monatliches
Bruttoarbeitsentgelt verbleiben muss, das die jeweilige
gesetzliche Grenze der geringfügigen Beschäftigung
(zur Zeit: EUR 400,00) übersteigt.
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b)   Jahressonderzahlung

c)   vereinbarte besondere Entgelte, 

d)   Einmalzahlungen,

e)   der Geldwert von geleisteten Überstunden, soweit diese
nach einer etwaigen, derzeit oder künftig geltenden Ver-
einbarung zur Arbeitszeit und zur Arbeitszeitflexibi -
lisierung abgerechnet oder ausgezahlt werden und die
Einstellung in das Wertguthaben der entsprechenden
Vereinbarung nicht widerspricht,

f)   der Geldwert eines Urlaubsanspruches, soweit er den
gesetzlichen Mindesturlaub übersteigt. 

(3) Das ZeitWertKonto wird in Geldwerten geführt. Zeit-
werte werden in Geldwerte umgewandelt.

(4) Das Wertguthaben wird durch den jeweiligen Dienst-
geber angelegt, und zwar in einem Versicherungsprodukt:

Der Dienstgeber schließt als Versicherungsnehmer einen
speziellen Versicherungsvertrag (Kollektivvertrag) zur
Rück deckung des Wertguthabens ab. Der teilnehmende
Mitarbeiter ist versicherte Person. Alle Erträgnisse aus dem
Versicherungsvertrag (Einzelvertrag) stehen dem teilneh-
menden Mitarbeiter zu und erhöhen sein Wertguthaben. 

(5) Der Mitarbeiter erhält nach Maßgabe der gesetzlichen
Regelungen einen Kontoauszug über die Höhe des ihm indi-
viduell zuzurechnenden Wertguthabens. 

§ 4

Insolvenzsicherung, Werterhaltung

(1) Die Insolvenzsicherung entfällt, soweit über das Ver-
mögen des Dienstgebers nicht das Insolvenzverfahren eröff-
net werden kann, da der Dienstgeber als Körperschaft des
öffentlichen Rechts konstituiert ist. Bei Dienstgebern, die
der Insolvenzsicherung unterliegen, regelt das Nähere die
Anlage Insolvenzsicherung.

(2) Der Dienstgeber garantiert und steht dafür ein, dass
zum Zeitpunkt der Entnahme aus dem Wertguthaben die
vom Mitarbeiter zuvor in das Wertguthaben eingestellten
geldwerte der ursprünglichen Höhe nach (Ansparbetrag)
vorhanden sind. Der Dienstgeber hat für eine werterhaltende
Anlage bzw. Rückdeckung Sorge zu tragen. Das angesparte
Wertguthaben und der Geldwert der Rückdeckung sind für
jeden teilnehmenden Mitarbeiter durch den Dienstgeber re-
gelmäßig wie folgt abzugleichen: Zum Ende des Kalender-
jahres wird der Dienstgeber prüfen, ob der Geldwert der
Rückdeckung das angesparte Wertguthaben des Mitarbei-
ters in voller Höhe abdeckt. Ergibt die Prüfung, dass der
Geldwert der Rückdeckung das angesparte Wertguthaben
nicht mehr abdeckt, hat der Dienstgeber die Differenz um-
gehend durch Nachschuss in die jeweils gewählte Rückde-
ckung bzw. Anlage auszugleichen.

Teil II:

Ansparprozess

§ 5

Ansparphase: Einbringung von Werten 
in das Wertguthaben

(1) Ein Geldwert wird in Höhe des Entgeltanspruchs zum
Zeitpunkt der Wertstellung in das Wertguthaben eingestellt.
Dies gilt gleichermaßen für aus Zeitwerten (Überstunden,
Urlaub) umgewandelte Geldwerte. Entgeltansprüche im
Sinne dieser Regelung sind im Zeitpunkt der Einstellung in
das Wertguthaben bereits unbedingt verdiente Arbeitsent-

geltansprüche. Vorauszahlungen und Abschläge können
erst dann eingestellt werden, wenn und soweit ein endgülti-
ger Entgeltanspruch besteht.

(2) Der nach Abs. 1 einzustellende Betrag setzt sich zu-
sammen aus dem Arbeitsentgelt des Mitarbeiters zuzüglich
der darauf entfallenden Beiträge des Dienstgebers zur So -
zialversicherung bis zur Höhe des Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrages. Dies gilt auch, soweit eine Ansparung aus
Entgeltbestandteilen oberhalb der Beitragsbemessungsgren-
zen erfolgt. Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist nach
den Vorschriften des Sozialgesetzbuches zu ermitteln und
zu sichern.

(3) Die Einstellung von Geldwerten in das Wertguthaben
erfolgt zum vereinbarten Zeitpunkt der Abrechnung des Ar-
beitsentgelts.

(4) Die Einstellung von Geldwerten in das Wertguthaben
ist ohne Einfluss auf Zahlungen des Dienstgebers aufgrund
weiterer Vereinbarungen (wie z. B. einer eventuellen Ver-
einbarung zur betrieblichen Altersversorgung).

(5) Eingestellte Beiträge des Dienstgebers zur Sozialver-
sicherung sind nur in denjenigen Entnahmefällen an die So-
zialversicherungsträger zu entrichten, wenn eine gesetzliche
oder sonstige rechtliche Pflicht (z. B. durch Satzung) zur
Entrichtung von Beiträgen besteht. Auf diese Bestandteile
des Wertguthabens besteht darüber hinaus kein eigenständi-
ger Anspruch des Mitarbeiters. Dies gilt nicht für die auf die
Arbeitgeberbeiträge entfallenden Erträge; diese stehen dem
Mitarbeiter zu.

(6) Die nach Maßgabe der Ansparvereinbarung nach § 2
dieser Vereinbarung in das Wertguthaben einzustellenden
Geldwerte werden durch den Dienstgeber dokumentiert.

Teil III:

Verwendung des Wertguthabens, 
Freistellungsphase, Entnahme

§ 6

Möglichkeiten der Verwendung durch den Mitarbeiter

(1) Das Wertguthaben steht allein dem Mitarbeiter zu.
Der Mitarbeiter kann das vorhandene Wertguthaben – ne-
ben den gesetzlich vorgegebenen Verwendungsmöglichkei-
ten – ausschließlich wie folgt verwenden (Katalog der Ver-
wendungsmöglichkeiten):

a)   im Regelfall für eine vollständige oder teilweise Frei-
stellung von der Arbeitsleistung (Freistellungsphase)
bzw. für Verringerung der Arbeitszeit – sofern gesetz-
lich geregelt oder vertraglich vereinbart:

–    für eine zeitlich befristete Arbeitsentgeltzahlung im
Fall einer Langzeiterkrankung oder einer zeitlich be-
fristeten Erwerbsminderung zur Erhöhung der sons-
tigen vom Mitarbeiter bezogenen Leistungen, 

–    für Kinderbetreuungszeiten nach § 15 BEEG,

–    für Sabbatjahre,

–    für Weiterbildung bzw. berufliche Qualifikation,

–    für eine Verringerung der Arbeitszeit, sofern darauf
ein Anspruch nach § 8 TzBfG besteht, jedoch befris-
tet auf die Dauer der Entnahme aus dem Wertgutha-
ben

–    nur ausnahmsweise in existentiellen Notfällen für
die Auszahlung eines Nettobetrages bei fortbeste-
hendem Arbeitsverhältnis (ohne Freistellung) und
ohne dass die Teilnahme am Modell selbst beendet
wird.
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(2) Die Freistellungphase muss eine Mindestdauer von ei-
nem Monat haben. Hinsichtlich Dauer und Beginn der Frei-
stellungsphase sind die betrieblichen Erfordernisse zu be-
rücksichtigen.

(3) Die Freistellungsphase kann auch unmittelbar vor
dem Zeitpunkt liegen, vor dem der Mitarbeiter eine Rente
wegen Alters bezieht oder beziehen könnte.

(4) Nach den geltenden gesetzlichen Regelungen sind
Steuern und Sozialversicherungsbeiträge aus dem Wertgut-
haben erst bei Auszahlung abzuführen. 

(5) Ansprüche des Mitarbeiters auf die Verwendung des
Wertguthabens unterliegen nicht der Verjährung. Aus-
schlussfristen gelten nicht. Ein Verfall zum Nachteil des
Mitarbeiters tritt nicht ein.

(6) Während der Freizeitphase wirken sich Arbeitsunfä-
higkeitstage kostenneutral aus. Die Freizeitphase wird um
die Arbeitsunfähigkeitstage verlängert. Für den Nachweis
der Arbeitsunfähigkeit gilt § 5 EFZG.

§ 7

Freistellungsphase

(1) Eine Freistellung ist unter Berücksichtigung der be-
trieblichen Erfordernisse hinsichtlich des Beginns und der
Dauer der Freistellung möglich. Der Dienstgeber entschei-
det über den Antrag des Mitarbeiters auf Freistellung inner-
halb von einem Monat nach Eingang des Antrags

(2) Der Mitarbeiter hat einen Wunsch auf Freistellung im
Sinne des § 6 Abs. 1 lit. a) dieser Vereinbarung frühzeitig
anzukündigen. Er hat die Freistellung mindestens drei Mo-
nate vor dem gewünschten Beginn der Freistellungsphase
schriftlich zu beantragen. Kürzere gesetzliche Fristen für ei-
nen Freistellungssachverhalt bleiben unberührt. Lehnt der
Dienstgeber die beantragte Freistellung ab, hat er schriftlich
die entgegenstehenden betrieblichen Erfordernisse (Gründe
für die Ablehnung) binnen einer Ausschlussfrist von einem
Monat ab Stellung des Antrages zu benennen. Hat der
Dienstgeber die Gründe nicht benannt, gilt der Antrag auf
Freistellung als genehmigt. Zu den benannten Gründen für
die Ablehnung ist die Mitarbeitervertretung auf Verlangen
des Mitarbeiters zu hören.

(3) Der Antrag auf Freistellung gilt zugleich als Antrag
auf Entnahme aus dem Wertguthaben.

(4) Während der Freistellungsphase erhält der Mitarbei-
ter aus dem Wertguthaben durchgängig ein monatliches
Entgelt. Die konkrete Höhe des monatlichen Entgelts in der
Freistellungsphase ist zuvor schriftlich zu vereinbaren. Wird
keine Vereinbarung getroffen, gilt das durchschnittliche Ar-
beitsentgelt (Bruttomonatsentgelt) der vorausgegangenen
zwölf Kalendermonate als vereinbart. Jahressonderzahlung,
Einmalzahlungen bzw. besonders vereinbarte Entgelte blei-
ben bei der Berechnung des durchschnittlichen Arbeitsent-
geltes unberücksichtigt.

§ 8

Störfälle

(1) Kommt es nicht zur planmäßigen Verwendung des
Wertguthabens für eine Freistellungsphase, liegt nach dem
Gesetz ein sogenannter (sozialversicherungsrechtlicher)
Störfall vor. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das
 Arbeitsverhältnis vorzeitig aufgrund von Kündigung, Er-
werbsminderung oder Tod endet. 

(2) Im Todesfall ist das Wertguthaben zum Geldwert ver-
erblich. Es handelt sich nach gegenwärtiger gesetzlicher Re-
gelung um nach dem Einkommensteuergesetz zu versteu-

erndes Arbeitseinkommen. Steuern sind nach den Besteue-
rungsmerkmalen des Erben von diesem zu entrichten. § 5
Abs. 5 gilt entsprechend: Auf die Arbeitgeberbeiträge zur
Sozialversicherung besteht kein eigenständiger Anspruch.

(3) Im Fall des Arbeitgeberwechsels kann das Wertgutha-
ben zum Geldwert übertragen werden, sofern bei dem neuen
Arbeitgeber die tatsächlichen und rechtlichen Vorausset-
zungen für die Übernahme vorliegen. Im Übrigen finden die
gesetzlichen Regelungen Anwendung. In diesem Fall wer-
den auch die eingestellten Arbeitgeberbeiträge zur Sozial-
versicherung mit auf den neuen Arbeitgeber übertragen,
 soweit zwingende gesetzliche Regelungen dem nicht entge-
genstehen.

(4) Im Störfall wird das Wertguthaben nach den jeweils
geltenden gesetzlichen Regelungen aufgelöst. Eine Verwen-
dung zur Aufstockung von Leistungen der betrieblichen Al-
tersversorgung ist unter den Voraussetzungen des § 23 b
Abs. 3 a SGB IV und der für die Entgeltumwandlung gel-
tenden Regelungen möglich.

Teil IV: 

Administration

§ 9

Verwaltung, Abwicklung und Datenschutz

(1) Der Dienstgeber ist berechtigt, die Verwaltung und
Abwicklung der ZeitWertKonten der Mitarbeiter auf einen
ZeitWertKonten-Administrator zu übertragen.

(2) Der Dienstgeber und der Administrator sind jeweils
berechtigt, einen Rechenzentrumsbetreiber zum Zweck der
Umsetzung dieser Vereinbarung einzuschalten. Der Dienst-
geber und der Administrator sind jeweils berechtigt, beauf-
tragte Dritte (Auftragnehmer im Sinne des Bundesdaten-
schutzgesetzes – BDSG) für die technische Abwicklung,
insbesondere für die Auftragsdatenverarbeitung, einzu-
schalten. Die Erfüllung der datenschutzrechtlichen Anfor-
derungen ist sicher zu stellen. Der Dienstgeber ist berech-
tigt, die sachkundige Beratung der Mitarbeiter auf einen Be-
rater zu übertragen. 

(3) Der Dienstgeber ist berechtigt, dem Administrator
und dem Berater – zweckgebunden – die für die Umsetzung
dieser Vereinbarung (Administration der Wertguthaben und
Beratung des Mitarbeiters) erforderlichen personenbezoge-
nen Daten der teilnehmenden Mitarbeiter zu übermitteln.
Der beauftragte Administrator ist zur Speicherung, Verar-
beitung, Nutzung der vorstehend genannten Daten und ihrer
Übermittlung, an einen von ihm beauftragten Rechenzent -
rumsbetreiber und an den Berater berechtigt, jedoch aus-
schließlich zum Zweck der Umsetzung dieser Vereinba-
rung. 

(4) Der Berater ist zur Speicherung, Verarbeitung und
Nutzung der vorstehend genannten Daten berechtigt, jedoch
ausschließlich zum Zweck der Umsetzung dieser Vereinba-
rung. Die Erfüllung der datenschutzrechtlichen Anforderun-
gen ist sicher zu stellen. Im Übrigen dürfen die vorstehend
genannten Daten zu keinem anderen Zweck genutzt oder
verarbeitet werden. Zu einer Übermittlung an weitere, hier
nicht genannte Beteiligte, Personen oder Firmen bedarf es
einer weiteren vorherigen, schriftlichen Einwilligung des
Mitarbeiters. Die Speicherung, Verarbeitung, Nutzung oder
Übermittlung personenbezogener Daten aufgrund gesetzli-
cher Regelungen bleibt unberührt.

(5) Die Durchführung ist ausschließlich über die Ecclesia
Versicherungsdienst GmbH sowie der ihr verbundenen Un-
ternehmen möglich.
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§ 10

Kosten

(1) Die Kosten der Durchführung dieser Vereinbarung
werden zwischen teilnehmenden Mitarbeitern und Dienst-
geber wie folgt aufgeteilt:

(2) Einrichtungskosten trägt der Dienstgeber nach geson-
derter Vereinbarung.

(3) Betriebskosten: 
Der Dienstgeber trägt für die Kosten der Störfallab-
rechnung (€ 20,00 pro Störfallabrechnung und Ar-
beitnehmer).
Der Dienstgeber trägt die Kontoführungsgebühr pro
Mitarbeiter und Monat in Höhe von € 2,50.
Hinweis:
Die angegebenen Kosten sind netto. Die gesetzliche
Umsatzsteuer ist, soweit sie anfällt, jeweils hinzuzu-
rechnen. 

Nr. 18*     Arbeitsrechtsregelung (Beschluss) 02/09. 

     Vom 23. November 2009. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen
Kirche in Deutschland-Ost beschließt gemäß § 2 Abs. 2 Ar-
beitsrechtsregelungsgesetzes EKD-Ost vom (ARRG.EKD-
Ost) vom 5. November 2008 (ABl. EKD 2008 S. 367):

§ 1

Änderung der Kirchlichen Arbeitsvertragsordnung

Die Kirchliche Arbeitsvertragsordnung der Union Evan-
gelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (KAVO 2008) in der Fassung vom 19. September 2008
(ABl. EKD S. 385) wird wie folgt geändert: 

Die Anlage LANGZEITKONTEN zu § 10 Abs. 6 erhält
folgende Fassung:

Dienstvereinbarung zur Einführung 
eines Langzeitkontos

(gem. § 10 Abs. 6 KAVO 2008)

zwischen 
der

nachfolgend: Dienstgeber

und
der Mitarbeitervertretung, 

nachfolgend: Mitarbeitervertretung

Zwischen dem Dienstgeber und der Mitarbeitervertretung
wird für die Einrichtung von Zeitwertkonten folgende Ver-
einbarung geschlossen:

1.   Die nachfolgenden »Richtlinien für Zeitwertkonten«
sind Bestandteil dieser Vereinbarung.

2.   Diese Vereinbarung tritt am ............................ in Kraft.

3.   Diese Vereinbarung kann mit einer Frist von sechs Mo-
naten zum Jahresende in Schriftform gekündigt werden,
erstmals zum Ablauf des dritten Jahres seit Inkrafttreten. 

     Wird diese Vereinbarung nicht gekündigt, verlängert
sich ihre Laufzeit um weitere drei Jahre. Sie ist dann
erstmals wieder zum Ablauf des dritten Jahres ihrer wei-
teren Geltungsdauer kündbar. 

     In der Kündigungserklärung sind der Grund für die Kün-
digung und der Umfang, mit dem sie sich auswirken
soll, anzugeben. 

     Soweit keine Kündigung ausgesprochen wird, wirkt die
Vereinbarung nach. Schon bestehende Zeitwertkonten
bzw. Wertguthaben werden gem. dieser Vereinbarung
weitergeführt.

Ort, Datum

Dienstgeber Mitarbeitervertretung  

Präambel

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird durch diese
Vereinbarung die Möglichkeit eröffnet, im Wege von Zeit-
WertKonten Arbeitsentgeltbestandteile und/oder den Geld-
wert bereits geleisteter Arbeitszeit teilweise in Wertgut -
haben einzubringen und erst zu einem späteren Zeitpunkt
abzurufen. Die ZeitWertKonten werden ausschließlich in
Geldwerten geführt. Diese Geldwerte werden vom Dienst-
geber durch geeignete und hierfür zulässige Kapitalanlagen
(Investmentfondsanteile und/oder Versicherungsprodukt)
rückgedeckt und gegen Insolvenz gesichert, soweit gesetz-
lich erforderlich.

Die Wertguthaben auf den ZeitWertKonten können bei-
spielsweise verwendet werden:

–    für mehrmonatige, sozial abgesicherte Freizeitblöcke
mit beliebiger Verwendungsmöglichkeit

–    für eine Verkürzung der Lebensarbeitszeit,

–    für vorübergehende Teilzeit mit finanziellem Ausgleich,
d. h. für eine vorübergehende Reduzierung der Arbeits-
zeit (z. B. zur Kinderbetreuung oder zur Betreuung pfle-
gebedürftiger, nahestehender Personen),

Diese Vereinbarung legt die Bedingungen des Entste-
hens, der Weiterentwicklung, der Verwendung, der Verwal-
tung, der Rückdeckung und ggf. der Insolvenzsicherung der
Wertguthaben fest. Abweichende Regelungen in einzelnen
Arbeitsverträgen sind nicht möglich. Diese Vereinbarung
geht individuellen Vereinbarungen vor.

Wenn sich die rechtlichen Rahmenbedingungen, insbe-
sondere die gesetzlichen Regelungen zum Arbeits-, Sozial-
versicherungs- und Steuerrecht, ändern, werden Dienstge-
ber und deren Mitarbeitervertretung unverzüglich mit dem
Ziel zusammentreten, eine den geänderten Rahmenbedin-
gungen entsprechende Anpassung dieser Vereinbarung um-
zusetzen.

Im folgenden Text wird, um die Lesbarkeit zu vereinfa-
chen, stets die männliche Form verwandt. Gemeint sind aber
immer weibliche und männliche Mitarbeiter(innen). 
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Teil I: 

Konzeption der ZeitWertKonten und Wertguthaben

§ 1

Persönlicher Anwendungsbereich, Laufzeit

(1) Diese Vereinbarung gilt für alle unbefristet beschäf-
tigten Mitarbeiter, soweit sie seit mindestens sechs Monaten
in  einem ununterbrochenen Beschäftigungsverhältnis ste-
hen. Das vereinbarte monatliche Bruttoarbeitsentgelt dieser
Mitarbeiter muss die gesetzliche Grenze der geringfügigen
Beschäftigung (derzeit EUR 400,00) übersteigen. Ein Min-
destalter wird nicht festgelegt.

(2) Diese Vereinbarung gilt nicht für die zu ihrer Berufs-
ausbildung Beschäftigten.

(3) Der Mitarbeiter hat die Teilnahme an dieser Vereinba-
rung schriftlich erklären. Er kann mit einer Frist von sechs
Wochen zum Quartalsende durch schriftliche Erklärung ge-
genüber dem Dienstgeber kündigen. Maßgeblich ist das Zu-
gangsdatum der Kündigung.

§ 2

Ansparvereinbarung

(1) Für jeden teilnehmenden Mitarbeiter ist ein gesonder-
tes Konto über sein Wertguthaben einzurichten (ZeitWert-
Konto), das nach Maßgabe der Regelungen dieser Vereinba-
rung zu führen ist.

(2) Über die konkret in das Wertguthaben einzubringen-
den oder zu entnehmenden Leistungen – insbesondere Art,
Höhe und Zeitpunkt der Leistung – ist unter Einbeziehung
dieser Vereinbarung jeweils einzelvertraglich mit dem Mit-
arbeiter eine gesonderte Vereinbarung (sog. Ansparverein-
barung) zu treffen, die zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform
bedarf. Die Ansparvereinbarung muss jeweils einen aus-
drücklichen Verzicht auf die Auszahlung der einzustellen-
den Entgelte enthalten.

(3) Die Ansparvereinbarung ist spätestens sechs Wochen
vor Quartalsende abzuschließen, so dass die Ansparphase
zum nächstfolgenden Quartalsanfang beginnen kann. Späte-
re Änderungen der Ansparvereinbarung sind ebenfalls spä-
testens sechs Wochen vor Quartalsende mit Wirkung zum
nächstfolgenden Quartalsanfang zu vereinbaren.

(4) Die Ansparvereinbarung wird für ein Jahr abgeschlos-
sen. Danach kann sie mit Wirkung für die Zukunft binnen
 einer Frist von sechs Wochen zum Quartalsende durch ein-
seitige, schriftliche Erklärung des Mitarbeiters gegenüber
dem Dienstgeber beendet werden. Für die Wahrung der Frist
kommt es auf den rechtzeitigen Zugang der Erklärung an.

§ 3

Langzeitkonto, Umwandlung, Anlageformen

(1) Das ZeitWertKonto wird ausschließlich zum langfris-
tigen Wertausgleich gebildet. Es handelt sich um ein Lang-
zeitkonto. Gleitzeitkontenregelungen und andere Regelun-
gen, die einen kurzfristigen Ausgleich für geleistete Mehrar-
beit bzw. Überstunden in einem Zeitraum von bis zu einem
Kalenderjahr regeln, sind von dieser Vereinbarung nicht
 erfasst. Eine etwaige gegenwärtige oder künftige Verein -
barung zur Arbeitszeit und zur Arbeitszeitflexibilisierung
bleibt deshalb unberührt. Zeitenguthaben bis zu 45 Stunden
jährlich aus einem Arbeitszeit- oder Gleitzeitkonto können
gutgeschrieben werden. Gegenstand dieser Vereinbarung
sind Wertguthaben im Sinne des § 7 b SGB IV.

(2) In das ZeitWertKonto können von dem Mitarbeiter
geleistete und noch nicht vergütete Arbeit (Zeitwerte) und

weitere Ansprüche auf Arbeitsentgelt (Geldwerte) einge-
stellt werden. Hierzu zählen ausschließlich (Katalog der
Ansparkomponenten):
a)   Teile des laufenden Bruttoarbeitsentgelts in Höhe von

maximal 10 %, wobei dem Mitarbeiter ein monatliches
Bruttoarbeitsentgelt verbleiben muss, das die jeweilige
gesetzliche Grenze der geringfügigen Beschäftigung
(zur Zeit: EUR 400,00) übersteigt.

b)   Jahressonderzahlung
c)   vereinbarte besondere Entgelte, 
d)   Einmalzahlungen,
e)   der Geldwert von geleisteten Überstunden, soweit diese

nach einer etwaigen, derzeit oder künftig geltenden Ver-
einbarung zur Arbeitszeit und zur Arbeitszeitflexibili-
sierung abgerechnet oder ausgezahlt werden und die
Einstellung in das Wertguthaben der entsprechenden
Vereinbarung nicht widerspricht,

f)   der Geldwert eines Urlaubsanspruches, soweit er den
gesetzlichen Mindesturlaub übersteigt.
(3) Das ZeitWertKonto wird in Geldwerten geführt. Zeit-

werte werden in Geldwerte umgewandelt.
(4) Das Wertguthaben wird durch den jeweiligen Dienst-

geber angelegt, und zwar in einem Versicherungsprodukt:
Der Dienstgeber schließt als Versicherungsnehmer einen
speziellen Versicherungsvertrag (Kollektivvertrag) zur Rück -
deckung des Wertguthabens ab. Der teilnehmende Mitarbei-
ter ist versicherte Person. Alle Erträgnisse aus dem Versi-
cherungsvertrag (Einzelvertrag) stehen dem teilnehmenden
Mitarbeiter zu und erhöhen sein Wertguthaben. 
(5) Der Mitarbeiter erhält nach Maßgabe der gesetzlichen

Regelungen einen Kontoauszug über die Höhe des ihm indi-
viduell zuzurechnenden Wertguthabens. 

§ 4
Insolvenzsicherung, Werterhaltung

(1) Die Insolvenzsicherung entfällt, soweit über das Ver-
mögen des Dienstgebers nicht das Insolvenzverfahren eröff-
net werden kann, da der Dienstgeber als Körperschaft des
öffentlichen Rechts konstituiert ist. Bei Dienstgebern, die
der Insolvenzsicherung unterliegen, regelt das Nähere die
Anlage Insolvenzsicherung.
(2) Der Dienstgeber garantiert und steht dafür ein, dass

zum Zeitpunkt der Entnahme aus dem Wertguthaben die
vom Mitarbeiter zuvor in das Wertguthaben eingestellten
geldwerte der ursprünglichen Höhe nach (Ansparbetrag)
vorhanden sind. Der Dienstgeber hat für eine werterhaltende
Anlage bzw. Rückdeckung Sorge zu tragen. Das angesparte
Wertguthaben und der Geldwert der Rückdeckung sind für
jeden teilnehmenden Mitarbeiter durch den Dienstgeber re-
gelmäßig wie folgt abzugleichen: Zum Ende des Kalender-
jahres wird der Dienstgeber prüfen, ob der Geldwert der
Rückdeckung das angesparte Wertguthaben des Mitarbei-
ters in voller Höhe abdeckt. Ergibt die Prüfung, dass der
Geldwert der Rückdeckung das angesparte Wertguthaben
nicht mehr abdeckt, hat der Dienstgeber die Differenz um-
gehend durch Nachschuss in die jeweils gewählte Rückde-
ckung bzw. Anlage auszugleichen.

Teil II:
Ansparprozess

§ 5
Ansparphase: Einbringung von Werten 

in das Wertguthaben
(1) Ein Geldwert wird in Höhe des Entgeltanspruchs zum

Zeitpunkt der Wertstellung in das Wertguthaben eingestellt.
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Dies gilt gleichermaßen für aus Zeitwerten (Überstunden,
Urlaub) umgewandelte Geldwerte. Entgeltansprüche im
Sinne dieser Regelung sind im Zeitpunkt der Einstellung in
das Wertguthaben bereits unbedingt verdiente Arbeitsent-
geltansprüche. Vorauszahlungen und Abschläge können
erst dann eingestellt werden, wenn und soweit ein endgülti-
ger Entgeltanspruch besteht.

(2) Der nach Abs. 1 einzustellende Betrag setzt sich zu-
sammen aus dem Arbeitsentgelt des Mitarbeiters zuzüglich
der darauf entfallenden Beiträge des Dienstgebers zur So -
zialversicherung bis zur Höhe des Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrages. Dies gilt auch, soweit eine Ansparung aus
Entgeltbestandteilen oberhalb der Beitragsbemessungsgren-
zen erfolgt. Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist nach
den Vorschriften des Sozialgesetzbuches zu ermitteln und
zu sichern.

(3) Die Einstellung von Geldwerten in das Wertguthaben
erfolgt zum vereinbarten Zeitpunkt der Abrechnung des Ar-
beitsentgelts.

(4) Die Einstellung von Geldwerten in das Wertguthaben
ist ohne Einfluss auf Zahlungen des Dienstgebers aufgrund
weiterer Vereinbarungen (wie z. B. einer eventuellen Ver-
einbarung zur betrieblichen Altersversorgung).

(5) Eingestellte Beiträge des Dienstgebers zur Sozialver-
sicherung sind nur in denjenigen Entnahmefällen an die So-
zialversicherungsträger zu entrichten, wenn eine gesetzliche
oder sonstige rechtliche Pflicht (z. B. durch Satzung) zur
Entrichtung von Beiträgen besteht. Auf diese Bestandteile
des Wertguthabens besteht darüber hinaus kein eigenständi-
ger Anspruch des Mitarbeiters. Dies gilt nicht für die auf die
Arbeitgeberbeiträge entfallenden Erträge; diese stehen dem
Mitarbeiter zu.

(6) Die nach Maßgabe der Ansparvereinbarung nach § 2
 dieser Vereinbarung in das Wertguthaben einzustellenden
Geldwerte werden durch den Dienstgeber dokumentiert.

Teil III: 

Verwendung des Wertguthabens, 
Freistellungsphase, Entnahme

§ 6

Möglichkeiten der Verwendung durch den Mitarbeiter

(1) Das Wertguthaben steht allein dem Mitarbeiter zu.
Der Mitarbeiter kann das vorhandene Wertguthaben – ne-
ben den gesetzlich vorgegebenen Verwendungsmöglichkei-
ten – ausschließlich wie folgt verwenden (Katalog der Ver-
wendungsmöglichkeiten):

a)   im Regelfall für eine vollständige oder teilweise Frei-
stellung von der Arbeitsleistung (Freistellungsphase)
bzw. für Verringerung der Arbeitszeit – sofern gesetz-
lich geregelt oder vertraglich vereinbart:

–    für eine zeitlich befristete Arbeitsentgeltzahlung im
Fall einer Langzeiterkrankung oder einer zeitlich be-
fristeten Erwerbsminderung zur Erhöhung der sons-
tigen vom Mitarbeiter bezogenen Leistungen, 

–    für Kinderbetreuungszeiten nach § 15 BEEG,

–    für Sabbatjahre,

–    für Weiterbildung bzw. berufliche Qualifikation,

–    für eine Verringerung der Arbeitszeit, sofern darauf
ein Anspruch nach § 8 TzBfG besteht, jedoch befris-
tet auf die Dauer der Entnahme aus dem Wertgutha-
ben

–    nur ausnahmsweise in existentiellen Notfällen für
die Auszahlung eines Nettobetrages bei fortbeste-
hendem Arbeitsverhältnis (ohne Freistellung) und
ohne dass die Teilnahme am Modell selbst beendet
wird.

(2) Die Freistellungphase muss eine Mindestdauer von ei-
nem Monat haben. Hinsichtlich Dauer und Beginn der Frei-
stellungsphase sind die betrieblichen Erfordernisse zu be-
rücksichtigen.

(3) Die Freistellungsphase kann auch unmittelbar vor
dem Zeitpunkt liegen, vor dem der Mitarbeiter eine Rente
wegen Alters bezieht oder beziehen könnte.

(4) Nach den geltenden gesetzlichen Regelungen sind
Steuern und Sozialversicherungsbeiträge aus dem Wertgut-
haben erst bei Auszahlung abzuführen. 

(5) Ansprüche des Mitarbeiters auf die Verwendung des
Wertguthabens unterliegen nicht der Verjährung. Aus-
schlussfristen gelten nicht. Ein Verfall zum Nachteil des
Mitarbeiters tritt nicht ein.

(6) Während der Freizeitphase wirken sich Arbeitsunfä-
higkeitstage kostenneutral aus. Die Freizeitphase wird um
die Arbeitsunfähigkeitstage verlängert. Für den Nachweis
der Arbeitsunfähigkeit gilt § 5 EFZG.

§ 7

Freistellungsphase

(1) Eine Freistellung ist unter Berücksichtigung der be-
trieblichen Erfordernisse hinsichtlich des Beginns und der
Dauer der Freistellung möglich. Der Dienstgeber entschei-
det über den Antrag des Mitarbeiters auf Freistellung inner-
halb von einem Monat nach Eingang des Antrags.

(2) Der Mitarbeiter hat einen Wunsch auf Freistellung im
Sinne des § 6 Abs. 1 lit. a) dieser Vereinbarung frühzeitig
anzukündigen. Er hat die Freistellung mindestens drei Mo-
nate vor dem gewünschten Beginn der Freistellungsphase
schriftlich zu beantragen. Kürzere gesetzliche Fristen für ei-
nen Freistellungssachverhalt bleiben unberührt. Lehnt der
Dienstgeber die beantragte Freistellung ab, hat er schriftlich
die entgegenstehenden betrieblichen Erfordernisse (Grün-
de für die Ablehnung) binnen einer Ausschlussfrist von ei-
nem Monat ab Stellung des Antrages zu benennen. Hat der
Dienstgeber die Gründe nicht benannt, gilt der Antrag auf
Freistellung als genehmigt. Zu den benannten Gründen für
die Ablehnung ist die Mitarbeitervertretung auf Verlangen
des Mitarbeiters zu hören.

(3) Der Antrag auf Freistellung gilt zugleich als Antrag
auf Entnahme aus dem Wertguthaben.

(4) Während der Freistellungsphase erhält der Mitarbeiter
aus dem Wertguthaben durchgängig ein monatliches Ent-
gelt. Die konkrete Höhe des monatlichen Entgelts in der
Freistellungsphase ist zuvor schriftlich zu vereinbaren. Wird
keine Vereinbarung getroffen, gilt das durchschnittliche Ar-
beitsentgelt (Bruttomonatsentgelt) der vorausgegangenen
zwölf Kalendermonate als vereinbart. Jahressonderzahlung,
Einmalzahlungen bzw. besonders vereinbarte Entgelte blei-
ben bei der Berechnung des durchschnittlichen Arbeitsent-
geltes unberücksichtigt.

§ 8

Störfälle

(1) Kommt es nicht zur planmäßigen Verwendung des
Wertguthabens für eine Freistellungsphase, liegt nach dem
Gesetz ein sogenannter (sozialversicherungsrechtlicher)
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Störfall vor. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das
 Arbeitsverhältnis vorzeitig aufgrund von Kündigung, Er-
werbsminderung oder Tod endet. 

(2) Im Todesfall ist das Wertguthaben zum Geldwert ver-
erblich. Es handelt sich nach gegenwärtiger gesetzlicher Re-
gelung um nach dem Einkommensteuergesetz zu versteu-
erndes Arbeitseinkommen. Steuern sind nach den Besteue-
rungsmerkmalen des Erben von diesem zu entrichten. § 5
Abs. 5 gilt entsprechend: Auf die Arbeitgeberbeiträge zur
Sozialversicherung besteht kein eigenständiger Anspruch.

(3) Im Fall des Arbeitgeberwechsels kann das Wertgutha-
ben zum Geldwert übertragen werden, sofern bei dem neuen
Arbeitgeber die tatsächlichen und rechtlichen Vorausset-
zungen für die Übernahme vorliegen. Im Übrigen finden die
gesetzlichen Regelungen Anwendung. In diesem Fall wer-
den auch die eingestellten Arbeitgeberbeiträge zur Sozial-
versicherung mit auf den neuen Arbeitgeber übertragen,
 soweit zwingende gesetzliche Regelungen dem nicht entge-
genstehen.

(4) Im Störfall wird das Wertguthaben nach den jeweils
geltenden gesetzlichen Regelungen aufgelöst. Eine Verwen-
dung zur Aufstockung von Leistungen der betrieblichen Al-
tersversorgung ist unter den Voraussetzungen des § 23 b
Abs. 3 a SGB IV und der für die Entgeltumwandlung gel-
tenden Regelungen möglich.

Teil IV: 

Administration

§ 9

Verwaltung, Abwicklung und Datenschutz

(1) Der Dienstgeber ist berechtigt, die Verwaltung und
Abwicklung der ZeitWertKonten der Mitarbeiter auf einen
ZeitWertKonten-Administrator zu übertragen.

(2) Der Dienstgeber und der Administrator sind jeweils
berechtigt, einen Rechenzentrumsbetreiber zum Zweck der
Umsetzung dieser Vereinbarung einzuschalten. Der Dienst-
geber und der Administrator sind jeweils berechtigt, beauf-
tragte Dritte (Auftragnehmer im Sinne des Bundesdaten-
schutzgesetzes – BDSG) für die technische Abwicklung,
insbesondere für die Auftragsdatenverarbeitung, einzu-
schalten. Die Erfüllung der datenschutzrechtlichen Anfor-
derungen ist sicher zu stellen. Der Dienstgeber ist berech-
tigt, die sachkundige Beratung der Mitarbeiter auf einen Be-
rater zu übertragen. 

(3) Der Dienstgeber ist berechtigt, dem Administrator
und dem Berater – zweckgebunden – die für die Umsetzung
dieser Vereinbarung (Administration der Wertguthaben und
Beratung des Mitarbeiters) erforderlichen personenbezoge-
nen Daten der teilnehmenden Mitarbeiter zu übermitteln.
Der beauftragte Administrator ist zur Speicherung, Verar-

beitung, Nutzung der vorstehend genannten Daten und ihrer
Übermittlung, an einen von ihm beauftragten Rechenzen-
trumsbetreiber und an den Berater berechtigt, jedoch aus-
schließlich zum Zweck der Umsetzung dieser Vereinba-
rung. 

(4) Der Berater ist zur Speicherung, Verarbeitung und
Nutzung der vorstehend genannten Daten berechtigt, jedoch
ausschließlich zum Zweck der Umsetzung dieser Vereinba-
rung. Die Erfüllung der datenschutzrechtlichen Anforderun-
gen ist sicher zu stellen. Im Übrigen dürfen die vorstehend
genannten Daten zu keinem anderen Zweck genutzt oder
verarbeitet werden. Zu einer Übermittlung an weitere, hier
nicht genannte Beteiligte, Personen oder Firmen bedarf es
einer weiteren vorherigen, schriftlichen Einwilligung des
Mitarbeiters. Die Speicherung, Verarbeitung, Nutzung oder
Übermittlung personenbezogener Daten aufgrund gesetzli-
cher Regelungen bleibt unberührt.

(5) Die Durchführung ist ausschließlich über die Ecclesia
Versicherungsdienst GmbH sowie der ihr verbundenen Un-
ternehmen möglich.

§ 10

Kosten

(1) Die Kosten der Durchführung dieser Vereinbarung
werden zwischen teilnehmenden Mitarbeitern und Dienst-
geber wie folgt aufgeteilt:

(2) Einrichtungskosten trägt der Dienstgeber nach geson-
derter Vereinbarung.

(3) Betriebskosten: 
Der Dienstgeber trägt für die Kosten der Störfallab-
rechnung (€ 20,00 pro Störfallabrechnung und Ar-
beitnehmer).
Der Dienstgeber trägt die Kontoführungsgebühr pro
Mitarbeiter und Monat in Höhe von € 2,50.
Hinweis:
Die angegebenen Kosten sind netto. Die gesetzliche
Umsatzsteuer ist , soweit sie anfällt, jeweils hinzuzu-
rechnen.« 

§ 2

In-Kraft-Treten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt mit Wirkung vom 1.
Dezember 2009 in Kraft.

B e r l i n,  den 23. November 2009

Arbeitsrechtliche Kommission

Bernd  H ä n e l

(Vorsitzender)
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Nr. 20       Kirchengesetz zur Änderung der Verfassung
der  Evangelisch-lutherischen  Landeskirche
Hannovers.

     Vom 9. Dezember 2009. (KABl. S. 228) 

Die Landessynode hat mit Zustimmung des Kirchense -
nates das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Verfassung der Evangelisch-lutherischen Landeskir-
che Hannovers in der Fassung vom 1. Juli 1971 (Kirchl.
Amtsbl. S. 189), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz
zur Änderung der Kirchenverfassung vom 12. Dezember
2007 (Kirchl. Amtsbl. S. 243), wird wie folgt geändert: 

Dem Artikel 100 Abs. 8 Satz 1 werden folgende Sätze 2 und
3 angefügt: 

»Die Mitgliedschaft des Präsidenten der Landessynode be-
steht fort, bis die Landessynode einen neuen Präsidenten ge-
wählt hat. Absatz 4 findet entsprechend Anwendung.« 

§2 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

H a n n o v e r,  den 9. Dezember 2009 

Der Kirchensenat 
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers 

Dr.  K ä ß m a n n

Nr. 21       Kirchengesetz  zur  Änderung  dienstrechtli-
cher und anderer Vorschriften.

     Vom 9. Dezember 2009. (KABl. S. 228) 

Die Landessynode hat mit Zustimmung des Kirchensena-
tes das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1

Änderung des Ergänzungsgesetzes zum Pfarrergesetz

Das Kirchengesetz zur Ergänzung des Pfarrergesetzes der
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
(Ergänzungsgesetz zum Pfarrergesetz – PfGErgG) in der
Fassung vom 12. Oktober 2001 (Kirchl. Amtsbl. S. 205), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Kirchengesetzes zur Än-
derung dienstrechtlicher und anderer Vorschriften vom 13.
Dezember 2006 (Kirchl. Amtsbl. S. 195), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 21 a wird aufgehoben.

2. § 24 a wird wie folgt gefasst:

»§ 24 a

(zu § 61 a Abs. 4 PfG)

(1) Pfarrer und Pfarrerinnen sind verpflichtet, mit der
zuständigen Leitungsperson in regelmäßigen zeitlichen
Abständen Jahresgespräche zu führen. Näheres regelt
eine Rechtsverordnung. 

C.  Aus den Gliedkirchen
Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz 

Nr. 19       Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge-
setzes  zur  Ausführung  des  Kirchengesetzes
über den kirchenmusikalischen Dienst in der
Evangelischen  Kirche  der  Union  (Kirchen-
musikgesetz – KiMuG) vom 15. Juni 1996 für
die  Evangelische  Kirche  Berlin-Branden-
burg-schlesische Oberlausitz. 

     Vom 12. November 2009. (KABl. S. 211) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz hat das folgende Kir-
chengesetz beschlossen: 

§ 1

Das Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchengesetzes
über den kirchenmusikalischen Dienst in der Evangelischen
Kirche der Union (Kirchenmusikgesetz – KiMuG) vom 15.
Juni 1996 für die Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz vom 6. November 2004 (KABl.
S. 219), zuletzt geändert durch Verordnung mit Gesetzes-
kraft vom 1. Juli 2005 (KABl. S. 111) wird wie folgt geändert: 

1.   In § 5 werden nach den Wörtern »den einfachen Chor-
leiterdienst« ein Komma und die Wörter »den einfachen
Kinderchorleiterdienst« eingefügt.

2.   Nach § 16 wird folgender neuer § 16 a eingefügt: 

»§ 16 a

Kirchenmusikordnung 

Die Kirchenleitung kann Näheres des kirchenmusika-
lischen Dienstes durch Rechtsverordnung regeln, insbe-
sondere: 

1.   nähere Bestimmungen zu den Aufgaben der Kir-
chenmusikerin oder des Kirchenmusikers in der Kir-
chengemeinde;

2.   zur Verpflichtung der Kirchenmusikerin oder des
Kirchenmusikers, im Rahmen des Arbeitsrechts
übergemeindliche Aufgaben oder Vertretungsdiens-
te wahrzunehmen; 

3.   zur Festlegung von Fortbildungsrechten und -pflich-
ten der Kirchenmusikerin oder des Kirchenmusi-
kers; 

4.   Regelungen über Arbeitszeit und Urlaub; 

5.   zum Verhältnis der beteiligten kirchlichen Körper-
schaften untereinander bei Arbeitsverhältnissen, bei
denen der Anstellungsträger nicht die Kirchenge-
meinde ist;

6.   zur Genehmigungspflicht des Dienstes von Kirchen-
musikerinnen und Kirchenmusikern, die nicht bei ei-
nem Kirchenkreis oder einer Kirchengemeinde im
Bereich der Landeskirche angestellt sind.«

§ 2

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Dezember 2009 in Kraft.

B e r l i n,  den 12. November 2009

Andreas  B ö e r

Präses

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers
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(2) Die Fortbildung der Pfarrer und Pfarrerinnen wird
in Fortbildungsrichtlinien des Landeskirchenamtes ge-
regelt.«

3. Nach § 24 a werden folgende §§ 24 b und 24 c einge-
fügt:

»§ 24 b

(zu § 62 Abs. 3 PfG)

Der Dienst der Pfarrer und Pfarrerinnen wird durch
eine Dienstbeschreibung geregelt. Die Dienstbeschrei-
bung wird durch den Superintendenten oder die Superin-
tendentin im Benehmen mit dem Kirchenvorstand erlas-
sen, wenn ein Pfarrer oder eine Pfarrerin eine Pfarrstelle
innehat, mit ihrer Versehung beauftragt ist oder als Pfar-
rer oder Pfarrerin der Landeskirche einen kirchenkreis-
bezogenen Auftrag wahrnimmt. 

§ 24 c

(zu § 63 PfG)

Die Entscheidung über die Beiordnung einer Hilfs-
kraft und die Anordnung der Kostenerstattung obliegt
dem zuständigen Superintendenten oder der zuständigen
Superintendentin.« 

4. In § 26 wird jeweils die Angabe »§ 65« durch die Anga-
be »§ 68 a« ersetzt. 

5. § 27 wird wie folgt geändert:

a)   In Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen.

b)   Der Absatz 4 wird aufgehoben.

c)   Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4.

d)   Es wird folgender neuer Absatz 5 angefügt:

»(5) Das Landeskirchenamt kann eine andere
Stelle mit der Wahrnehmung von Aufgaben in Bei-
hilfeangelegenheiten, Versorgungsangelegenheiten
und anderen Angelegenheiten der Personalverwal-
tung beauftragen.«

6. Die Fußnote zu § 29 wird aufgehoben.

7. In § 37 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter »wenn es die
Versetzung ausgesprochen hat« und die Kommata ge-
strichen. 

8. § 42 a wird wie folgt geändert: 

a)   Es wird folgender neuer Absatz 1 vorangestellt: 

»(1) Pfarrer oder Pfarrerinnen können nach Voll-
endung des 55. Lebensjahres bis zum Beginn des
Ruhestandes beurlaubt werden. Die Beurlaubung
darf, auch in Verbindung mit einer Beurlaubung
nach § 93 PfG, die Dauer von 15 Jahren nicht über-
schreiten.« 

b)   Der bisherige einzige Absatz wird Absatz 2. 

9. Die Fußnote zu § 47 wird aufgehoben. 

10. Die Fußnote zu § 48 a wird aufgehoben. 

11. § 55 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a)   Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

»Die Gewährung der Elternzeit bewirkt kein Ende
der Stellenteilung und führt nicht zum Verlust der
gemeinsam übertragenen Pfarrstelle.« 

b)   Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 angefügt: 

»Die Sätze 1 und 2 gelten bei einer Beurlaubung
nach §§ 93 und 95 a PfG sowie einem Teildienst
nach § 94 PfG entsprechend.« 

Artikel 2 

Änderung des Kirchenbeamtengesetzes 
über die Wahl und die Amtszeit der Superintendenten

und Superintendentinnen 

Das Kirchengesetz über die Wahl und die Amtszeit der
Superintendenten und Superintendentinnen vom 24. Juni
2001 (Kirchl. Amtsbl. S. 96), geändert durch Artikel 2 des
Kirchengesetzes zur Änderung von Regelungen über das
Amt der Superintendenten und der Superintendentinnen
vom 19. Juni 2007 (KirchI. Amtsbl. S. 155), wird wie folgt
geändert: 

1.   In § 1 Abs. 2 wird das Wort »Superintendentur-Pfarr-
stelle« durch das Wort »Superintendentur-Pfarrstellen«
ersetzt. 

2.   In § 11 Abs. 3 wird das Wort »Person« durch das Wort
»Personen« ersetzt. 

3.   In § 12 Abs. 2 Satz 1 werden das Wort »Superintenden-
tur-Pfarrstellen« durch das Wort »Superintendentur-
Pfarrstelle« und das Wort »Person« durch das Wort
»Personen« ersetzt. 

Artikel 3

Änderung des Kirchengesetzes zur Ergänzung 
des Kirchenbeamtengesetzes 

der Evangelischen Kirche in Deutschland

Das Kirchengesetz zur Ergänzung des Kirchenbeamten-
gesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland (Er -
gänzungsgesetz zum Kirchenbeamtengesetz der EKD –
KBG.EKDErgG) vom 13. Dezember 2006 (Kirchl. Amtsbl.
S. 197) wird wie folgt geändert: 

1.  § 4 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen. 

b)  Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

»(4) Die obersten Dienstbehörden der Landeskir-
che können für die kirchlichen Dienstherren eine an-
dere Stelle mit der Wahrnehmung von Aufgaben in
Beihilfeangelegenheiten, Versorgungsangelegenhei-
ten und anderen Angelegenheiten der Personalver-
waltung beauftragen.«

2.  Nach § 9 wird folgender § 9 a eingefügt:

»§ 9 a

(zu § 66 und § 67 KBG.EKD)

Abweichend von § 66 und § 67 KBG.EKD gelten für
den Eintritt in den Ruhestand und den Ruhestand vor Er-
reichen der gesetzlichen Altersgrenze die Altersgrenzen
nach den beamtenrechtlichen Vorschriften des Landes
Niedersachsen entsprechend.«

Artikel 4

Änderung des Kirchenbeamtenbesoldungs- 
und -versorgungsgesetzes

Das Kirchengesetz über die Besoldung und Versorgung
der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen in der Ev.-
luth. Landeskirche Hannovers (Kirchenbeamtenbesoldungs-
und -versorgungsgesetz – KBBVG) in der Fassung vom 9.
Januar 1998 (Kirchl. Amtsbl. S. 26), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Kirchengesetzes zur Änderung dienstrechtli-
cher und anderer Vorschriften vom 13. Dezember 2006
(Kirchl. Amtsbl. S. 195), wird wie folgt geändert: 

1.  § 6 wird wie folgt geändert:

a)  Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:

»(4) Die unter der Aufsicht der Landeskirche ste-
henden Dienstherren sind zu einer sachgerechten

Amtsblatt-02-10_neu_Amtsblatt-Musterumbruch  15.02.10  16:32  Seite 57



58                                                  Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland                                  Heft 2, 2010

Bewertung der Kirchenbeamtenstellen verpflichtet.
Das Nähere kann durch Verwaltungsvorschriften
des Landeskirchenamtes geregelt werden.« 

b)  Der bisherige Absatz 4 wird neuer Absatz 5.

c)  Der bisherige Absatz 5 wird aufgehoben.

2.  Die Anlage zu § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)  Unter der Überschrift Besoldungsgruppe 12 werden
nach dem Wort »Diakon« die Wörter »als hauptbe-
ruflich lehrender Diakon an der Evangelischen
Fachhochschule Hannover« und das Komma gestri-
chen. 

b)  Unter den Überschriften Besoldungsgruppe 14 und
Besoldungsgruppe 15 werden die Wörter »Evange -

lischen Fachhochschule Hannover« jeweils durch
die Wörter »Fachhochschule Hannover (Fakultät für
Diakonie, Gesundheit und Soziales)« ersetzt. 

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach der Verkündung
in Kraft.

H a n n o v e r,  den 9. Dezember 2009

Der Kirchensenat der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers

Dr.  K ä ß m a n n

Evangelische Kirche in Mitteldeutschland 

Nr. 22       Kirchengesetz über den kirchenmusikalischen
Dienst in der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland (Kirchenmusikgesetz-KiMuG). 

     Vom 21. November 2009. (ABl. S. 295) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Num-
mer 2 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) das folgende
Kirchengesetz beschlossen: 

Präambel

(1) Kirchenmusik ist Verkündigung des Evangeliums. Sie
hat ihren besonderen Platz im gottesdienstlichen Leben und
hilft mit den anderen Verkündigungsdiensten bei der Aneig-
nung und Gestaltung des Glaubens. 

(2) Die Gestaltung des kirchenmusikalischen Lebens ist
Aufgabe aller Gemeinden. Sie werden dabei vom kirchen-
musikalischen Dienst unterstützt.

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Aufgaben des kirchenmusikalischen Dienstes

(1) Der kirchenmusikalische Dienst wird von haupt- und
nebenberuflichen sowie ehrenamtlichen Kirchenmusikern
wahrgenommen. Er sorgt für die Pflege und die Weiterent-
wicklung der in Liedern und kirchenmusikalischen Werken
bezeugten Glaubenserfahrungen. Er ist verantwortlich für
die musikalische Ausgestaltung des gottesdienstlichen Le-
bens der Gemeinde und wirkt durch die Aufführung von kir-
chenmusikalischen Werken in die Öffentlichkeit. 

(2) Durch die musikpädagogische Arbeit mit Kindern, Ju-
gendlichen und Erwachsenen leistet der kirchenmusikali-
sche Dienst Bildungsarbeit und ermöglicht Zugänge zu In-
halten des Glaubens. Er ist ein Dienst mit missionarischer
und diakonischer Dimension.

(3) Zum kirchenmusikalischen Dienst gehören insbeson-
dere: 

1. die liturgische und musikalische Gestaltung von Gottes-
diensten im Zusammenwirken mit dem pastoralen
Dienst und der Leitung der Gemeinde;

2. die musikalische Gestaltung anderer gemeindlicher Ver-
anstaltungen;

3. die Begleitung und Förderung des Gemeindegesangs;

4. die künstlerische Darbietung alter und neuer geistlicher
Musik;

5. das Bekanntmachen mit neuen Formen von Kirchenmu-
sik und die Einführung in diese;

6. das Wecken musikalischer Gaben und Kräfte in den Ge-
meinden und deren Sammlung und Förderung in Chören
und anderen musikalischen Gruppen;

7. die Leitung der musikalischen Aktivitäten der Gemein-
den und die fachliche Anleitung und Beratung kirchen-
musikalischer Gruppen;

8. die Gewinnung und Begleitung Ehrenamtlicher und die
Nachwuchsförderung;

9. die strukturelle und projektbezogene Zusammenarbeit
mit kirchlichen und nichtkirchlichen Einrichtungen vor
Ort und in der Region;

10. die Mitverantwortung für die Finanzierung kirchenmu-
sikalischer Projekte und das Einwerben von Drittmit-
teln.

(4) Kirchenmusiker wirken in ihrem Dienst mit Pfarrern,
Gemeindepädagogen und ehrenamtlichen Mitarbeitern zu-
sammen.

§ 2

Der Dienst des Kirchenmusikers

(1) Kirchenmusiker werden durch eine Ausbildung vor-
bereitet und in den kirchenmusikalischen Dienst berufen.
Sie werden in einem Gottesdienst nach der agendarischen
Ordnung der Kirche in ihren Dienst eingeführt. Ihnen wird
ein bestimmter Arbeitsbereich übertragen. Sie sind zur lau-
fenden Fortbildung berechtigt und verpflichtet. Das Nähere
wird durch Dienstanweisungen bestimmt. 

(2) Kirchenmusiker nehmen gemäß Artikel 28 Absatz 3
Kirchenverfassung an Sitzungen von Gemeindekirchenrä-
ten teil. Sie sollen Angelegenheiten ihres Dienstes in den
Gemeindekirchenrat einbringen. Kirchenmusiker arbeiten
regelmäßig in den Mitarbeiterkonventen mit. 
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Abschnitt 2
Kirchenmusiker im Hauptberuf

§ 3

Anstellungsvoraussetzungen

(1) Als Kirchenmusiker kann in der Evangelischen Kir-
che in Mitteldeutschland hauptberuflich angestellt werden,
wer 

1.  eine anerkannte kirchenmusikalische Prüfung (Dip -
lom A, Diplom B) abgelegt hat und

2.   einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land oder einer Kirche angehört, mit der Kirchenge-
meinschaft besteht. 

Im Übrigen finden die in der Evangelischen Kirche in Mit-
teldeutschland geltenden arbeitsrechtlichen Regelungen
Anwendung.

(2) Über die Anerkennung vergleichbarer Prüfungen ent-
scheidet das Landeskirchenamt vor einer möglichen Anstel-
lung. Es kann die Entscheidung von einem Kolloquium ab-
hängig machen. Die Anerkennung der Prüfung ist Voraus-
setzung für die Anstellung.

(3) War ein Kirchenmusiker länger als fünf Jahre nicht im
kirchenmusikalischen Dienst angestellt, so kann die Anstel-
lung vom Ausgang eines Kolloquiums abhängig gemacht
werden. Zuständig für die Entscheidung ist das Landeskir-
chenamt.

§ 4

Anstellung

(1) Anstellungskörperschaft für hauptberufliche Kirchen-
musiker ist grundsätzlich der Kirchenkreis. Kirchengemein-
den können nur in besonders begründeten Fällen Anstel-
lungskörperschaft sein. 

(2) Freie Stellen, die im Stellenplan enthalten sind, wer-
den durch Beschluss der Anstellungskörperschaft zur Beset-
zung freigegeben. Hauptamtliche Stellen werden in der Re-
gel ausgeschrieben. Der Verzicht auf die Ausschreibung
 bedarf der Genehmigung des Landeskirchenamtes. Die
Auswahl aus den Bewerbern erfolgt in einem Auswahlver-
fahren.

(3) Die Anstellung erfolgt auf Beschluss des Leitungsor-
gans der Anstellungskörperschaft unter Berücksichtigung
des Votums der Fachaufsicht. Der Abschluss und die Ände-
rung von Arbeitsverträgen bedarf der kirchenaufsichtlichen
Genehmigung. 

(4) Das Landeskirchenamt kann sich für von ihm be-
stimmte Stellen mit besonderer Bedeutung ein Präsentati-
onsrecht vorbehalten. Es nimmt das Recht auf Vorschlag
des Landeskirchenmusikdirektors wahr.

(5) Berufsanfänger werden zu Beginn ihres Dienstes be-
sonders begleitet. Sie sind zur Teilnahme an Kursen für Kir-
chenmusiker in den ersten Dienstjahren verpflichtet.

(6) Kirchenmusiker in A- oder B-Stellen führen die
Dienstbezeichnung »Kantorin« beziehungsweise »Kantor«. 

(7) Hauptberuflichen Kirchenmusikern kann für heraus-
gehobene Leistungen auf kirchenmusikalischem Gebiet und
für eine übergemeindliche Wirksamkeit ihrer Arbeit durch
das Landeskirchenamt im Benehmen mit der Anstellungs-
körperschaft und der fachaufsichtsführenden Stelle der Ti-
tel »Kirchenmusikdirektorin« oder »Kirchenmusikdirektor«
verliehen werden.

§ 5

Dienstaufsicht

Die Dienstaufsicht über die hauptberuflichen Kirchenmu-
siker wird durch die Anstellungskörperschaft wahrgenom-
men. Die fachaufsichtsführende Stelle ist über beabsichtigte
Maßnahmen der Dienstaufsicht zu informieren und berät die
Anstellungskörperschaft bei der Erfüllung ihrer Aufgaben.
Sind auch Fragen der Fachaufsicht betroffen, ist die fach-
aufsichtsführende Stelle zu beteiligen.

Abschnitt 3
Kirchenmusiker im Nebenberuf und im Ehrenamt

§ 6

Nebenberufliche und ehrenamtliche Tätigkeit

(1) Nebenberufliche Kirchenmusiker werden in der Regel
durch Kirchengemeinden beschäftigt. Voraussetzung für die
Beschäftigung ist eine abgelegte C- oder D-Prüfung oder
eine andere musikalische Ausbildung. § 4 Absatz 3 und § 5
gelten entsprechend.

(2) Über den Einsatz ehrenamtlicher Kirchenmusiker ent-
scheidet der Gemeindekirchenrat.

(3) Nebenberufliche und ehrenamtliche Kirchenmusiker
unterstehen der kirchenmusikalischen Fachaufsicht des Kir-
chenkreises.

Abschnitt 4
Kirchenmusikalische Fachaufsicht
und landeskirchliche Aufgaben

§ 7

Fachaufsichtsführende Stellen

(1) In der Landeskirche wird die kirchenmusikalische
Fachaufsicht durch den Landeskirchenmusikdirektor im Zu-
sammenwirken mit den Propsteikantoren ausgeübt. Der
Landeskirchenmusikdirektor und die Propsteikantoren wer-
den durch das Landeskirchenamt für jeweils zehn Jahre be-
rufen; erneute Berufung ist zulässig.

(2) In den Kirchenkreisen wird die kirchenmusikalische
Fachaufsicht durch die Kreiskantoren ausgeübt. Die Kreis-
kantoren werden durch den Kreiskirchenrat im Benehmen
mit der Fachaufsicht der Landeskirche berufen.

§ 8

Aufgaben der Fachaufsicht der Landeskirche

(1) Der Landeskirchenmusikdirektor und die Propstei-
kantoren übernehmen neben Aufgaben in der gemeindli-
chen Kirchenmusik übergemeindliche kirchenmusikalische
Aufgaben und die kirchenmusikalische Fachaufsicht für die
Landeskirche. Die kirchenmusikalische Fachaufsicht der
Landeskirche wird dabei im Rahmen der Gesamtverantwor-
tung der Landeskirche für die kirchenmusikalische Arbeit
tätig. 

(2) Sie hat insbesondere folgende Aufgaben: 

1.  Sie wirkt bei der Gestaltung und Durchsetzung der Rah-
menbedingungen kirchenmusikalischer Arbeit und bei
der Anstellung von Kirchenmusikern mit.

2.  Sie vertritt die Belange der Kirchenmusik in der Landes-
kirche und gegenüber den Kirchenkreisen. 

3.  Sie sorgt für die nötige Vernetzung der kirchenmusikali-
schen Arbeit innerhalb der Landeskirche, mit der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland und mit der außer-
kirchlichen Musikpflege. 
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4.  Sie trägt Verantwortung für die Aus-, Fort- und Weiter-
bildung von Kirchenmusikern.

§ 9

Aufgaben der Fachaufsicht der Kirchenkreise

(1) Der Kreiskantor übernimmt neben Aufgaben in der
gemeindlichen Kirchenmusik übergemeindliche kirchen-
musikalische Aufgaben und die kirchenmusikalische Fach-
aufsicht für den Kirchenkreis. 

(2) Zu den Aufgaben der kirchenmusikalischen Fachauf-
sicht des Kirchenkreises gehören insbesondere: 

1.  die Verantwortung für die Konzeption der Kirchenmu-
sik im Kirchenkreis und die Zusammenarbeit der ver-
schiedenen Zweige der Kirchenmusik; 

2.  die Beteiligung bei Struktur- und Anstellungsfragen;

3.  die Begleitung und fachliche Beratung der haupt- und
nebenberuflichen sowie der ehrenamtlichen Kirchenmu-
siker;

4.  die Verantwortung für Aus-, Fort- und Weiterbildung
nicht hauptberuflicher Kirchenmusiker;

5.  die Beratung der Pfarrer, Gemeindekirchenräte und
Kreissynoden in musikalischen und liturgischen Fragen;

6.  die Verantwortung für kirchenmusikalische Veranstal-
tungen im Kirchenkreis.

(3) Für die Wahrnehmung der Aufgaben der kirchenmu-
sikalischen Fachaufsicht stellt der Kirchenkreis einen Stel-
lenanteil im Umfang von mindestens 10 vom Hundert einer
vollen Stelle bereit. 

§ 10

Landeskirchliche Aufgaben

Besondere Aufgaben aus dem Bereich der Kirchenmusik
werden dem Landessingwart, den Landesposaunenwarten,
dem Fachreferenten für Orgelwesen und den kirchenmusi-
kalischen Ausbildungsstätten übertragen.

§ 11

Kammer für Kirchenmusik

Zur Förderung und Pflege der Kirchenmusik wird durch
die Landeskirche eine Kammer für Kirchenmusik einge-
setzt. Sie berät und unterstützt die kirchenmusikalische
Fachaufsicht. Zusammensetzung und Aufgaben werden in
einer gesonderten Ordnung geregelt.

Abschnitt 5
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 12

Übergangsbestimmung

Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Kirchen -
gesetzes nach § 7 berufenen Stelleninhaber bleiben bis zur
Neubesetzung im Amt. 

§ 13

Erlass weiterer Bestimmungen

(1) Ausführungsverordnungen zu diesem Gesetz und eine
Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes erlässt der
Landeskirchenrat. 

(2) Weitere Ordnungen und Prüfungsordnungen, soweit
sie nicht durch die Ausbildungseinrichtungen selbst erlassen
werden, erlässt das Landeskirchenamt.

§ 14

Sprachregelung

Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen-,
Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und
Männer in gleicher Weise.

§ 15

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft

1.  die Verordnung zur Ausführung des Kirchenmusikge-
setzes der Evangelischen Kirche der Union in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 29. Juni 2000 (ABl.
EKKPS S. 106), geändert durch Zweite Verordnung zur
Änderung der Verordnung der Ausführung des Kirchen-
musikgesetzes der Evangelischen Kirche der Union vom
26. September 2003 (ABl. EKKPS S. 125); 

2.  das Gesetz über den Kirchenmusikdienst vom 7. De-
zember 1969 (ABl. ELKTh 1970 S. 2);

3.  die Verordnung über die kirchenmusikalische Fachbera-
tung vom 28. September 1993 (ABl. ELKTh S. 172), zu-
letzt geändert durch Verordnung zur Anpassung kirchli-
cher Vorschriften aus Anlass der Einführung des Euro
vom 18. September 2001 (ABl. ELKTh S. 258); 

4.  die Verordnung über die Dienstbezeichnung der Kir-
chenmusiker vom 9. Dezember 1949 (ABl. ELKTh
S. 246);

5.  die Ordnung für den Dienst der nebenberuflich oder ge-
ringfügig beschäftigten kirchlichen Angestellten vom
30. September 1992 (ABl. ELKTh 1993 S. 52), zuletzt
geändert durch Beschluss vom 9. September 1998 (ABl.
ELKTh S. 192). 

(3) Auf der Grundlage von Artikel 53 Absatz 5 Satz 2
Kirchenverfassung treten außer Geltung

1.  das Kirchengesetz über den kirchenmusikalischen
Dienst in der Evangelischen Kirche der Union (Kirchen-
musikgesetz – KiMuG) vom 15. Juni 1996 (ABl. EKD
S. 387);

2.  die Allgemeinen Richtlinien für das kirchenmusikali-
sche Kolloquium vom 10. Dezember 1997 (ABl. EKD
1998 S. 120);

3.  die Richtlinien für die Ordnung der Kirchenmusiker-
Konvente vom 7. Juli 1959 (ABl. EKD S. 207);

4.  die Verordnung zur Ergänzung des Kirchenmusikgeset-
zes vom 27. November 1996 (ABl. EKD 1997 S. 65).

Lutherstadt W i t t e n b e r g,  den 21. November 2009

Die Landessynode
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

Ilse  J u n k e r m a n n Wolf von  M a r s c h a l l

Landesbischöfin Präses
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Nr. 23       Kirchengesetz über den ehrenamtlichen Ver-
kündigungsdienst  der  Lektoren  und  Prädi-
kanten.  (Präkikanten-  und Lektorengesetz  –
PräLG) 

     Vom 21. November 2009. (ABl. S. 298) 

Aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Nummer 2 in Verbin-
dung mit Artikel 20 Absatz 4 und Artikel 80 Absatz 1 Num-
mer 2 und 3 der Verfassung der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) hat die
Landessynode das folgende Kirchengesetz erlassen:

Präambel

(1) Der Auftrag der Kirche ist die Verkündigung des
Evangeliums zu allen Zeiten und an allen Orten. Dazu ruft
Gott Menschen in seinen Dienst.

(2) Der ehrenamtliche Verkündigungsdienst ist im allge-
meinen Priestertum der getauften Glieder der Kirche be-
gründet. Dieser Dienst steht unter der Verheißung der Fülle
der durch den Heiligen Geist der ganzen Gemeinde ge-
schenkten Gaben (1. Kor. 12). Mit dem ehrenamtlichen Ver-
kündigungsdienst entspricht die Gemeinde dem Auftrag, die
in Jesus Christus geschehene Versöhnung mit Gott alle Zeit
und an allen Orten zu bezeugen (2. Kor. 5, 20). 

(3) Damit an vielen Orten auf vielfältige Weise diese
Gute Nachricht im Gottesdienst und in anderen Lebensfor-
men der Gemeinde verkündigt werden kann, sollen Gemein-
deglieder für den Lektoren- und Prädikantendienst ausge -
bildet, öffentlich eingesetzt und in der geschwisterlichen
Gemeinschaft aller Verkündigungsdienste begleitet und ge-
stärkt werden. Der Lektoren- und Prädikantendienst wird
gemäß Artikel 15 bis 18 Kirchenverfassung von Gemeinde-
gliedern als Verkündigungsdienst der Kirche versehen, der
eine Beauftragung durch die Gemeinde Jesu Christi voraus-
setzt.

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1

(1) Der Verkündigungsdienst im Ehrenamt setzt die
Wählbarkeit zum Ältestenamt nach Artikel 25 Absatz 4 Kir-
chenverfassung EKM voraus, wobei der Ausschluss auf-
grund eines kirchlichen Anstellungsverhältnisses keine An-
wendung findet. 

(2) Lektoren und Prädikanten sind gehalten, ihren Le-
benswandel am Zeugnis Jesu Christi auszurichten. Sie sind
auch in anderen Gemeindeveranstaltungen zum Einbringen
ihrer Gaben zu ermutigen. 

(3) Lektoren und Prädikanten werden in ihrem Dienst
vom Gemeindekirchenrat unterstützt und gefördert. Bei Fra-
gen zur Gestaltung des Gottesdienstes lädt der Gemeinde-
kirchenrat sie zur Beratung ein. 

(4) Der Verkündigungsdienst im Ehrenamt geschieht
ohne Vergütung. Auslagen sind den mit ehrenamtlichem
Verkündigungsdienst beauftragten Gemeindegliedern auf
Antrag zu erstatten. 

Abschnitt 2
Der Dienst der Lektoren

§ 2

Begriffsbestimmung

Lektoren im Sinne dieses Kirchengesetzes sind Gemein-
deglieder, die 

1.  durch Lesen biblischer und anderer liturgischer Texte
aktiv an der Gestaltung von Gottesdiensten unter der

Leitung eines Pfarrers ehrenamtlich teilhaben (einfacher
Lektorendienst), 

2.  dazu befähigt sind, als Lektoren ehrenamtlich Gottes-
dienste zu leiten (qualifizierter Lektorendienst).

§ 3

Der Dienst der Übernahme von Lesungen im Gottesdienst
(Einfacher Lektorendienst)

(1) Gemeindeglieder, die Lektorendienst nach § 2 Num-
mer 1 versehen, werden vom zuständigen Pfarrer für diesen
Dienst zugerüstet. Das geschieht durch Einführung in den
Aufbau der Liturgie und das Einüben des Lektorendienstes. 

(2) Der Gemeindekirchenrat begleitet die Lektoren in ih-
rem Dienst. Er führt eine Liste der aktiven Lektoren in sei-
nem Bereich.

§ 4

Der Dienst der Leitung des Gottesdienstes
(Qualifizierter Lektorendienst)

(1) Gemeindeglieder, die den Lektorendienst nach § 2
Nummer 2 versehen, werden für diesen Dienst ausgebildet.

(2) Die Ausbildung und die Weiterbildung für den quali-
fizierten Lektorendienst wird durch den Kirchenkreis ver-
antwortet. Er arbeitet dabei eng mit den anderen Kirchen-
kreisen im Propstsprengel zusammen. 

(3) Lektoren, die eine Ausbildung zum qualifizierten
Lektorendienst abgeschlossen haben, können auf Empfeh-
lung ihres Gemeindekirchenrates durch den zuständigen
 Superintendenten mit dem Dienst eines Lektors für Wort-
gottesdienste beauftragt werden. Sie werden in einem Got-
tesdienst vom Superintendenten oder einem durch ihn be-
auftragten Pfarrer oder ordinierten Gemeindepädagogen in
ihren Dienst eingeführt.

(4) Der Kreiskirchenrat entscheidet darüber, ob den Lek-
toren das Tragen eines Lektorentalars empfohlen wird.

(5) Der Superintendent schließt für den Kirchenkreis mit
dem Lektor unter Einbeziehung der zuständigen Gemeinde-
kirchenräte eine schriftliche Vereinbarung über den Lekto-
rendienst ab. Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung des
Kreiskirchenrates. Er führt eine Liste der nach den Absät-
zen 3 und 4 beauftragten Lektoren. 

(6) Der Lektor kann den Auftrag zum Lektorendienst zu-
rückgeben. Der Superintendent kann den Auftrag mit Zu-
stimmung des Kreiskirchenrates zurücknehmen; die Rück-
nahme ist zu begründen. In beiden Fällen soll ein Gespräch
des Superintendenten mit dem Lektor und den zuständigen
Gemeindekirchenräten stattfinden.

§ 5

Begleitung der Lektoren

(1) Lektoren nach § 4 werden durch den Kirchenkreis be-
gleitet und einem Mentor zugewiesen. Mentor ist in der Re-
gel der Pfarrer, in dessen Bereich der jeweilige Lektor über-
wiegend Dienst tut. 

(2) Der Dienst der Lektoren innerhalb eines Kirchenkrei-
ses wird durch einen ordinierten Mitarbeiter begleitet, der
vom Kreiskirchenrat dazu beauftragt ist. Dieser lädt die
Lektoren regelmäßig zum Lektorenkonvent ein. Im Lekto-
renkonvent werden Fragen des Dienstes der Lektoren bera-
ten; den Lektoren wird die Möglichkeit gegeben, Anregun-
gen für die Gestaltung ihres Dienstes zu geben. Der Kir-
chenkreis bezieht in die Begleitung der Lektoren den
Regionalbischof ein. 
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(3) Der Gemeindedienst der Landeskirche lädt in regel-
mäßigen Abständen – in der Regel alle zwei Jahre – zu ei-
nem Lektorentag ein. Auf dem Lektorentag werden Themen
besprochen, die für den Dienst der Lektoren in der Evange-
lischen Kirche in Mitteldeutschland von Bedeutung sind. 

(4) Der Lektorentag wählt alle sechs Jahre den Lektoren-
rat der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland. Der
Lektorenrat bereitet unter Begleitung des Gemeindedienstes
die Lektorentage vor und vertritt die Anliegen der Lektoren
innerhalb der Kirche. Er berichtet in jeder Legislaturperiode
mindestens einmal dem Landeskirchenrat. Weitere Aufga-
ben und Zuständigkeiten des Lektorenrates regelt eine be-
sondere Ordnung.

Abschnitt 3
Der Dienst der Prädikanten

§ 6

Der Auftrag zur Wortverkündigung

(1) Prädikanten im Sinne dieses Kirchengesetzes sind Ge-
meindeglieder, die mit dem ehrenamtlichen Dienst der
Wortverkündigung durch das Landeskirchenamt beauftragt
sind. 

(2) Voraussetzungen für die Beauftragung sind 

1.  der Nachweis über den erfolgreichen Abschluss des
Kirchlichen Fernunterrichts der Evangelischen Kirche
in Mitteldeutschland (KFU),

2.  die Empfehlung der Prüfungskommission des KFU,

3.  die erfolgreiche Teilnahme am Aufbaukurs für Prädi-
kanten der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland,

4.  befürwortende Voten des zuständigen Superintendenten
und Regionalbischofs sowie

5.  ein ausführlich begründeter Antrag des Gemeinde -
gliedes. 

Während des Besuches der einzelnen Teile des Aufbau-
kurses (Nummer 3) wird der probeweise Dienst absolviert.
Für den probeweisen Dienst der Wortverkündigung wird
durch den zuständigen Superintendenten zur Begleitung
eine Mentorin eingesetzt. Der Superintendent soll im Rah-
men seiner Fachaufsicht im Kirchenkreis diese Prädikanten
in ihrem Dienst besuchen. 

(3) Das Landeskirchenamt kann beschließen, dass anstel-
le von Absatz 2 Nummer 1 und Nummer 2 Ausbildungsab-
schlüsse vergleichbarer Ausbildungen von Gliedkirchen der
Evangelischen Kirche in Deutschland und Abschlüsse, die
zu vergleichbaren Qualifikationen führen, anerkannt wer-
den können. Das Erste Theologische Examen sowie das Ers-
te gemeindepädagogische Examen sind als Voraussetzung
anerkannt.

(4) Lektoren nach § 2 Nr. 2 können auf Antrag einen Auf-
trag zum Prädikantendienst erhalten. Voraussetzung ist der
Nachweis theologischer, homiletischer und liturgischer
Kenntnisse. Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufü-
gen: 

1.  der Nachweis über eine mehrjährige Praxis,

2.  die Befürwortung des Kreiskirchenrates und

3.  das Votum des zuständigen Regionalbischofs.

(5) Der Auftrag wird unbefristet erteilt und gilt im Be-
reich der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland. Die
Prädikanten werden vom Regionalbischof in ihren Dienst
eingeführt. Die Einführung findet auch statt, wenn der Prä-

dikant bereits als Lektor Dienst getan hat und zu diesem
Dienst eingeführt wurde. 

(6) Das Landeskirchenamt kann den Auftrag zur Wort-
verkündigung widerrufen. § 6 des Kirchengesetzes über den
pfarramtlichen Dienst im Nebenberuf oder im Ehrenamt
vom 6. November 1997 (ABl. EKKPS S. 213) gilt entspre-
chend.

§ 7

Dienstauftrag

(1) Die Wahrnehmung des Auftrags nach § 6 ist stets an
einen Dienstauftrag für eine bestimmte Aufgabe gebunden.
Der Superintendent nimmt die Dienstaufsicht wahr. 

(2) Der Dienstauftrag wird vom Kreiskirchenrat erteilt
und setzt die Zustimmung des Gemeindekirchenrates vo-
raus, für dessen Bereich der Dienstauftrag ausgesprochen
wird. Die Leitung von Gottesdiensten kann die Feier der 
Sakramente einschließen, wenn dazu durch den Superin-
tendenten im Einvernehmen mit dem für den Pfarrdienst 
Beauftragten ein Auftrag erteilt wird. Die jeweils zustän-
digen mit dem Pfarrdienst Beauftragten sind verantwort-
lich für die einsetzungsgemäße Feier der Sakramente. Das
Nähere wird durch Verordnung des Landeskirchenrates ge-
regelt. 

(3) Der Dienstauftrag zum Prädikantendienst ist zu be-
fristen. Die Frist beträgt mindestens zwei und höchstens
sechs Jahre. 

(4) Der Prädikant kann den Dienstauftrag zurückgeben.
Der Superintendent kann den Dienstauftrag aufgrund eines
Beschlusses des Kreiskirchenrates nach Anhörung des Prä-
dikanten zurücknehmen, insbesondere wenn gegen Bestim-
mungen des § 8 Absatz 1 bis 4 verstoßen wird. Die Rück-
nahme erfolgt schriftlich und ist zu begründen.

(5) Gegen die Rücknahme des Dienstauftrags kann der
Prädikant innerhalb eines Monats Einspruch beim Landes-
kirchenamt einlegen. Das Landeskirchenamt entscheidet
nach Anhörung des Prädikanten und des Superintendenten
endgültig. Die Entscheidung kann auch dahingehend lauten,
dass der Dienstauftrag unter Auflagen fortbesteht.

§ 8

Rechte und Pflichten der Prädikanten

(1) Zur Wahrnehmung des Prädikantendienstes gehört,
dass der Prädikant verspricht, seinen Lebenswandel am
Zeugnis Jesu Christi auszurichten. 

(2) In der Ausführung seines Dienstes ist der Prädikant an
die kirchlichen Ordnungen gebunden. 

(3) Der Dienst der Prädikanten ist durch einen Mentor zu
begleiten.

(4) Der Prädikant ist zur Wahrung des Beichtgeheimnis-
ses und der seelsorglichen Verschwiegenheit auch über die
Beendigung seines Dienstauftrages hinaus verpflichtet. 

(5) Prädikanten, die einen Dienstauftrag wahrnehmen,
werden beratend zu den Sitzungen des Gemeindekirchenra-
tes ihres Dienstbereiches eingeladen.

(6) Die Prädikanten werden zum Konvent der Mitarbeiter
im Verkündigungsdienst des Kirchenkreises eingeladen, in
dem sie ihren Dienstauftrag wahrnehmen.

(7) Die Kirchenkreise fördern die Weiterbildung der Prä-
dikanten nach den für hauptamtliche Verkündigungsmitar-
beiter bestehenden Richtlinien. 
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Abschnitt 4
Der ordinierte Prädikantendienst

§ 9

Ordination von Prädikanten

(1) Prädikanten, die die öffentliche Wortverkündigung
und die Sakramentsverwaltung in eigener Verantwortung
und auf Dauer wahrnehmen sollen, werden gemäß Arti-
kel 17 Absatz 1 und 18 Absatz 4 Kirchenverfassung EKM
ordiniert.

(2) Voraussetzungen für die Ordination von Prädikanten
sind 

1.  ein vorangegangener Prädikantendienst mit Dienstauftrag,

2.  ein Antrag mit Begründung und Lebenslauf,

3.  die befürwortenden Voten des Superintendenten und des
Regionalbischofs,

4.  ein Bericht über den bisherigen Prädikantendienst,

5.  der Abschluss der vorgeschriebenen Aufbaukurse,

6.  die Teilnahme an einer Ordinanden-Rüstzeit und

7.  ein Bischofsgespräch zur Ordination.

(3) Über die Ordination von Prädikanten entscheidet nach
Vorlage aller Unterlagen und auf Empfehlung der Personal-
kommission und des Landeskirchenamtes der Landesbischof.

(4) Ordinierte Prädikanten üben das Amt der öffentlichen
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung in Abstim-
mung mit den mit dem Pfarrdienst Beauftragten aus. Sie
können in einem Seelsorgebereich innerhalb einer Kirchen-
gemeinde oder eines Kirchengemeindeverbandes in ange-
messenem Umfang zum selbstverantwortlichen Dienst be-
auftragt werden. Unbeschadet dieser Beauftragung bleibt
die Zuständigkeit und die Leitungsverantwortung bei dem
ordinierten Stelleninhaber. Der Superintendent nimmt die
Dienstaufsicht wahr.

(5) Mit der Ordination zum Prädikantendienst wird keine
Anstellungsfähigkeit für den Pfarrdienst erworben.

§ 10

Prädikantenordination von kirchlichen Mitarbeitern

(1) Zur Erfüllung von Sonderaufgaben können haupt- und
nebenberuflich tätige Mitarbeiter im Verkündigungsdienst
mit abgeschlossener theologischer Ausbildung gemäß § 6
Absatz 2 und Absatz 3 unter den Voraussetzungen des § 9
Absatz 2 zum Prädikantendienst ordiniert werden. Zuvor le-
gen der Kreiskirchenrat oder das Landeskirchenamt die
Notwendigkeit der Ordination dar. 

(2) § 8 Absatz 1 bis 4 und § 9 gelten für diese kirchlichen
Mitarbeiter entsprechend.

Abschnitt 5
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 11

Sprachregelung

Die in diesem Kirchengesetz verwandten Personen-,
Funktions- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und
Männer in gleicher Weise.

§ 12

Übergangs- und Ausführungsbestimmungen

Übergangsbestimmungen über die Weitergeltung beste-
hender Beauftragungen sowie Ausführungsbestimmungen
zu diesem Kirchengesetz erlässt der Landeskirchenrat.

§ 13

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft

1.  das Kirchengesetz über den Dienst von Prädikanten
(Prädikantengesetz) vom 19. November 1994 (ABl.
EKKPS 1995 S. 33) in der Fassung vom 16. November
1996 (ABl. EKKPS 1997 S. 22), 

2.  die Ausführungsbestimmungen zum Kirchengesetz über
den Dienst von Prädikanten (Prädikantengesetz) vom
11. März 1995 (ABl. EKKPS S. 34), zuletzt geändert
durch Beschluss der Kirchenleitung der EKKPS zur Än-
derung der Ausführungsbestimmungen vom 28. Juni
2008 (ABl. S. 296), 

3.  die Ordnung für die Ausbildung und den Einsatz von
Lektoren für die Leitung von Gottesdiensten in der Kir-
chenprovinz Sachsen (Lektorenordnung) vom 2. März
1995 (ABl. EKKPS S. 21), 

4.  der Beschluss über die Beauftragung von Mitarbeitern
im Verkündigungsdienst, die nicht im Pfarrdienst ste-
hen, mit der Leitung von Taufen und Abendmahlsfeiern
in Einzelfällen vom 11. März 1995 (ABl. EKKPS S. 36), 

5.  die Ordnung über den Lektorinnen- und Lektorendienst
in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
vom 2. August 1994 (ABl. ELKTh S. 157) in der Fas-
sung vom 11. August 1998 (ABl. ELKTh S. 118 und
2001, S. 238).

Lutherstadt W i t t e n b e r g,  den 21. November 2009

Die Landessynode
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

Ilse  J u n k e r m a n n Wolf von  M a r s c h a l l

Landesbischöfin Präses

Nr. 24       Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Kir-
chengesetzes zur Ausführung des Kirchenge-
setzes über die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten in der Evangelischen Kirche in
Deutschland. 

     Vom 21. November 2009. (ABl. S. 301) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Num-
mer 2 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) das folgende
Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchengesetzes
über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in der
Evangelischen Kirche in Deutschland vom 17. März 2007
(ABl. S. 126) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden die Wörter »Föderation Evangeli-
scher Kirchen in Mitteldeutschland« durch die Wor-
te »Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland« er-
setzt und die Wörter »oder einer ihrer Teilkirchen«
gestrichen. 

b)   Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

     »Es gilt ferner für die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten der Körperschaften, Anstalten oder
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Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die die
Evangelische Kirche in Mitteldeutschland die Auf-
sicht führt.«

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Oberste Dienstbehörde ist 

1.  für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten, die Mitglieder eines kirchenleitenden Or-
gans im Sinne von § 11 sind, und für die Leiterin
oder den Leiter des Rechnungsprüfungsamtes
der Landeskirchenrat, 

2.  für die übrigen Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten das Landeskirchenamt.«

b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)  Unter Buchstabe a) wird das Wort »Kirchenam-
tes« durch das Wort »Landeskirchenamtes« er-
setzt und werden die Wörter »am jeweiligen
Standort« und »bzw. die Vizepräsidentin oder
der Vizepräsident« gestrichen.

bb)  Buchstabe b) wird wie folgt gefasst: »über die
Leiterin oder den Leiter des Rechnungsprü-
fungsamtes die oder der Vorsitzende des Lan-
deskirchenrates«. 

cc)  Unter Buchstabe c) werden die Wörter »Kir-
chenamtes« und »Kirchenamt« durch die Wör-
ter »Landeskirchenamtes« und »Landeskirchen -
amt« ersetzt.

dd)  Nach Buchstabe c) wird folgender Buchstabe d)
angefügt: 

»d) über die Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten der Körperschaften, Anstalten
oder Stiftungen des öffentlichen Rechts,
über die die Evangelische Kirche in Mittel-
deutschland die Aufsicht führt, die nach
dem jeweiligen Satzungsrecht zuständige
Stelle.«

3. In § 3 werden die Wörter »die Kirchenleitung der Fö -
deration« durch die Wörter »der Landeskirchenrat« und
das Wort »sie« durch das Wort »er« ersetzt. 

4. Nach § 4 wird folgender § 5 eingefügt: 

»§ 5 

(zu § 38 Absatz 2 KBG) 

Für die Gewährung von Sonderurlaub gelten die Re-
gelungen über die Arbeitsbefreiung für kirchliche Ange-
stellte entsprechend.«

5. § 5 wird § 6. 

6. § 6 wird § 7. 

7. § 7 wird § 8 und wie folgt geändert: 

     Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

»(4) Über die Bewilligung des Altersteildienstes ent-
scheidet 

a)  im Falle des § 2 Absatz 1 der Landeskirchenrat,

b)  im Falle des § 2 Absatz 2 Buchstabe d) die nach dem
jeweiligen Satzungsrecht zuständige Stelle. 

     Im Übrigen entscheidet das Kollegium des Landeskir-
chenamtes.«

8. § 8 wird § 9 und in Satz 1 wie folgt geändert: 

     Die Wörter »Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thü-
ringen« werden durch die Wörter »Evangelischen Kir-
che in Mitteldeutschland« ersetzt. 

9. § 9 wird § 10. 

10. Nach dem neuen § 10 wird folgender § 11 eingefügt: 

»§ 11

(zu § 91 KBG)

(1) Mitglieder eines kirchenleitenden Organs im Sin-
ne dieser Bestimmungen können in den Wartestand ver-
setzt werden, wenn sie nicht unmittelbar nach Ablauf
 ihrer Amtszeit weiterverwendet werden können. Das
Wartegeld wird für die Dauer von sechs Monaten nach
Ablauf der Amtszeit in Höhe der bisherigen Besoldung
gewährt, längstens jedoch für die Dauer von einem Jahr. 

(2) Mitglieder eines kirchenleitenden Organs können
auch vor Ablauf ihrer Amtszeit in den Wartestand ver-
setzt werden, wenn ein gedeihliches Wirken in dem bis-
herigen Amt nicht gewährleistet ist und sie weder weiter-
verwendet noch versetzt werden können. Absatz 1 Satz 2
gilt entsprechend. 

(3) Mitglied eines kirchenleitenden Organs gemäß
§ 60 Absatz 3 Kirchenbeamtengesetz sind diejenigen
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten, die gemäß Ar-
tikel 54 Absatz 2 Nummern 2 und 4 der Verfassung der
Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland Mitglied des
Landeskirchenrates oder Mitglied des Kollegiums des
Landeskirchenamtes sind.«

11. § 10 wird § 12 und wie folgt geändert:

     Die Wörter »das Kirchenamt« werden durch die Wörter
»der Landeskirchenrat« ersetzt.

12. Nach dem neuen § 12 wird folgender § 13 eingefügt: 

»§ 13

Übergangsbestimmung

Bis zum Umzug des Landeskirchenamtes nach Erfurt
findet § 2 Absatz 2 Buchstabe a) in der bis zum 31. De-
zember 2009 geltenden Fassung Anwendung.«

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Lutherstadt W i t t e n b e r g,  den 21. November 2009

Die Landessynode
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

Ilse  J u n k e r m a n n Wolf von  M a r s c h a l l

Landesbischöfin Präses

Nr. 25       Kirchengesetz über die Vertretung der Pfar-
rerinnen  und  Pfarrer  in  der  Evangelischen
Kirche  in  Mitteldeutschland.  (Pfarrvertre-
tungsgesetz – PFVertrG) 

     Vom 21. November 2009. (ABl. S. 302) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Num-
mer 2 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) das folgende
Kirchengesetz erlassen: 
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Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Grundsatz

Die gemeinsame Verantwortung für den Dienst der Kir-
che verbindet kirchenleitende Organe mit allen ordinierten
und nichtordinierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu
einer Dienstgemeinschaft. Zur Wahrnehmung der Interes-
sen der Pfarrerinnen und Pfarrer an der rechtlichen Gestal-
tung ihrer Dienstverhältnisse und an den sie betreffenden
Personalangelegenheiten wird eine Pfarrvertretung gebildet.

§ 2

Vertretener Personenkreis

(1) Die Pfarrvertretung nimmt die Interessen der Pfarre-
rinnen und Pfarrer sowie der ordinierten Gemeindepädago-
ginnen und Gemeindepädagogen, die in einem Dienstver-
hältnis stehen, wahr. Hierzu gehören auch Theologinnen
und Theologen sowie Gemeindepädagoginnen und Gemein-
depädagogen im Vorbereitungsdienst.

(2) Die Pfarrvertretung nimmt ferner die Interessen der
Pfarrerinnen und Pfarrer im Nebenberuf und im Ehrenamt
wahr.

(3) Ausgenommen sind ordinierte Theologinnen und
Theologen, die in einem Dienstverhältnis als Kirchenbeam-
tin oder Kirchenbeamter stehen.

Abschnitt 2
Bildung der Pfarrvertretung

§ 3

Zusammensetzung

(1) Die Pfarrvertretung besteht aus neun Mitgliedern. Sie
setzt sich zusammen aus:

1.  je einem Mitglied aus jedem der fünf Propstsprengel der
Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, die aus der
Mitte der von den Pfarrkonventen der Kirchenkreise ge-
wählten Kontaktpersonen in die Pfarrvertretung ent-
sandt werden, 

2.  zwei Mitgliedern, die von in der Evangelischen Kirche
in Mitteldeutschland bestehenden Pfarrvereinen ent-
sandt werden; soweit zwei Pfarrvereine bestehen, ent-
sendet jeder Pfarrverein ein Mitglied, 

3.  einem Mitglied, das sich im Ruhestand befindet, und
von den Pfarrvereinen in der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland entsandt wird, 

4.  einem Mitglied, das vom Berufsverband der Gemeinde-
pädagogen entsandt wird.

(2) Für jedes Mitglied ist eine Stellvertreterin oder ein
Stellvertreter zu bestimmen. Die Stellvertreter sind zugleich
Ersatzmitglieder.

§ 4

Wahlberechtigung, Wählbarkeit

(1) Wahlberechtigt sind alle in § 2 Absatz 1 und 2 ge-
nannten Personen, die in einem Dienstverhältnis zur Evan-
gelischen Kirche in Mitteldeutschland stehen und nicht in
den Ruhestand versetzt sind. 

(2) Gewählt beziehungsweise entsandt werden können
alle in § 2 Absatz 1 und 2 genannten Personen, die ihren
Dienst- oder Wohnsitz im Bereich der Evangelischen Kir-

che in Mitteldeutschland haben und nicht in den Ruhe- oder
Wartestand versetzt sind; ausgenommen sind 

1.  die Landesbischöfin oder der Landesbischof, 

2.  Mitglieder des Landeskirchenrates,

3.  die Superintendentinnen und Superintendenten.

§ 3 Absatz 2 Nummer 3 bleibt unberührt.

§ 5

Kontaktpersonen

(1) Die Kontaktperson des Kirchenkreises wird aus der
Mitte der Mitglieder des Pfarrkonvents gewählt. 

(2) Die Kontaktperson hält die Verbindung zwischen den
Mitgliedern des Pfarrkonvents und der Pfarrvertretung. 

(3) Die Kontaktpersonen eines Propstsprengels wählen
das in die Pfarrvertretung zu entsendende Mitglied, nehmen
die Tätigkeitsberichte der Pfarrvertretung entgegen und be-
richten den Mitgliedern des Konvents ihres Kirchenkreises.

§ 6

Wahlausschuss

(1) Zur Vorbereitung und Durchführung der Wahl beruft
die Pfarrvertretung einen Wahlausschuss, der aus drei Mit-
gliedern besteht. Für jedes Mitglied des Wahlausschusses ist
eine Vertreterin oder ein Vertreter zu berufen. Die Mitglie-
der des Wahlausschusses und deren Stellvertreterinnen und
Stellvertreter sind weder als Kontaktperson noch als Mit-
glied der Pfarrvertretung wählbar. Den ersten nach diesem
Kirchengesetz gebildeten Wahlausschuss beruft die Kir-
chenleitung. Sie beruft ihn auch, sofern die Pfarrvertretung
auf Dauer beschlussunfähig ist.

(2) Die Mitglieder des Wahlausschusses bestimmen aus
ihrer Mitte einen Vorsitzenden.

(3) Der Wahlausschuss setzt den Zeitraum fest, in dem
die Wahl der Kontaktpersonen zu erfolgen hat.

(4) Der Wahlausschuss trägt Sorge dafür, dass die Wahl-
termine sowie die Ergebnisse der Wahl der Kontaktperso-
nen für die Kirchenkreise und der Wahl der in die Pfarrver-
tretung entsandten Kontaktpersonen sowie die übrigen Mit-
glieder der Pfarrvertretung im Amtsblatt bekannt gegeben
werden. 

§ 7

Wahl der Kontaktpersonen

(1) Die Leitung des Pfarrkonventes eines Kirchenkreises
lädt alle Wahlberechtigten des Kirchenkreises schriftlich zu
einer Wahlversammlung ein. Die Wahlberechtigten wählen
in getrennten Wahlgängen aus ihrer Mitte eine Kontaktper-
son und deren Stellvertreterin oder Stellvertreter. Wer sich
als Kandidatin oder Kandidat für die Wahl der Kontaktper-
son oder der Stellvertreterin beziehungsweise des Stellver-
treters zur Verfügung stellt, muss seine Bereitschaft erklä-
ren, sich in die Pfarrvertretung entsenden zu lassen. 

(2) Die Wahl erfolgt mittels Stimmzettel in geheimer Ab-
stimmung. Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der
anwesenden Stimmberechtigten auf sich vereinigt. Kommt
bei mehreren Kandidatinnen oder Kandidaten für keinen der
Kandidatinnen oder Kandidaten die nach Satz 2 erforder -
liche Mehrheit zustande, so scheidet vor jedem weiteren
Wahlgang diejenige Kandidatin oder derjenige Kandidat
aus, die oder der die wenigsten Stimmen auf sich vereinigt
hat. Bei Stimmengleichheit wird die oder der Ausscheiden-
de durch Los bestimmt. 
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(3) Über das Ergebnis der Wahl ist der Wahlausschuss
und die zuständige Regionalbischöfin oder der zuständige
Regionalbischof zu informieren.

§ 8

Wahl und Entsendung des Mitglieds 
für die Pfarrvertretung

(1) Die Kontaktpersonen des Propstsprengels wählen un-
ter Leitung der Regionalbischöfin oder des Regionalbi-
schofs in getrennten Wahlgängen aus ihrer Mitte das gemäß
§ 3 Absatz 1 Nummer 1 in die Pfarrvertretung zu entsenden-
de Mitglied und dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter.
Für die Wahl gilt § 7 Absatz 2 entsprechend. 

(2) Die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof stellt
das Ergebnis der Wahl fest und teilt es dem Wahlausschuss
mit.

§ 9

Entsendung der übrigen Mitglieder

(1) Zu Beginn des Wahlverfahrens bittet der Wahlaus-
schuss die Pfarrvereine und den Berufsverband der Gemein-
depädagogen, bis zum Abschluss des Wahlverfahrens nach
§ 8 Abs. 2 die Mitglieder der Pfarrvertretung und deren
Stellvertreterinnen und Stellvertreter gemäß § 3 Absatz 1
Nummer 2 bis 4 zu benennen.

(2) Das Mitglied nach § 3 Absatz 1 Nummer 3 und dessen
Stellvertreterin oder Stellvertreter werden in einer gemein-
samen Sitzung der Vorstände der Pfarrvereine bestimmt.

§ 10

Feststellung des Wahlergebnisses

Der Wahlausschuss stellt die Mitglieder der Pfarrvertre-
tung fest und teilt sie dem Landeskirchenamt mit. Das Lan-
deskirchenamt veranlasst die Veröffentlichung im Amtsblatt.

§ 11

Amtszeit

(1) Die Amtszeit der Pfarrvertretung beginnt jeweils am
1. Juli und dauert sechs Jahre. Wiederwahl ist zulässig.

(2) Die bisherige Pfarrvertretung führt die Geschäfte auch
nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Konstituierung der neu
gewählten Pfarrvertretung fort.

(3) Das Wahlverfahren zur Bildung einer neuen Pfarrver-
tretung soll spätestens sechs Monate vor Ablauf der Amts-
zeit eingeleitet werden.

§ 12

Ruhen und Erlöschen der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft ruht

1.  während des Wartestandes eines Mitglieds,

2.  solange ein förmliches Disziplinarverfahren gegen ein
Mitglied anhängig ist,

3.  solange nach dem Disziplinargesetz oder dem Pfarr-
dienstgesetz dem Mitglied die Ausübung des Dienstes
vorläufig untersagt ist. 

(2) Die Mitgliedschaft erlischt durch 

1.  Ablauf der Amtszeit,

2.  Niederlegung des Amtes,

3.  Stellenwechsel eines Mitglieds nach § 3 Absatz 1
 Nummer 1 in eine Pfarrstelle außerhalb des bisherigen
Propst sprengels, 

4.  Verlust der Wählbarkeit. 

(3) Für die Dauer des Ruhens nach Absatz 1 und in den
Fällen von Absatz 2 rückt die Stellvertreterin oder der Stell-
vertreter als Ersatzmitglied in die Pfarrvertretung nach. Ist
keine Stellvertreterin oder kein Stellvertreter mehr vorhan-
den, findet im Falle des Ausscheidens eines Mitglieds nach
§ 3 Absatz 1 Nummer 1 eine Nachwahl im betroffenen
Propst sprengel und für die übrigen Mitglieder eine Nachent-
sendung statt. §§ 8 bis 10 gelten entsprechend.

Abschnitt 3
Geschäftsführung

§ 13

Vorsitz

(1) Die Mitglieder der Pfarrvertretung wählen in gehei-
mer Abstimmung aus ihrer Mitte die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden und die stellvertretende Vorsitzende oder den
stellvertretenden Vorsitzenden. 

(2) Die oder der Vorsitzende führt die laufenden Geschäf-
te der Pfarrvertretung und vertritt diese im Rahmen der von
ihr gefassten Beschlüsse. 

(3) Die oder der Vorsitzende beruft die Sitzungen der
Pfarrvertretung ein und leitet diese. Die Sitzungen sind nicht
öffentlich. 

§ 14

Beschlüsse, Geschäftsordnung

(1) Die Pfarrvertretung ist beschlussfähig, wenn mehr als
die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist. 

(2) Die Beschlüsse der Pfarrvertretung werden mit Stim-
menmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. 

(3) Die Pfarrvertretung kann sich eine Geschäftsordnung
geben. 

§ 15

Rechtsstellung der Mitglieder der Pfarrvertretung, 
Kostentragung

(1) Die Tätigkeit in der Pfarrvertretung gilt als dienstliche
Aufgabe. Die Vorschriften des Pfarrdienstrechts über die
Abwesenheit aus dienstlichen Gründen finden Anwendung,
soweit die Aufgaben nicht in der Zeit der Freistellung nach
§ 16 erledigt werden können.

(2) Die zur Ausübung des Amtes als Mitglied oder stell-
vertretendes Mitglied erforderlichen Reisen sind Dienstrei-
sen, sie bedürfen der Genehmigung der oder des Vorsitzenden.

(3) Die notwendigen Kosten der Geschäftsführung der
Pfarrvertretung einschließlich der Kosten für die erforderli-
chen Sitzungen und Tagungen sowie für sachkundige Bera-
tung trägt die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland im
Rahmen eines Haushaltsansatzes für die Pfarrvertretung.
Kosten für sachkundige Beratung werden nur übernommen,
wenn die Kostenübernahme vorher durch das Landeskir-
chenamt zugesagt worden ist.

§ 16

Freistellung vom Dienst

(1) Die Pfarrvertretung kann für ihre Mitglieder die Frei-
stellung von ihrer dienstlichen Tätigkeit im Umfang eines
insgesamt halben Dienstauftrages beanspruchen.

(2) Die Freistellung für das einzelne Mitglied soll in der
Regel nicht mehr als die Hälfte des bestehenden Dienstauf-
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trages betragen. Bei einer Freistellung in vollem Umfang er-
hält das Mitglied einen Predigtauftrag. 

(3) Die Kosten der Freistellung trägt die Landeskirche.

§ 17

Verschwiegenheit

Die Mitglieder der Pfarrvertretung haben, auch nach ihrem
Ausscheiden aus der Pfarrvertretung, über die ihnen aufgrund
ihrer Zugehörigkeit zur Pfarrvertretung bekannt gewordenen
Angelegenheiten und Tatsachen Verschwiegenheit zu be-
wahren. Die Pflicht zur Verschwiegenheit besteht nicht für
Angelegenheiten oder Tatsachen, die offenkundig sind oder
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

Abschnitt 4
Beteiligung der Pfarrvertretung

§ 18

Gespräche und Informationen

(1) Die Pfarrvertretung und die zuständigen Dezernentin-
nen und Dezernenten sowie Referentinnen und Referenten
des Landeskirchenamtes kommen regelmäßig, jedoch min-
destens zweimal im Jahr zu Gesprächen zusammen. Gegen-
stand der Gespräche sind insbesondere allgemeine Regelun-
gen dienstrechtlicher Verhältnisse und Fragen der Personal-
und Stellenplanung. Dabei soll die Pfarrvertretung bereits
während der Vorbereitung von Regelungen informiert werden.

(2) Die Pfarrvertretung ist zur Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben von den wesentlichen Sachverhalten, die ihren Auf-
gabenbereich berühren, rechtzeitig und umfassend zu unter-
richten. 

(3) Aus besonderem Anlass kann die Pfarrvertretung ein
Gespräch mit Vertretern des Landeskirchenamtes verlangen.

§ 19

Beteiligung in allgemeinen Angelegenheiten 
des Pfarrdienstes

(1) Die Pfarrvertretung ist zu beteiligen

1.  vor dem Erlass kirchengesetzlicher und sonstiger allge-
meiner Regelungen, die das Dienstverhältnis, die Besol-
dung, die Versorgung, die Aus- und Fortbildung sowie
die weiteren sozialen Belange des vertretenen Personen-
kreises betreffen, 

2.  vor der Aufstellung von Grundsätzen der Personal- und
Stellenplanung für die Pfarrerschaft.

(2) Entwürfe werden der Pfarrvertretung zur Stellungnah-
me zugeleitet. Für die Stellungnahme ist eine angemessene
Frist zu vereinbaren. Die Stellungnahme ist in einem Ge-
spräch mit der zuständigen Referentin oder dem zuständi-
gen Referenten zu erörtern, falls die Pfarrvertretung dies
wünscht. Die Pfarrvertretung kann verlangen, dass ihre Stel-
lungnahme, soweit sie keine Berücksichtigung gefunden
hat, mit Begründung dem für die Regelung zuständigen Lei-
tungsorgan der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
zugeleitet wird. Liegt die Regelungskompetenz nicht bei der
Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland, wird die Stel-
lungnahme der Pfarrvertretung, soweit sie in der Stellung-
nahme der Landeskirche nicht berücksichtigt wird, dieser
als Anlage beigefügt.

§ 20

Vorschlagsrecht

Die Pfarrvertretung hat das Recht, dem Landeskirchen-
amt oder der sonst zuständigen Stelle in allgemeinen Ange-

legenheiten des Pfarrdienstes Anregungen zu geben und
Vorschläge zu machen. 

§ 21

Beteiligung in Personalangelegenheiten

(1) Die Pfarrvertretung ist in personellen und sozialen
Angelegenheiten einzelner Pfarrer und Pfarrerinnen zu be-
teiligen, wenn die oder der Betroffene es beantragt oder
das Kollegium des Landeskirchenamtes die Beteiligung auf
Empfehlung der Personalkommission beschließt. Dazu ge-
hören insbesondere die Beteiligung 

1.  bei Versetzung und Abberufung, 

2.  bei Versetzung in den Wartestand aufgrund eines Ver-
fahrens mangels gedeihlichen Wirkens,

3.  bei vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand aufgrund
einer festgestellten Dienstunfähigkeit von Amts wegen, 

4.  bei ordentlicher Kündigung einer Pfarrerin oder eines
Pfarrers im Angestelltenverhältnis, 

5.   bei außerordentlicher Kündigung einer Pfarrerin oder ei-
nes Pfarrers im Angestelltenverhältnis,

6.  bei Entlassung aus dem Probe- bzw. Entsendungsdienst
oder aus dem Vorbereitungsdienst,

7.  bei Versagung oder dem Widerruf der Genehmigung ei-
ner Nebentätigkeit,

8.  bei Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen.

(2) Die oder der Betroffene ist auf das Antragsrecht hin-
zuweisen.

(3) Soweit die Pfarrvertretung gemäß Absatz 1 zu beteili-
gen ist, ist ihr innerhalb einer festzusetzenden Frist Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. Auf Verlangen ist die
Maßnahme mit ihr zu erörtern. Die Pfarrvertretung kann
Einsicht in die Verfahrensakten nehmen. Nach Ablauf der
Frist gemäß Satz 1 entscheidet das zuständige Leitungsor-
gan in eigener Verantwortung und gibt der Pfarrvertretung
seine Entscheidung unter Angabe der Gründe bekannt. 

(4) Jede Pfarrerin und jeder Pfarrer hat darüber hinaus das
Recht, ein Mitglied der Pfarrvertretung zu Dienst- und Per-
sonalgesprächen hinzuzuziehen. Dies gilt nicht für Gesprä-
che, die im Rahmen von Personalentwicklungsmaßnahmen
geführt werden, wie zum Beispiel das Zehn-Jahres-Ge-
spräch und die Mitarbeitendenjahresgespräche. Das Recht
der dienstaufsichtsführenden Personen, dienstliche Gesprä-
che, die nicht in Zusammenhang mit dienstrechtlichen Maß-
nahmen im Sinne des Absatzes 1 stehen, ohne Hinzuzie-
hung Dritter zu führen, bleibt unberührt. 

Abschnitt 5
Schwerbehindertenvertretung

§ 22

Vertrauensperson der Schwerbehinderten

(1) Die Vertrauensperson der Schwerbehinderten vertritt
die Interessen der schwerbehinderten Personen nach § 2 Ab-
satz 1 und 2 und steht ihnen beratend zur Seite.

(2) Die Vertrauensperson hat das Recht, an allen Sitzun-
gen der Pfarrvertretung beratend teilzunehmen. Sie wird
von der Pfarrvertretung bei der Beratung von Angelegenhei-
ten, die der Mitwirkung der Pfarrvertretung unterliegen und
durch welche die schwerbehinderten Personen nach § 2 Ab-
satz 1 und 2 als Gruppe betroffen sind, rechtzeitig vor einer
Stellungnahme gehört. 
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Nr. 26       Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrdienst-
gesetzes. 

     Vom 24. November 2009. (ABl. 2010 S. 15) 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen
und Nassau hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1

In § 63 c Absatz 1 des Pfarrdienstgesetzes vom 26. No-
vember 2003 (ABl. 2004 S. 69), zuletzt geändert am 24. No-
vember 2007 (ABl. 2008 S. 16), wird die Jahreszahl »2009«
durch die Jahreszahl »2010« ersetzt. 

Artikel 2

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 

F r a n k f u r t am Main, den 28. November 2009

Für den Kirchensynodalvorstand

Dr.  S c h ä f e r

Nr. 27       Kirchengesetz  über  die  Zuordnung  diakoni-
scher Einrichtungen  zur Evangelischen Kir-
che  in  Hessen  und  Nassau  (Zuordnungsge-
setz – ZuOG). 

     Vom 27. November 2009. (ABl. 2010 S. 15) 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen
und Nassau hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1

Geltungsbereich

(1) Dieses Kirchengesetz regelt die Zuordnung rechtlich
selbständiger diakonischer Einrichtungen zur Evangeli-
schen Kirche in Hessen und Nassau.

(2) Dieses Kirchengesetz gilt nicht für die zu evangeli-
schen Freikirchen gehörenden rechtlich selbständigen dia-
konischen Einrichtungen, die Mitglied im Diakonischen
Werk in Hessen und Nassau e. V. sind. 

§ 2

Zuordnungsentscheidung

(1) Die Zuordnung erfolgt durch eine förmliche Entschei-
dung. Es besteht kein Rechtsanspruch auf eine kirchliche
Zuordnung.

(2) Im Regelfall trifft das Diakonische Werk in Hessen
und Nassau e. V. als Werk der Kirche für diese die kirchli-
che Zuordnungsentscheidung durch Aufnahme der betref-
fenden Einrichtung als Mitglied.

(3) Darüber hinaus kann eine Zuordnung durch oder auf-
grund kirchengesetzlicher Regelung sowie durch Verein -
barung zwischen Kirche und diakonischer Einrichtung im
Einzelfall erfolgen. Das Diakonische Werk in Hessen und
Nassau e. V. ist rechtzeitig in die Entscheidungsfindung ein-
zubeziehen.

(4) Sind die Voraussetzungen für eine Zuordnung nach
diesem Kirchengesetz nicht gegeben, kann das Diakonische
Werk oder die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau
die Zuordnung förmlich aufheben.

§ 23

Wahl

(1) Die Vertrauensperson und eine Stellvertreterin oder
ein Stellvertreter werden auf Veranlassung der Pfarrvertre-
tung unmittelbar durch Briefwahl für die Dauer von sechs
Jahren gewählt. 

(2) Wahlberechtigt sind alle nach § 4 Absatz 1 wahlbe-
rechtigten schwerbehinderten Personen. Die Wählbarkeit
richtet sich nach § 4 Absatz 2.

Abschnitt 6
Pfarrergesamtvertretung der VELKD

§ 24

(1) Die Pfarrvertretung wählt aus ihrer Mitte zwei Mit-
glieder und einen Stellvertreter oder eine Stellvertreterin in
die Pfarrergesamtvertretung der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands (VELKD).

(2) Für das Ruhen und Erlöschen der Mitgliedschaft gilt
§ 12 Absatz 1 und 2 entsprechend.

Abschnitt 7
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 25

Übergangsbestimmungen

(1) Für die Wahl der ersten nach diesem Kirchengesetz
gewählten Pfarrvertretung gilt Artikel 91 Absatz 2 Num-
mer 1 Kirchenverfassung entsprechend. 

(2) Bis zur Konstituierung der ersten nach diesem Kir-
chengesetz gewählten Pfarrvertretung nehmen die bisheri-
gen Pfarrvertretungen der ehemaligen Evangelischen Kir-
che der Kirchenprovinz Sachsen und der ehemaligen Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen ihre Aufgaben im
Rahmen ihrer bisherigen örtlichen Zuständigkeit wahr.

§ 26

Durchführungsbestimmungen

Durchführungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz
erlässt der Landeskirchenrat.

§ 27

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft 

1.  das Kirchengesetz über die Vertretung der Pfarrerschaft
in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
vom 18. November 1995 (ABl. ELKTh 1996 S. 10),

2.  das Kirchengesetz über die Vertretung der Pfarrerinnen
und Pfarrer vom 13. November 1999 (ABl. EKKPS
S. 144).

Lutherstadt W i t t e n b e r g,  den 21. November 2009

Die Landessynode
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

Ilse  J u n k e r m a n n Wolf von  M a r s c h a l l

Landesbischöfin Präses

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 
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§ 3

Kennzeichen

(1) Grundlegende Kennzeichen diakonischer Einrichtun-
gen als Wesens- und Lebensäußerungen der Kirche sind 

1.  die Erfüllung eines kirchlichen Auftrags im Einklang
mit dem Selbstverständnis der Kirche und 

2.  die kontinuierliche Verbindung zur Kirche. 

(2) Ob eine Einrichtung die Kennzeichen nach Absatz 1
erfüllt, bemisst sich anhand einer Gesamtschau der Zuord-
nungsvoraussetzungen in §§ 4 und 5. 

§ 4

Erfüllung eines kirchlichen Auftrags

(1) Diakonische Einrichtungen erfüllen kirchlich-diako-
nische Zwecke und Aufgaben, die jeweils in der Satzung
verankert sind. Sie ermöglichen eine seelsorgliche Beglei-
tung derjenigen, denen der diakonische Dienst gilt, und der
Mitarbeitenden. 

(2) Die Erfüllung eines kirchlichen Auftrags im Einklang
mit dem Selbstverständnis der Kirche kann insbesondere er-
kennbar werden durch 

1.  die Entwicklung eines Leitbildes und Gestaltung der
Außendarstellung,

2.  die Mitwirkung von Ehrenamtlichen, die den kirchlich-
diakonischen Auftrag mittragen,

3.  die Qualifizierung und Förderung der Mitarbeitenden im
Blick auf die geistliche Dimension von Leben und Ar-
beit, 

4.  das Vorhalten von Räumlichkeiten für Gottesdienste,
Andachten, seelsorgliche Gespräche oder die persönli-
che Besinnung, 

5.  die Feier von Gottesdiensten oder Andachten, vor allem
bei der Einführung von Mitarbeitenden. 

(3) Die Gemeinwohlorientierung diakonischer Einrich-
tungen wird sichergestellt. Gewinne werden für diakonische
Zwecke verwendet. Unverhältnismäßige Gehälter und un-
verhältnismäßige sonstige Zahlungen werden ausgeschlos-
sen. Für den Fall der Auflösung oder Aufhebung einer
 Einrichtung wird eine gemeinwohlorientierte Anfallsbe-
rechtigung in der Regel zugunsten von Trägern kirchlich-
diakonischer Arbeit in der Satzung oder sonstigen konstitu-
ierenden Ordnung vorgesehen. 

§ 5

Verbindung zur Kirche

(1) Zwischen diakonischer Einrichtung und Kirche be-
steht eine kontinuierliche Verbindung. Sie wird gewährleis-
tet durch 

1.  Personen, die aufgrund eines kirchlichen Auftrags in der
Einrichtung als geborene oder gewählte Organmitglie-
der mitwirken, 

2.  Mitwirkung des Diakonischen Werkes oder der Evange-
lischen Kirche in Hessen und Nassau bei Satzungsände-
rungen und 

3.  die erklärte Bereitschaft, das einschlägige kirchliche
Recht anzuwenden.

(2) Die institutionelle Verbindung von diakonischer Ein-
richtung und Kirche kann zusätzlich erkennbar werden
durch 

1.  Visitationen und Besuche durch Funktionsträger der
Kirche oder des Diakonischen Werkes und regelmäßige
Berichte über die Arbeit der Einrichtung, 

2.  Mitwirkung des Diakonischen Werkes oder der Evange-
lischen Kirche in Hessen und Nassau bei Bestellung und
Abberufung von Organmitgliedern,

3.  die Gewinnung ehrenamtlich Mitarbeitender aus den
Kirchengemeinden,

4.  die Finanzierung der Arbeit u. a. aus kirchlichen Kollek-
ten, Zuschüssen und Sammlungen, über deren zweck-
entsprechende Verwendung Rechenschaft abzulegen ist,

5.  gemeinsame Projekte.

§ 6

Mischträgerschaft

Bei der Beteiligung ökumenischer oder nichtkirchlicher
Partner an der Trägerschaft einer Einrichtung ist diese der
evangelischen Kirche zuordnungsfähig, wenn die in §§ 4
und 5 genannten Voraussetzungen vorliegen und der diako-
nische Partner in allen Fragen, die die Zuordnung zur Kirche
betreffen, entscheidenden Einfluss ausüben kann. 

§ 7

Übergangsbestimmung

Diakonische Einrichtungen, die zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Kirchengesetzes Mitglied im Diakoni-
schen Werk in Hessen und Nassau sind, gelten als der Evan-
gelischen Kirche in Hessen und Nassau zugeordnet, soweit
sie vom Geltungsbereich nach § 1 erfasst sind. 

§ 8

Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 

F r a n k f u r t am Main, den 28. November 2009

Für den Kirchensynodalvorstand

Dr.  S c h ä f e r
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Nr. 28       Kirchengesetz zur Änderung des Vermögens-
aufsichtsgesetzes und des Finanzzuweisungs-
gesetzes. 

     Vom 25. November 2009. (KABl. S. 238) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kur-
hessen-Waldeck hat in Hofgeismar das folgende Kirchenge-
setz beschlossen: 

Artikel 1

Änderung des Vermögensaufsichtsgesetzes

Das Kirchengesetz über die Vermögensaufsicht in der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 24.
November 1997 (KABl. S. 219), zuletzt geändert durch Kir-
chengesetz vom 28. April 2007 (KABl. S. 108) wird wie
folgt geändert: 

1.   In § 1 Absatz 1 wird der Verweis in Klammern auf § 4
HKRG um ein Komma und einen Verweis auf § 4
HKRG-DOPPIK ergänzt. 

2.   In § 2 Absatz 5 Satz 2 wird das Wort »Dies« durch das
Wort und die Ziffer »Satz 1« ersetzt und nach dem Ver-
weis auf § 19 »Absatz 1« eingefügt. 

3.   § 8 erhält folgende Fassung: 

»§ 8

Genehmigungsvorbehalte

(1) Beschlüsse der Organe kirchlicher Körperschaften
in den nachfolgend genannten Angelegenheiten bedür-
fen vor ihrer Ausführung der Genehmigung durch das
Landeskirchenamt. 

1. Vermietung oder Teilvermietung der Pfarrdienst-
wohnung, 

2. Errichtung, Übernahme, Veränderung und Aufhe-
bung von Arbeitsfeldern und Einrichtungen, die ent-
geltliche Leistungen an Dritte abgeschlossen werden
sollen, 

3. Errichtung juristischer Personen durch kirchliche
Körperschaften als Betriebsträger von unter Nr. 2
genannten Arbeitsfeldern und Einrichtungen ein-
schließlich des Beitritts oder Ausscheidens als Ge-
sellschafter oder Mitglied solcher juristischer Perso-
nen, 

4. Einführung, Gestaltung und Änderung eines Kir-
chensiegels sowie die Übertragung der Siegelbe-
rechtigung, 

5. Verwendung kirchlichen Vermögens oder seiner
 Erträge zu anderen als den bestimmungsgemäßen
Zwecken (Artikel 13 Absatz 4 Grundordnung), 

6. Ausleihung von Kapitalvermögen in anderer Art als
sie durch Anlagenrichtlinien des Landeskirchenam-
tes zugelassen ist, 

7. Aufnahme von Darlehen, soweit diese nebst Zinsen,
Gebühren und etwaiger sonstiger Kosten nicht aus
den ordentlichen Einnahmen des laufenden und der
beiden nachfolgenden Rechnungsjahre getilgt wer-
den können, sowie der Abschluss von Leasingverträ-
gen, 

8. Annahme von Erbschaften, 

9. Annahme von Vermächtnissen und Schenkungen,
wenn sie mit Auflagen oder Bedingungen verbunden
sind, 

10. Führung eines Rechtsstreites (z. B. Erhebung einer
Klage, Einlassung auf eine Klage, Einlegung eines
Rechtsmittels) vor einem staatlichen Gericht sowie
dessen Erledigung durch Anerkenntnis oder Ver-
gleich, 

11. Errichtung oder Erweiterung von Stellen für die
Dauer von mehr als 2 Jahren. Der Genehmigungs-
vorbehalt gilt nicht für Stellen, auf denen ausschließ-
lich geringfügige Beschäftigungen nach § 8 Absatz 1
SGB IV erfolgen sollen, außer wenn für  dieselbe Tä-
tigkeit mehrere solche Beschäftigungsverhältnisse
dauerhaft begründet werden sollen, die in ihrem Ge-
samtumfang das Maß einer geringfügigen Beschäfti-
gung überschreiten, 

12. Übernahme von Bürgschaften oder sonstigen Ver-
pflichtungen, die wirtschaftlich einer Schuldüber-
nahme für Dritte entsprechen, 

13. Ablösung von Verrentung und Rechten kirchlicher
Rechtsträger auf wiederkehrende Leistungen, 

14. Beschaffung, Restaurierung, Sicherung und Veräu-
ßerung von Kunstwerken und Kultusgegenständen
(vasa sacra). 

(2) Satzungen kirchlicher Körperschaften des öffentli-
chen Rechts und kirchenrechtliche Vereinbarungen sol-
cher Körperschaften bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der
Genehmigung durch das Landeskirchenamt. In ihnen
oder in öffentlich-rechtlichen Verträgen können mit Zu-
stimmung des Landeskirchenamtes weitere Genehmi-
gungsvorbehalte begründet werden. 

(3) Satzungen sind im Kirchlichen Amtsblatt bekannt
zu machen. Bei Satzungen, die auf der Grundlage einer
Mustersatzung des Landeskirchenamtes beschlossen
werden, kann die Bekanntmachung auf die Mitteilung
der Übernahme der Mustersatzung und die davon abwei-
chenden Bestimmungen beschränkt werden.«

4.   § 9 Absatz 1 wird nach der Nummer 4 wie folgt neu ge-
fasst: 

»5. Errichtung oder Erweiterung von Stellen bis zu Dau-
er von zwei Jahren im Umfang einer nicht nur ge-
ringfügigen Beschäftigung, 

6.   Erstanschaffung von Kraftfahrzeugen, 

7.   Leistungs- oder Entgeltverträge mit Dritten für Ein-
richtungen nach § 8 Absatz 1 Nr. 2.«

     Ferner wird folgender Absatz 4 angefügt:

»(4) Der Eingang von Klageschriften und anderen
Anträgen zur Eröffnung gerichtlicher Streitverfahren so-
wie von Mitteilungen über Erbschaften oder Vermächt-
nissen mit Auflagen oder Bedingungen ist dem Landes-
kirchenamt unverzüglich mittels Fax oder E-Mail anzu-
zeigen.« 

5.   In § 10 wird das Wort »Rentamt« jeweils durch das
Wort »Kirchenkreisamt« ersetzt. 

6.   Der Abschnitt III wird wie folgt neu gefasst: 

»Abschnitt III

Bauaufsicht

§ 11

Kirchliche Baumaßnahmen

Kirchliche Baumaßnahmen im Sinne dieses Ab-
schnitts sind 

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck 
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1.   Bauunterhaltungsmaßnahmen einschließlich der Aus -
stattung von Räumen für den gottesdienstlichen Ge-
brauch, 

2.   Neu-, Um- und Erweiterungsbauten einschließlich
ihrer Ausstattung, 

3.   Abbruch von Gebäuden und Gebäudeteilen, 

4.   Herstellung, Veränderung, Unterhaltung und Besei-
tigung von Außenanlagen, 

5.   Restaurierung, Sicherung und Veräußerung von un-
beweglichen Kunstwerken und Kultusgegenstän-
den. 

§ 12

Bauberatung

Bauberatung hat die Aufgabe, die zuständigen Orga-
ne der kirchlichen Körperschaften in fachlicher Hinsicht
bei der Planung, Durchführung und Abwicklung von
Baumaßnahmen zu beraten und das Landeskirchenamt
sowie die Kirchenkreisvorstände bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben (§ 13) zu unterstützen. Sie ist vor der
Durchführung beabsichtigter Baumaßnahmen zu beteili-
gen und für die Durchführung des denkmalschutzrecht-
lichen Verfahrens zuständig. 

§ 13

Bauaufsicht und Baugenehmigung

(1) Zuständig für die Bauaufsicht einschließlich der
Genehmigung von Beschlüssen in Bauangelegenheiten
(§ 14) ist das Landeskirchenamt, bei Baumaßnahmen
der Kirchengemeinden und der von diesen gebildeten
Verbände, deren nach DIN 276 ermittelte Baukosten
ohne Nebenkosten 60.000,00 € nicht überschreiten, der
Kirchenkreisvorstand. 

(2) Die Aufsicht über das kirchliche Bauwesen er-
streckt sich auf die Planung, Durchführung und Abwick-
lung von Baumaßnahmen (§ 11) in architektonischer,
bautechnischer, denkmalpflegerischer, künstlerischer,
verwaltungsrechtlicher und wirtschaftlicher Sicht. 

§ 14

Genehmigungsbedürftige Beschlüsse 
in Bauangelegenheiten

(1) Die Beschlüsse der zuständigen Organe der kirch-
lichen Körperschaften über die folgenden Bauangele-
genheiten bedürfen vor ihrer Ausführung der Genehmi-
gung: 

1.   Baumaßnahmen nach § 11, 

2.   Auslobung von Wettbewerben für Architekten und
Künstler, 

3.   Abschluss Architekten- und Ingenieurverträgen zur
Vorbereitung und Durchführung von Baumaßnah-
men an Gebäuden sowie der Abschluss von Verträ-
gen über die schlüsselfertige Erstellung von Gebäu-
den oder Gebäudeteilen, 

4.   Ablösung von Baulasten sowie deren Verrentung. 

(2) Beschlüsse nach Absatz 1 Nr. 1 sind mit Ausnah-
me der Maßnahmen nach § 11 Nr. 5 genehmigungsfrei,
wenn die nach DIN 276 ermittelten Baukosten ohne Ne-
benkosten den Betrag von 5.000,00 € (keine Bauunter-
haltungsmaßnahme) nicht überschreiten. 

§ 15

Genehmigungsverfahren

(1) Dem Genehmigungsantrag sind beizufügen: 

1.   bei Sanierungen und Unterhaltsmaßnahmen von Ge-
bäuden 

a)   die Beschreibung der Maßnahme (ggfs. Scha-
denskartierung), 

b)   die Ausschreibungsergebnisse oder eine qualifi-
zierte Kostenschätzung nach DIN 276, 

c)   ein vom Kirchenkreisamt bestätigter Finanzie-
rungsplan, aus dem hervorgeht, in welchem Um-
fang die kirchlichen Körperschaften mit Eigen-
mitteln und Darlehen sowie durch Leistungen
Dritter einschließlich etwa vorhandener Baulast-
verpflichteter zur Finanzierung der Baumaßnah-
me beitragen können, 

2.   bei Neu-, Um- oder Erweiterungsbauten darüber
 hinaus

a)   das Raumprogramm, 

b)   die Bauzeichnungen und 

c)   eine Folgekostenberechnung. 

(2) Wird eine Baumaßnahme in mehreren Abschnit-
ten ausgeführt, so ist hinsichtlich der Genehmigungs-
pflicht die Höhe der Gesamtkosten maßgebend. 

(3) Die Auftragsvergabe setzt voraus, dass die Finan-
zierung der Maßnahme gesichert ist. 

§ 16

Durchführung von Baumaßnahmen

Die Baumaßnahme darf nur in dem Umfang durchge-
führt werden, in dem sie genehmigt worden ist. Die ge-
nehmigten Kosten stellen den Höchstbetrag der Baukos-
ten dar und dürfen nicht überschritten werden. Ergibt
sich bei Durchführung der Baumaßnahme, dass die Ge-
samtkosten nicht eingehalten werden können, muss die
Erweiterung der Baugenehmigung unverzüglich schrift-
lich unter Angabe eines Deckungsvorschlags bei der
nach § 13 Absatz 1 zuständigen Stelle beantragt werden. 

§ 17

Staatliche Baugenehmigung

Ist sowohl die kirchliche Genehmigung als auch die
staatliche Baugenehmigung erforderlich, so ist die
kirchliche Genehmigung zuerst einzuholen. Über Aus-
nahmen entscheidet die nach § 13 Absatz 1 zuständige
Stelle.« 

7.   § 18 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt neu gefasst: 

»1. Erwerb und Veräußerung von Grundstücken, die Be-
lastung von Grundstücken mit einem Recht, die
Übertragung oder Belastung sowie die Aufgabe oder
Löschung eines solchen Rechtes und die Bestellung
von Baulasten,« 

8.   § 18 Absatz 1 Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

»4. Abschluss von Pacht- und Nutzungsverträgen, die
eine landwirtschaftliche Verwendung vorsehen und 

a)   von dem Musterpachtvertrag des Landeskirchen -
amtes abweichen oder 

b)   bei denen kein öffentliches Ausschreibungsver-
fahren vorausgegangen ist,« 
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9.   In der Überschrift des § 19 werden die Worte »und An-
zeigepflichten« gestrichen und Absatz 2 erhält folgende
Fassung: 

»Für die Genehmigungspflicht von Beschlüssen über
die Annahme von Zuwendungen für Friedhofszwecke
gilt § 8 Abs. 1 Nr. 9 entsprechend.« 

Artikel 2

Änderung des Finanzzuweisungsgesetzes

Das Kirchengesetz über die Finanzzuweisung an die Kir-
chengemeinden, Kirchenkreise und die von diesen gebil -
deten Gesamt- und Zweckverbände in der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 26. November 1997
(KABl. S. 211), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom
8. MNai 2009 (KABl. S. 83) wird wie folgt geändert: 

1.   In § 3 Absatz 2 werden vor der Nummer 1 die Wörte
»nach Maßgabe von Kirchenkreissatzungen« gestri-
chen. 

2.   In § 17 Absatz 1 Satz 2 werden die Worte »nach Maß -
gabe einer Kirchenkreissatzung« gestrichen. 

3.   Abschnitt VII wird Abschnitt V. Die Zählung der Para-
grafen und der nachfolgenden Abschnitte wird entspre-
chend geändert. 

4.   § 36 Absatz 2 letzter Satz wird gestrichen. 

Artikel 3

Aufhebung von Kirchenkreissatzungen 

Die nach Artikel 2 § 3 Absatz 2 des Kirchengesetzes über
die Einführung einer neuen Finanzverfassung in der Evan-
gelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 26. Novem-
ber 1997 (KABl. S. 210) beschlossenen Satzungen von Kir-
chenkreisen werden mit Wirkung vom 01.01.2010 aufgeho-
ben. 

Artikel 4

Inkrafttreten/Neubekanntmachung 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 

(2) Das Landeskirchenamt wird ermächtigt, das Kirchen-
gesetz über die Vermögensaufsicht in der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 24. November 1997
(KABL. S. 219) und das Kirchengesetz über die Finanzzu-
weisung an die Kirchengemeinden, Kirchenkreise und die
von diesem gebildeten Gesamt- und Zweckverbände in der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 26.
November 1997 in der durch dieses Änderungsgesetz gege-
benen Fassung neu bekannt zu machen. 

Vorstehendes Gesetz wird hiermit verkündet. 

K a s s e l,  den 4. Dezember 2009

Dr.  H e i n 

Bischof 

Nr. 29       Sechstes  Kirchengesetz  zur  Änderung  des
Pfarrbesoldungsgesetzes. 

     Vom 25. November 2009. (KABl. S. 241) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kur-
hessen-Waldeck hat in Hofgeismar das folgende Kirchenge-
setz beschlossen: 

Artikel 1

Das Kirchengesetz über die Besoldung und Versorgung
der Pfarrer der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Wald-
eck (Pfarrbesoldungsgesetz) vom 27. Februar 1962 in der
Fassung der Neubekanntmachung vom 9. Mai 1988 (KABl.
S. 125), zuletzt geändert durch die 17. Änderungsverord-
nung vom 14. September 2009 (KABl. S. 150) wird wie
folgt geändert: 

§ 76 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

»(2) Für die Besoldung und Versorgung der Pfarrer gel-
ten die für die Landesbeamten maßgeblichen Bestimmun-
gen entsprechend; § 3 bleibt unberührt.« 

Artikel 2

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Bekannt-
machung in Kraft. 

Das vorstehende Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

K a s s e l,  den 4. Dezember 2009

Dr.  H e i n 

Bischof 

Nr. 30       Ordnung für das kirchliche Gebäudemanage-
ment. 

     Vom 1. Dezember 2009. (KABl. S. 244) 

Das Landeskirchenamt hat gemäß Artikel 2 Satz 2 des
Kirchengesetzes zur Einführung von Grundbudgets für Kir-
chengemeinden und eines Gebäudemanagements in der Evan -
gelischen Kirchen von Kurhessen-Waldeck vom 8. Mai
2009 (KABl. S. 83 ff.) die Ordnung für das kirchliche Ge-
bäudemanagement beschlossen: 

§ 1 

Grundsatz 

Zum 1. Januar 2010 wird ein kirchliches Gebäudemana-
gement in der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Wald-
eck eingeführt. Ziel ist es, durch eine Neuordnung der Bau-
beratung und Bauaufsicht im Landeskirchenamt und den
Aufbau eines regionalen Gebäudemanagements das Bauwe-
sen transparenter und wirtschaftlicher zu organisieren. Die
einzelnen Aufgaben sollen fachbezogen und kooperativ
zwischen den verschiedenen fachlich Zuständigen aller be-
teiligten Ebenen erledigt werden. Wichtiges Hilfsmittel hier-
zu ist die Erfassung und Bearbeitung aller maßgeblichen Bau-
ten in einem einheitlichen Gebäudemanagement-Programm. 

§ 2 

Gebäudemanager 

(1) Das Landeskirchenamt stellt die erforderliche Zahl
von Gebäudemanagern an und bestimmt im Benehmen mit
den betreffenden Kirchenkreisen deren regionale Zuständig-
keit und örtlichen Dienstsitz. 

(2) Die Aufgaben der Gebäudemanager sowie die Dienst-
und Fachaufsicht über sie werden in Stellenbeschreibungen
und Dienstanweisungen des Landeskirchenamtes geregelt. 

(3) In Vereinbarungen zwischen Landeskirchenamt und
den Kirchenkreisen, in deren Gebiet ein Gebäudemanager
erheblich weniger als 400 Gebäude betreut, werden die re-
gionale Zuständigkeit, der Dienstsitz und die Kostenbeteili-
gung der Kirchenkreise an den Bruttopersonalkosten der
Gebäudemanager geregelt. 
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§ 3

Zuständigkeit der Gebäudemanager 

(1) Ein Gebäudemanager betreut in dem ihm zugewiese-
nen Betreuungsgebiet regelmäßig ca. 400 Gebäude. Er ar-
beitet dabei mit dem fachlich zuständigen Mitarbeitenden
des jeweiligen Kirchenkreisamtes zusammen. 

(2) Betreut ein Gebäudemanager erheblich weniger als
400 Gebäude, soll er vom Kirchenkreisvorstand im Umfang
des vom Kirchenkreis nach § 2 Absatz 3 zu tragenden
Brutto personalkostenanteils mit der Erbringung von Archi-
tektenleistungen an geeigneten kirchengemeindlichen Bau-
vorhaben in der Region beauftragt werden. Die Beauftra-
gung ist nur nach schriftlicher Zustimmung des betreffen-
den Gebäudeträgers zulässig. 

(3) Weitere Beauftragungen sollen nicht erfolgen. 

§ 4 

Aufgaben der Gebäudemanager 

(1) Die Gebäudemanager sind für alle Gebäude der Kir-
chenkreise und der in diesem zusammengeschlossenen
kirchlichen Körperschaften in der ihnen zugewiesenen Re-
gion zuständig. Sie arbeiten eng mit den Architekten des
Landeskirchenamtes zusammen. 

(2) Die Gebäudemanager nehmen insbesondere folgende
Aufgaben wahr: 

a)   Sie überwachen die regelmäßigen Baubegehungen in
den Kirchengemeinden. Sie führen eine Schnellauswer-
tung dieser Begehungen durch. 

b)   Sie beraten die Kirchenvorstände bei Baumaßnahmen
bis 5.000,— € und geben fachtechnische Hilfestellun-
gen. Dazu gehört insbesondere die Unterstützung der
Kirchengemeinden bei der 

–    Ausführung von Kleinreparaturen, 

–    Prüfung der Angebote, 

–    Auswertung der Baubegehungsprotokolle und 

–    Bauabnahmen nach Erfordernis. 

c)   Sie beraten die regionalen Bauausschüsse bei deren Mit-
wirkung im Rahmen der Entscheidungsfindung im Kir-
chenkreis (z. B. bei der Baumittelverteilung, bei laufenden
Baufinanzierungen oder bei der Gebäudebedarfsplanung.

d)   Sie beraten die Gremien des Kirchenkreises bei Bau-
maßnahmen, deren nach DIN 276 ermittelte Baukosten
über 5.000,— € bis 60.000,— € ohne Nebenkosten lie-
gen, und bereiten die geplanten Baumaßnahmen mit den
Gebäudeträgern vor. Dazu gehört insbesondere die voll-
ständige Grundlagenermittlung. Im Rahmen von Kos-
tenschätzungen und ggf. Vorentwürfen sind auch weite-
re Leistungsphasen der Honorarordnung für Architekten
und Ingenieure zu erbringen. Im Einzelnen gehört zu
den Aufgaben des Gebäudemanagers: 

–    Beratung der Kirchenkreisbauausschüsse und der
Kirchenkreisämter in baufachlicher Hinsicht wäh-
rend des Baumittelverteilungsverfahrens, 

–    Vorprüfung der Baumittelanträge, 

–    Abgabe baufachlicher Stellungnahmen, 

–    Sicherstellung der Benehmensherstellung mit dem
Landesamt für Denkmalpflege, 

–    Projektbegleitung, 

–    Prüfung der Notwendigkeit der Einschaltung von
Fachabteilungen der Landeskirche und Sonderfach-
leuten (Sicherheitsbeauftragt, Glockensachverstän-
dige, Orgelsachverständige etc.), 

–    Durchführung von Bauabnahmen einschließlich der
Anfertigung von Prüfberichten, 

–    baufachliche Prüfung der Honorar- und Baukosten-
schlussabrechnungen, 

–    Erstellen von Kostenanalysen, Nutzungskonzepten
und Wirtschaftlichkeitsberechnungen. 

e)   Sie überwachen baubegleitend die an freie Architekten
vergebenen Baumaßnahme bis 60.000,– €. 

f)   Sie haben regelmäßige Sprechstunden in den Kirchen-
kreisen anzubieten. 

(3) Das Landeskirchenamt ist zuständig für Baumaßnah-
men, deren nach DIN 276 ermittelte Baukosten ohne Ne-
benkosten über 60.000,– € liegen. Den Gebäudemanagern
obliegt für diese Baumaßnahmen die fachtechnische Vor-
prüfung. Dazu gehören insbesondere 

a)  Erstberatung der Kirchengemeinden, 

b)  Übergabegespräch mit dem Landeskirchenamt, 

c)   Anträge zur Baumittelverteilung, 

d)   Anträge an das Landesamt für Denkmalpflege und 

e)   Genehmigungsanträge an das Landeskirchenamt. 

§ 5 

Beauftragungen mit Architektenleistungen 

Werden Gebäudemanager unter den Bedingungen des § 3
Absatz 2 mit der Erbringung von Architektenleistungen be-
auftragt, ist von ihnen ein jährlicher Nachweis darüber zu
führen. Er ist dem Landeskirchenamt vorzulegen. 

§ 6 

Denkmalpflege 

Für denkmalschutzrechtliche Verfahren ist das Landes-
kirchenamt zuständig. Einzelne Aufgaben innerhalb dieser
Verfahren können vom Landeskirchenamt zur Wahrneh-
mung auf die Gebäudemanager übertragen werden. 

§ 7

Arbeitsgemeinschaft der Gebäudemanager 

(1) Die Gebäudemanager bilden unter dem Vorsitz des
Kirchenbaudirektors die »Arbeitsgemeinschaft der Gebäu-
demanager« im Landeskirchenamt. Die Teilnahme an den
Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft ist verpflichtend. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaft dient der Anleitung und Be-
ratung sowie dem Erfahrungsaustausch. Sie plant und koor-
diniert die Fortbildung der Gebäudemanager. 

§ 8

Berichtswesen 

Im Zuge des Berichtswesens zum kirchlichen Baugesche-
hen sind die nach bestimmten Kriterien (z. B. Energieein-
sprung, CO2-Austausch etc.) ermittelten Erkenntnisse durch
die Gebäudemanager zu einem jährlichen Bericht zusammen
zu fassen und an das Landeskirchen amt weiter zu leiten. Das
Nähere regeln Rundverfügungen des Landeskirchenamtes. 

§ 9

Mitwirkung in Gremien 

Gebäudemanager sollen den jeweiligen Kirchenkreis -
bauausschüssen mit beratender Stimme angehören. Zu Sit-
zungen des Kirchenkreisvorstandes in Angelegenheiten der
Baumittelvergabe sollen sie beratend hinzugezogen werden. 
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Nr. 31       Kirchliches Gesetz  zur Änderung des Pfarr-
besoldungsgesetzes. 

     Vom 25. November 2009. (Abl. 63 S. 568) 

Artikel 1

Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes

Das Pfarrbesoldungsgesetz vom 25. November 1996
(Abl. 57 S. 171), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. No-
vember 2008 (Abl. 63 S. 262), wird wie folgt geändert: 

1.  § 19 wird wie folgt geändert: 

a)   Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

»Bei Pfarrerinnen und Pfarrern, denen eine Dienst-
wohnung zur Verfügung gestellt wird oder die mit
ihrem Ehegatten in einer diesem zur Verfügung ge-

stellten Dienstwohnung wohnen, vermindert sich
das Grundgehalt jeweils um den Dienstwohnungs-
ausgleich.« 

b)   In Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

     »Die Grundgehälter beider Ehegatten vermindern
sich jeweils um den Dienstwohnungsausgleich.« 

2.   In der Anlage Absatz 1 Nummer 2 Satz 4 wird die
Zahl »11« durch die Zahl »9« ersetzt. 

Artikel 2

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt zum 1. Januar 2010 in Kraft. 

S t u t t g a r t,  den 1. Dezember 2009

Dr. h.c. Frank O.  J u l y

§ 10 

Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt zum 1. Januar 2010 in Kraft. 

Die vorstehende Ordnung wird hiermit bekannt gemacht. 

K a s s e l,  den 8. Dezember 2009

S t e y

Oberlandeskirchenrätin 

Evangelische Landeskirche in Württemberg 
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Für den Auslandspfarrdienst in der Evangelischen Kirche
Lutherischen Bekenntnisses in Brasilien (IECLB) mit
Dienstsitz in Rio de Janeiro sucht die Evangelische Kirche
in Deutschland (EKD) zum 1. August 2010 für die Dauer
von zunächst 6 Jahren 

eine Pfarrerin/einen Pfarrer.

Die Martin-Luther-Gemeinde im Zentrum von Rio de
Janeiro, die vor mehr als 180 Jahren von deutschen Auswan-
derern gegründet wurde, möchte einerseits weiterhin für
deutschsprachige Christen offen sein, andererseits den so-
zialen und kulturellen Herausforderungen mitten in einer la-
teinamerikanischen Großstadt entsprechen. 

Im Leben der Gemeinde bildet neben den Gottesdiensten,
der Diakonie und den verschiedenen altersspezifischen
Gruppen die Kirchenmusik (Orgelkonzerte, Kirchenchor)
einen Schwerpunkt.

Die Gemeinde wünscht sich eine Pfarrerin/einen Pfarrer
mit pastoraler und ökumenischer Kompetenz, die/der bereit
und fähig ist, in Zusammenarbeit mit ehrenamtlichen Mit -
arbeiterinnen und Mitarbeitern den vielfältigen Anforderun-
gen in Rio de Janeiro gerecht zu werden. Eine gemeinde -
nahe und zeitgemäße Verkündigung in deutscher und por -
tugiesischer Sprache sowie ein ökumenisch offenes, aber
erkennbar lutherisches Profil werden erwartet. 

Zum Profil der/des gewünschten Pfarrerin/Pfarrers gehört
außerdem, dass sie/er

–    sehr gute portugiesische Sprachkenntnisse hat,

–    über Erfahrung in parochialer Großstadtarbeit verfügt
und bereit ist, die arme Bevölkerung einzubeziehen, 

–    für moderne Musik offen ist und musische Fähigkeiten
hat,

–    die Traditionen der Gemeinde achtet,

–    Geschick für die Organisation und Motivation der Grup-
pen von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen mit-
bringt und Leitungserfahrungen hat

–    und zur Zusammenarbeit mit anderen Gemeinden und
Institutionen der IECLB sowie mit dem ökumenischen
Umfeld bereit ist. 

Die Pfarrstelle wird durch Gemeindewahl, Berufung
durch die IECLB und EKD-Entsendung besetzt. Gesucht
wird eine Pfarrerin/ein Pfarrer mit öffentlich-rechtlicher
Anstellung in einer der Gliedkirchen der EKD und mit
mehrjähriger Leitung eines Gemeindepfarramtes. Die Be-
soldung richtet sich nach den Bestimmungen der IECLB
und der Entsendungsbeihilfeverordnung der EKD. Leben
Sie in einer Familie, möchten wir Ihren Ehepartner/Ihre
Ehepartnerin ebenfalls kennen lernen, weil ein mehrjähri-
ger Auslandsaufenthalt von dem Ehepartner bzw. der Ehe-
partnerin mitgetragen werden muss. Bei Bedarf wird zu
 Beginn der Dienstzeit ein Intensivkurs zum Erlernen der
portugiesischen Sprache angeboten. Bewerbungsfrist: 
15. März 2010.

Weitere Informationen und Ausschreibungsunterlagen
erhalten Sie bei:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD 
Tel: 0511 27 96 224
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
E-Mail: lateinamerika@ekd.de

D.  Mitteilungen aus der Ökumene 

E.  Staatliche Gesetze, Anordnungen 
und Entscheidungen 

F.  Mitteilungen 
Auslandsdienst in Brasilien
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Für den Auslandspfarrdienst mit Dienstsitz in Thessalo-
niki sucht die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD)
zum 1. September 2010 für die Dauer von zunächst 6 Jahren
für die Deutschsprachige Evangelische Gemeinde in Thes-
saloniki

eine Pfarrerin/
einen Pfarrer/
ein Pfarrehepaar

für die pastorale Betreuung evangelischer Christinnen und
Christen deutscher Sprache. Der Schwerpunkt des Diens-
tes liegt im Großraum Thessaloniki und in Teilen der Re -
gion Nordgriechenland. Sie finden die Gemeinde unter
www.evkithes.net/.

Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:

–    Flexibilität und Bereitschaft zum Lernen in einem neuen
kulturellen Umfeld

–    Bereitschaft, sich in den vielfältigen ökumenischen Auf-
gabenbereichen evangelischer Auslandsarbeit der EKD
im griechischen Kontext zu engagieren

–    interkulturelle Offenheit und die Fähigkeit, die Vernet-
zung im griechischen Umfeld aktiv zu betreiben

–    liturgische Experimentierfreudigkeit

–    ein besonderes Gespür für das griechische Umfeld, ge-
prägt von einer orthodoxen Kirchlichkeit, sowie die Fä-
higkeit den Dialog untereinander zu führen und zu ver-
stärken

–    englische und neugriechische Sprachkenntnisse (ein von
der EKD finanzierter Intensivkurs in Neugriechisch
wird vor Dienstbeginn angeboten)

Die Kirchengemeinde bietet Ihnen:

–    ein sehr engagiertes Mitarbeiterteam, bestehend aus
 Sekretärin, Prädikantin, Sozialarbeiterin, Praktikant und
Zivildienstleistenden   

–    eine Gemeinde mit zahlreichen Aktivitäten im Rahmen
der Sozialarbeit, der Eltern-Kind-Arbeit, der Hospizar-
beit und der Erwachsenenarbeit

–    vielfältige Veranstaltungen, ein offener Gemeindekir-
chenrat

Gesucht wird ein Pfarrer/eine Pfarrerin/ein Pfarrehepaar
mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der Gliedkir-
chen der EKD und mit mehrjähriger Leitung eines Gemein-
depfarramtes. Die Besoldung richtet sich nach den Bestim-
mungen der EKD. Leben Sie in einer Familie möchten wir
Ihren Ehepartner/Ihre Ehepartnerin ebenfalls kennen lernen,
weil ein mehrjähriger Auslandsaufenthalt vom Ehepartner
bzw. Ehepartnerin mitgetragen werden muss.

Für weitere Informationen stehen Ihnen gern Frau Stün-
kel-Rabe (0511-27 96-126) oder Herr Oberkirchenrat Rie-
del-Schneider (0511-27 96-127) zur Verfügung.

Ihre aussagefähige Bewerbung richten Sie bitte bis zum
28. Februar 2010 an die nachstehende Anschrift. Sie erhal-
ten weitere Informationen und Ausschreibungsunterlagen
auf Ihre schriftliche Nachfrage, möglichst per E-Mail:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
E-Mail: suedeuropa@ekd.de

Auslandsdienst in Thessaloniki (Griechenland)

Stellenausschreibung

Evangelische  Johanniter-Gemeinde  in  der  Komturei
Nieder-Weisel im Ev. Dekanat Wetterau, 1,0 Pfarrstelle.
Besetzung durch die Kirchenleitung.

Die Kirchenleitung der EKHN hat der Gründung einer
Anstaltsgemeinde, Evangelische Johanniter-Gemeinde, zu-
gestimmt. Damit wird zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine
von der EKHN und der Stiftung Johanniter Komturei Nie-
der-Weisel je hälftig finanzierte 1,0 Pfarrstelle, zunächst be-
fristet auf fünf Jahre, besetzt. Verlängerung ist möglich.

Die alte Kommende des Johanniter-Ordens in Nieder-
Weisel, einem Stadtteil von Butzbach in der Wetterau, ist
die einzige seit dem Mittelalter im Besitz des Ordens ver-
bliebene Niederlassung. Sie ist bundesweit, und darüber
 hinaus, das geistliche und geistige Zentrum für den evange-
lischen Johanniter-Orden und seiner Werke geworden. So
werden in der alten Komturei zentrale Veranstaltungen
durchgeführt. Einkehr-Wochenenden, Ritterversammlungen,
Vertreterversammlungen der Johanniter-Unfallhilfe (JUH),
der Schwesterntag der Johanniter-Schwesternschaft usw.
werden gottesdienstlich begleitet. Darüber hinaus ist in Nie-
der-Weisel ein Tagungszentrum entstanden. Die Johanniter
führen jährlich hier für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
ihre CI-Seminare durch, die bundesweit ausgeschrieben
werden und verbindlich für alle neuen Angestellten sind. In
diesen Seminaren werden die Grundlagen des Christentums
und der Diakonie vermittelt. Die Johanniter-Unfallhilfe ist
als eingetragener Verein Mitglied im Diakonischen Werk
der EKD und bildet dort einen eigenen Fachverband. Mit
der Gründung einer Gemeinde besteht für Mitglieder, An -

gestellte und ehrenamtliche Mitarbeitende und deren Fami-
lienangehörige des Ordens und seiner Werke überregional
die Möglichkeit, Mitglied zu werden. Die zukünftige Inha-
berin/der zukünftige Inhaber der Pfarrstelle soll den Aufbau
dieser Gemeinde geistlich begleiten und fördern. Dazu ge-
hören Gottesdienste, Andachten und Kasualien für die Ge-
meindemitglieder. Die Gestaltung von Gottesdiensten in der
eigenen Johanniterkirche sollen themenbezogen und in Ko-
operation mit Gemeindegliedern und den vor Ort stattfin-
denden Veranstaltungen erfolgen.

Die geistliche Leitung oder Begleitung von Veranstaltun-
gen des Johanniter-Ordens und seiner Werke in Nieder-
Weisel gehören zum Dienstauftrag des Pfarrers/der Pfarre-
rin. Der hauptamtliche Stelleninhaber/die Stelleninhaberin
soll die reichhaltige ehrenamtliche Arbeit in der Johanniter
Komturei Nieder-Weisel nicht ersetzen, sondern fördern,
die ehrenamtlich Tätigen theologisch weiterbilden und in
ihrem Dienst stärken. In den regelmäßigen Studiensemina-
ren, die für die neuen Mitarbeitenden in den großen Ordens-
werken, wie der Johanniter-Unfallhilfe oder der Johanniter
GmbH stattfinden, kommt es darauf an, in Zusammenarbeit
mit den ehrenamtlich tätigen Johanniter-Pfarrern/Pfarrerin-
nen die Grundlagen einer christlichen Hilfsorganisation und
einer der evangelischen Kirche zugehörigen Organisation
zu vermitteln. Die Mitarbeit in der Stiftung »Johanniter-
Komturei Nieder-Weisel« wird ausdrücklich erwünscht.

Ein Pfarrbüro wird auf dem Gelände der Komturei Nie-
der-Weisel zur Verfügung gestellt. Bei der Wohnungssuche
ist man gerne vor Ort behilflich.
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Widerruf der Ordinationsrechte 

Mit Verfügung vom 28. September 2009 haben wir bei
Herrn Olaf Ruhl das Recht und die Pflicht zur öffentlichen
Wortverkündigung widerrufen. 

D ü s s e l d o r f,  den 7. Januar 2010 

Das Landeskirchenamt 

Nieder-Weisel hat ca. 2.000 Einwohner, Bahnhöfe und
Autobahnanschluss liegen in der Nähe, Frankfurt am Main
ist ca. 45 km entfernt, Gießen ca. 25 km. In Nieder-Weisel
gibt es eine rege evangelische Ortskirchengemeinde, zu der
gute Kontakte gepflegt werden. Diese Kirchengemeinde ist
Träger einer evangelischen Kindertagesstätte. Im Ort ist
eine Grundschule. In der Stadt Butzbach sind weiterführen-
de Schulen vorhanden, auch ein Gymnasium.

Gesucht wird eine Pfarrerin/ein Pfarrer, die/der Interesse
hat, einen Gemeindeaufbau von Anfang an zu begleiten und
mit zu gestalten. Es ist eine reizvolle Aufgabe, in einer, von

Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern

Verlust der Rechte aus der Ordination 

Pfarrer Dr. Karl-Heinz Bierlein wird mit Wirkung vom
1. Januar 2010 aus dem Dienst der Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Bayern entlassen und verliert damit seine
Rechte aus der Ordination. 

M ü n c h e n,  den 14. Dezember 2009 

Das Landeskirchenamt 

Evangelische Kirche im Rheinland 

der Mitgliedschaft her, zunächst überschaubaren Kerngemein-
de das künftige Profil der Johanniter-Gemeinde zu entwickeln.

Weitere Auskünfte erteilen der Kommendator der Hes-
sischen Genossenschaft des Johanniter-Ordens, Prof. Dr.
Christoph v. Campenhausen, Bebelstraße 50, 55128 Mainz,
Tel.: 06131 34411, E-Mail: campenha@mail.uni-mainz.de;
Pfarrer Dr. Michael Frase, Schloßstraße 4, 61184 Karben,
Tel.: 069 92105 6620, E-Mail: michael.frase@juh-hrs.de;
Dekan Jörg-Michael Schlösser, Dekanat Wetterau, Am
Goldstein 4 b, 61231 Bad Nauheim, Tel.: 06032 34546-30
oder 34546-10, E-Mail: ev.dekanat.wetterau@ekhn-net.de.
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zum Beispiel:

Ka Benziner:   24 %
 Fiesta:    24 %
 Focus:    25 %
 Fusion:    27 % 
 S-Max:    25 %
 Connect lang:   27 %
 Transit:    34 %

Höhere Nachlässe bei
ausgewählten Vertragshändlern!
Stand: Januar 2010. Irrtum und Änderungen vorbehalten

HKD Handelsgesellschaft für 
Kirche und Diakonie mbH
Postfach 2320  
24022 Kiel   www.kirchenshop.de

Tel.  04 31  66 32-47  01 
Fax  04 31  66 32-47 47    
info@hkd.de 
www.hkd.de

Ford: großzügige Nachlässe
für kirchliche Einrichtungen

Informationen und Bezugsschein-Anforderung immer aktuell im www.kirchenshop.de
oder beim HKD-Kundenservice: pkw@hkd.de, Tel. 0431 6632-4701

  Mobilität  Telefonie  Energie  EDV | Drucker Möbel | Inneneinrichtung Bürobedarf

HKD-Bezugsscheine: Rabatte beim Fahrzeugkauf

  

 Interessante
 Rabatte auch
 für Mitarbeiter
 bei 2/3 dienstl.
 Nutzung!
 

   
 Sie brauchen nur
 den kostenlosen
 Bezugsschein
 der HKD!
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